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Vssachdemauf Allerhöchsten Befehl die Zusammenberufungdes dreizehnten rheinischen Provinzial-

Landtagcs angeordnet war, wurde derselbe nach vorangegangenem feierlichenGottesdienste am

12. Dezember 1858 von dem Königlichen Landtags - Commisfarius, Ober-Präsidenten von

Po mm er-Esche, eröffnet, dessen Rede von dem Landtags-Marschall, Freiherrn von Wald-

bott- Vassenhcim- Vorn heim, mit einem dreimaligen Lebehoch auf Seine Majestät

den König und Seine Königliche Hoheit den Prinz -Regenten, in das die

Versammlung begeistert einstimmte, erwiedert wurde.

Am 23. Dezember 1858 wurde der Landtag von dem KöniglichenLandtags - Commissarius

geschlossen.
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Propositions - Deerete.

Im Namen Seiner Majestät des Königs.
Wir Wilhelm liou Gottes Gnaden, Prinz uou Preußen, Regent,

entbieten den znm Proviuzial-Landtage einberufenen getreuen Ständen der Rheinprovinz Unseren gnädigsten
Gruß und lassen ihnen folgende Propositionen zur Berathung und Erledigung zugehen:

1) Zu den der Provinz augehörigeu Bezirks-Commissionen für die klasfifizirteEinkommensteuerhaben
die getreuen Stände neue Mitglieder und Stellvertreter, in Gemäßheit des § 24 des Gesetzes vom
1. Mai 1851, zu wählen. Hinsichtlich der Zabl der für die einzelnen Bezirks-Commissionen zu
wählende!: Mitglieder und Stellvertreter, sowie hinsichtlichder übrigen bei den Wahlen zu betrach¬
tenden Momente, bewendet es lediglich bei den Vorschriften, nach welchen die früheren dicsfälligen
Wahlen stattgefundenhaben, und es werden den getreuen Ständen die Nachweisungender einkommen-
steuerpstichtigen Einwohner der einzelnen Bezirke durch den Landtags-Commissarins mitgetheilt werden.

2) Mit Rücksicht ans die, den getreuen Ständen durch die §§ 5 uud 47 des Gesetzes vom 2. März 1850
in den Angelegenheitender Renteubant zugewieseneMitwirkung uud Eontrole, ist nach den näheren
Mittheilungen, welche der Landtags-Commissarius machen wird, die Wahl von Abgeordneten uud
Stellvertretern vorzunehmen.

3) Von den getreuen Ständen ist ferner die Wahl des Ausschusses, in Gemäßheit des § 5 Nro. 2 des
Gesetzes wegen der Kriegsleistnngen nnd deren Vergntigung vom 1l. Mai 1851, nnter angemessener
Betheiligung der einzelnen Stände zu bewirten.

4) Den getreuen Ständen lassen Wir einen Gesetzentwurf über die Gewährleistung wegen verborgener
Mängel bei dem Verkauf und Tausch von Hausthieren im Bezirke des Appcllationsgerichts zu Cöln
nebst Motiven zur Berathung und Begutachtung zugehen.

5) Desgleichen lasseil Wir den getreuen Ständeil den Entwurf einer Verordnung, betreffenddie Ausfüh¬
rung der wegen der Provinzial-Landtags-Wahlen im Stande der Landgemeinden der Rheinprovinz
in den Artikeln IX und Xlll der Verordnung vom 13. Juli 182? enthaltenen Bestimmungen nebst
Motiven zur Berathung nnd Begntaebtung zugehen.

In Betreff der laufenden ständischen Verwaltung wird der Landtags-Commissarius die nöthigen
Mittheilnngen an die getreuen Stände machen, namentlich über die Angelegenheiten:

der Provinzial-Hülfskasse,
der Bczirksstraßen-Fonds,
der Grundsteuer- Deckungsfonds,
der Provinzial-Fencr-Societät,
des Hebammen-Lehr-Instituts zu Cöln,
der Provinzial-Arbeits-Anstalt zu Brcmwciler,
des Landarmenhauses zu Trier,
der Irren-Heilanstalt zu Sicghurg u. s. W.
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Die Dauer des Provinzial-Landtages haben Wir auf 14 Tage bestimmt. Wir verbleiben den
getreuen Ständen in Guadeu gewogen.

Gegeben Berlin, den 26. November 1858.

(^z.) Wilhelm, Prinz von Preußen.
(gez.) Fürst zu Hohenzollern -Sigmciring en. Flottwell, von Auerswald.

von der Heydt. Simons. Schleinitz. von Vonin.
von Patow. von Vethmann-Hollweg.

An
die zum Proviuzial-Landtage der Nheinproviuz versainmelteuStaude.

Im Namen Seiner Majestät des Königs.
Wir Wilhelm uon Gottes Gnaden, Prinz non Preußen, Regent,

entbieten den getreuen Stauden der Nheiuproviuz Unsern gnädigsten Gruß.
Um dem von den getreuen Ständen schon früher angeregtenBedürfniß vou Bestimmungeu über die

Spurweite des Fuhrwerks zu entsprechen, ist uutcr Berücksichtigungder neueren Erfahrungen der nebst den
Motiven anliegende Entwurf einer dicsfälligen Verordnung ausgearbeitet, über welchen Wir die gutachtliche
Aeußernug der getreuen Stände veruehmeu »vollen.

Gegeben Berlin, den (!. Dezember 1858.

(gez.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent.

Gntwurf eines Gesetzes,
die Gewährleistung wegen verborgener Mängel bei dem Verkaufe und Tausche von Hausthierm

im Bezirke des Appellations - Gerichtshofes zu Cöln betreffend.

8 1.
Beim Verkauf und beim Tausch von Hausthieren muß die auf Gewährsmängel gegründete Klage und
Einrede, bei Verlust derselben, binnen einer Frist von drei Monaten nach der Ueberlieferungangestellt oder
geltend gemacht werden (Artikel 1648 des bürgerlichenGesetzbuches).

Der Tag der Ueberlieferungwird in die Frist nicht eingerechnet.
§ 2.

Eines vorherigen Sühnversuches bedarf es bei dieser Klage nicht. Die Sache ist als dringliche und
summarischezu behandeln.

8 3.
Innerhalb der im § 1 bestimmten Frist nnd vor Anstellung der Klage kann der Käufer das Vor¬

handensein von Gewährsmängeln bei den gekauftenHansthieren durch Sachverständige feststellen lassen.
1«
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Auf seinen Antrag ernennt nnd vereidet der Friedensrichter des Ortes, an welchem sich das Thier
befindet, je nach den Umständen, einen oder drei Sachverständige.

Bei Departements- und Kreis-Thierärzten genügt die Bestätignng des Gutachtens anf den gelei¬
steten Diensteid.

z 5.
Der Friedensrichter verordnet gleichzeitig, daß und in welcherWeise der Verkäufer von der vorzu¬

nehmenden Untersuchungdes Thieres iu Keuutniß zu setzen ist. Auf den Autrag des Verkäufers tauu die
Zuziehung fernerer Sachverständiger angeordnet weiden.

8 «.
Das schriftlichabzufassendeGutachten der Sachverständigen wird anf der Gerichtsschreibereides

Friedensgerichts, welchesdie Sachverständigen ernannt hat, hinterlegt.
8 <.

Der in dem späterenProzesse erkennende Nichter kann das in dem Vorverfahren erstatteteGutachten
seiner Entscheidungznm Grunde legen; auch kaun aus der Ertheiluug des Gutachtens lein Gruud herge¬
leitet werden, die Sachverständigen in dem späteren Prozesse zu verwerfen (Artikel 288 der bürgerlichen
Prozeß-Ordnung).

8 5-
Die Kosten dieses Vorverfahrens werden in dem späteren Prozesse den Kosten des letzteren gleichgestellt.

Beglaubigt: Der Iustizminister Simons.

M e.

Die Vorschriften des im Bezirke des Appellations- Gerichtshofes zn Cölu geltenden bürgerlichen
Gesetzbuches über die Gewährleistung wegen verborgener Mängel bei Kauf- uud Tausch-Verträgen haben
schon seit dem Jahre 1824 wiederholte Anträge ans theilweiseErgänzung oder Abänderung hervorgerufen,
die bis jetzt aus verschiedenen Gründen unberücksichtigt geblieben sind. Inzwischen hat man in den benach¬
barten Ländern, in welchen dasselbe bürgerliche Gesetzbuch gilt, namentlich in Frankreichdnrch ein Gesetz
vom 20. Mai l8!>8, in Belgien durch ein Gesetz vom 28. Januar .1850, und im Großherzogthum Luxem¬
burg durch ein Gesetz vom 18. AM 185>1, den desfallsigen Mängeln des bürgerlichenGesetzbuches insoweit
abzuhelfen gesucht, als dazu ein praktisches Bedürfniß anerkannt wurde.

In der Sitzungs-Periode des Allgemeinen PreußischenLandtages i„-<, 18'«/5g wnrde im Hause der
Abgeordnetenvon Andr« und Genossenein Antrag anf Abänderung der erwähnten Vorschriftendes bürger¬
lichen Gesetzbuches für den Bezirk des Appellations-Gerichtshofeszn Cölu gestellt und demselben der Entwurf
eines desfallsigeuGesetzes beigefügt, der fast wörtlich mit dem erwähnten Französischen Gesetze vom 20. Mai
1838 übereinstimmt. Das Haus der Abgeordneten beschloß, jenen Antrag der Königlicheil Staats-Negieruug
zu überweisennnd die Erwartung anszusprechen, daß Einleitungen getroffen würden, nm den Gegenstand
des Antrages durch ein Gesetz zu regeln. Es sind hierauf umfassende Gutachten nicht nur von den Gerichts¬
behörden im Bezirkedes Appellations-Gerichtshofes zu Eölu, uamcutlich von dem Ersten Präsidenten nnd
General-Prokurator, vou sämmtlichen Landgerichts - Präsidenten nnd Ober-Prokuratoren nnd von vielen
Friedensrichtern, sondern auch von den rheinischenVerwaltungs-Behörden, von mehreren sachverständigen
Thierärzten jener Provinz und von der Thierarzneischulezu Berliu eingefordertund erstattet.
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Auf Grund dieses reichhaltigen Materials ist der Entwurf des Gesetzes angefertigt, welcher zu¬
vörderst dem Proviuzial-Landtage der Rheinprovinz zur Begutachtung vorgelegt wird.

Das bürgerliche Gefetzbuch behandelt die Lehre von der Gewährvstichtbeim Verkaufe, ohne zwischen
Immobilien und Mobilien oder Moventien zu unterscheiden, in den, in dem nachfolgendenAuszüge abge¬
druckten Artikeln 1641 bis 164'.». Nach Art. 17U7 sind diese Vorschriftenanch bei Tauschverträgcnanwendbar.

Was unter einem Gewährsmangel zn verstehen sei, wird nnter Vermeidung jeder Spezialisirung
klar festgestellt. Der hierbei befolgte Nechtsgrnndsatzentsprichtim Allgemeinen, nach Vorgang des Römischen
Rechts, allen verschiedenen Gesetzgebungen, nnd wird mich von keiner Seite bestritten.

Das bürgerliche Gesetzbuch trägt ferner dein in allen Gesetzgebungengefühlten praktischen Bedürfniß,
für die Gewährsklagen kurze Fristen zu bestimmen,im Allgemeinen ebenfalls Rechnung. Aber hier mangelt
ihm eine bestimmte selbstständige Vorschrift. Der Artikel Ni4l^ verordnet nämlich:

„Die dnrch redhibitorischeMängel begründete Klage muß, uach der Beschaffenheit der
redhibitorischen Mängel und der Gewohnheit des Ortes, wo der Verkanf geschehen
ist, biuuen kurzer Frist angestellt werden."

Die Jurisprudenz hat zwar festgestellt, daß es nicht in Beziehung auf die Frage, was überhaupt
unter einem Gewährsmangel zu verstehensei, sondern mir in Beziehung auf die Frist, binnen welcher die
Gewährsilage angestellt werden muß, auf die Beschaffenheitder Gewährsmängcl und die Gewohnheit des
Ortes ankomme; aber gerade diese Verweisung auf das richterlicheArbitrium über die Möglichkeit, eiuen
Gcwährsmangel früher oder später zu erkennen, uud auf die mannigfaltigsten älteren Gesetze und unsicheren
Ortsgebräuche, welche iu dem aus deu verschiedeustcn Landesgebieten zusammengesetzten Bezirk des Appel¬
lationsgerichtshofes zu Cöln bestanden oder als bestehend behauptet werden, hat eine große Unsicherheitbei
Klagen der fraglichen Art zur Folge gehabt. Sämmtliche Berichte sind darüber einverstanden,daß in dieser
Hinsicht die Vorschriftdes bürgerlichen Gesetzbuches einer Aenderung oder Ergänzung bedürfe.

Es lag nuu zuvörderstdie allgemeineFrage nahe, ob dem vorhandenenBedürfnisse etwa durch den
einfachen Satz abgeholfen werden tonne, daß die im Artikel 1648 bezeichnete tnrze Frist bei beweglichen
Sachen überall gleichmäßig festgestellt werde. Die große Mehrzahl der hierüber erfordertenBerichte hat sich
gegen eine solche allgemeine Fristbestimmnngim Wesentlichenum deswillen ausgesprochen,weil eiu Vedürf-
uiß zur Abänderung des Gesetzes sich überhaupt nur beim Verkauf von Vieh ergeben habe, und weil die
Bestimmung eiucr Frist bei Käufen von Mobilien und Immobilien, z. B. Maschinen und Häuseru, ihre
besonderenSchwierigkeiten habe uud gerade hier das Arbitrium des Nichters in manchen Fällen wohl ange¬
bracht sei, wenigstens noch zu keiuen BeschwerdenAnlaß gegeben habe.

In Anerkennung dieser Grüude nnd des Grundsatzes, daß die Abänderung bestehender Gesetze sich
ans das Bedürfniß zu solcher beschräukeu müsse, ist von der Bestimmung einer allgemeinen Frist für alle
Gewährsklagen Abstand genommen, und der Entwurf des Gesetzes auf den Handel mit Vieh beschränkt
worden. Die schon erwäbntcn Französischen,Belgischenuud Luxemburgischem Gesetze, sowie der mit ihnen
übereinstimmendeAntrag von Andr« nnd Genossen, haben die Vorschriften des bürgerlichen Gesetzbuches
über Gewäbrstlagcn ebenfalls mir in Beziehung auf deu Viehhaudel abzuändern für nöthig erachtet. Die¬
selben geheil aber noch weiter; sie äudern die Vorschriftcu des bürgerlichen Gesetzbuches nur insofern, als
sie den Handel mit bestimmten, im Gesetz speziell genannten Hausthieren betreffen, nnd lassen bei diesen
eine Gewährsllage nur wegen speziell angegebenerKrankheiten zn. Ob diese Beschränkungenauch iu den
vorzulegendenGesetz-Entwurf aufzunehmen seien, bildete den ersten Gegenstand der speziellen Erörterungen
und erforderten Berichte.

1. Welche Hausthierc iu ein solches Gesetz aufznuehmenwären, könnte nur davou abhängen, welche
Arten von Hmisthiercn da, wo das Gesetz gelten soll, im Verkehr zn sein pflegen. In dieser Hinsicht stimmen
die Gesetze für Frankreich, Belgien uud Luxemburg uicht gauz übereiu, und es wurde von vcrschiedeneu
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Seiten gerügt, daß in dem Entwurf von Andr« und Genossen verschiedene Hansthiere, z. B. Ziegen,
Maulthiele, Maulesel, Esel, auch Huude uud Hofgeflügel, gar nicht erwähnt seien. An sich würde ein
Bedürfniß, die einzelneu Thiergattuugen, auf welche das Gesetz anwendbar sein soll, speziell aufzuführen,
nicht vorhanden sein, da die Frage, welche Thiere zu den Hausthieren zu rechnen sind, nicht leicht zweifel¬
haft ist, uud es jedenfalls kein Uebelstand sein würde, wenn man den seltener vorkommendenHandel mit
anderen Thieren an der beabsichtigten Verbesserungdes Gesetzes Theil nehmen ließe. Aber die Beschräutuug
der Garanticklage auf gewisse speziell bezeichneteKraulheiteu der Thiere machte die Beneuuuug dieser Thiere
nothwendig. Die Hauptfrage war daher die, ob eine solche Beschränkungder Klage auf bestimmte Gewährs-
mäugel stattfinden sollte. Diese Frage mußte verueiut werden. Au und für sich kann es uicht zweifelhaft
sein, daß die Klage bei allen Krankheiten zugelasseu werdeu muß, welche unter den allgemeinen Begriff
eines Oewährmaugels fallen. Jeder von der Klage ausgcschlosseuc einzelne Fall würde eine Nechtsverwei-
gerung sein. Dieser Nechtsgruudsatzwurde auch von denjenigen Berichterstattern anerkannt, welche wegen
des angeblichen praktischen Bedürfnisses den Vorschlägendes Gesetz-Entwurfes beipflichteten.

Aber diese Berichterstatter gingen meist von der Ansicht ans, daß es der Thierarzneiwisseuschaft
möglichsei, die eiuzelnenKrautheiteu vollständig zu bezeichnen, ans welche der Begriff eines Gewählmangels
passe. In dieser Voraussetzung wurden sie aber in den verschiedenen Gutachten sachverständigerThierärzte
und der Thierarzneischulevollständig widerlegt. Nach denselben liegt es nicht im Bereiche der Möglichkeit,
alle die Mängel namhaft zu machen, welche unter Umständen vollständig die Eigenschaft eines Gewährs¬
mangels haben können, uud es wird überzeugeuddargethau, daß eine uud dieselbe Krautheit unter Umständen
jene Eigenschafthaben könne, uuter Umstäudeu nicht. Die hierin liegende Schwierigkeit, ja Unmöglichkeit
einer dem Rechtsbewußtseiu und selbst dein Bedürsuiß eutsprecheudeu Beschränkung der Gewährstlageu ist
auch bei den mehrerwähuten Gesetzen von Frankreich, Belgien uud Luxemburg klar hervorgetreteil.

Dieseu drei Gesetzgebungenliegt dasselbe bürgerlicheGesetzbuch zum Gruude; sie giugeu alle drei
von der Ansicht aus, daß die Gewährstlage bei gewissen Viehveltäufen auf bestimmteMängel beschränkt
werdeil müsse, und das ältere Gesetz diente dem neueren zum Vorbilde, so daß die Abweichuugeudes letzteren
als Wirkungen der Erfahrung auf demsclbeugesetzgeberischenBoden erscheinen. Nun zählen nicht nnr das
neuere Belgische uud das LuxemburgischeGesetz audere Thiergattungen und andere Krankheiten auf, als
das Französische (sie schließen sogar alles zum Schlachte» bestimmteVieh von der Anwendung des Gesetzes
aus); soudern beide Gesetzgebungen erkennenes an, daß eine auf Stabilität berechnete Gesetzgebungnicht
geeignet sei, die Mängel festzustellen, welche zu einer Gewährstlage berechtigensollen. Das Belgische Gesetz
überträgt die Befuguiß hierzu dem Gouvernement, uud es wird dies als eine besondere Weisheit des Gesetz¬
gebers gerühmt. Das Luxemburgische Gesetz bestimmt zwar wieder die einzelnen Gewährsmängel, ermächtigt
aber ausdrücklich die Regierung, aus dringenden Gründen nnd im Wege der Nerorduuug den. im Gesetz
aufgeführten Gemährsmäugeln die neuen und uicht vorgeseheueuFälle, welche sich aus dcu Umstäudeu
ergeben, hinzuzufügen. Es sollen aber solche dringende Abänderungen der nächstenLegislatur, zum Zweck
der Verwandlung in ein Gesetz, vorgelegt werden. Hieraus ergiebt sich, was von der in einigen Berichten
aufgestelltenBehauptung zu halten ist, daß das FranzösischeGesetz sich in der Praxis als zweckmäßig
bewährt habe. Will man allerdings die Zweckmäßigkeit eiues Gesetzes lediglich uach der dadurch vermin¬
derten Zahl von Prozessenbeurtheilen, so wäre eiu Gesetz, das jede Gewählsklage ausschlösse, gewiß das
Zweckmäßigste.

Das Französische Gesetz hat nicht einmal die später so verheerendeLungensencheaufgenommen.
Es muß souach die Frage, welche Krankheit als Gcwährsmangcl überhaupt und in jedem einzelnen

Falle anzusehensei, der Beurtheilung einer stets fortschreitendenWissenschaftüberlassen bleiben, uud es
kann nicht wohl angemessen erscheinen,die Gesetzgebungin die Lage zn bringen, jeder nen begründeten und
nicht selten verwechselnden Ansicht der Arzneiwissenschaft folgen zu müssen.



Abgesehendavon, daß nach den Berichten der Meisten Friedensrichter die fraglichen Klagen gar
nicht einmal so besonders häufig sind, war es auch nicht anzuerkennen, daß eine gesetzlicheFeststellungder
einzelneilGewährsmängel wesentlich zu einer Verminderung der Prozesseführen werde.

An die Stelle des dem Kläger jetzt obliegendenBeweises, daß überhaupt ein Gewährsmaugel vor¬
handen sei, würde der Beweis treten, daß die wirtlich vorhandeneKrankheit zu den vom Gesetze anerkannten
Mängeln gehöre. Nichter und Sachverständige würden, nm ein materielles Unrecht zu vermeiden, leicht
geneigt sein, eine dem Begriff von Gewäln'smängel entsprechende Krankheitunter eine der vom Gesetz genannten
Krankheiten zu subsumiren. Kommt nun noch hinzu, daß je nach dem Gebranch, welchen der Anlänfcr vom
Thiere machen will, nnd je nach ihrem Grade nnd Verlaufe, eine nnd dieselbe Krankheit in einem Falle
die Eigenschafteneines Oewährsmangels an sich tragen kann, im anderen dagegen derselben vollkommen
entbehrt, so mnß die Bezeichnungder Krankheiten, welche als Gewährsmängel gelten sollen, neue Zweifel
und somit neue vcrwieteltcProzessehervorrufen. Das zuletzt hervorgehobeneBedcnten spricht insbesondere
anch gegen den von einigen Seiten gemachtenVorschlag, im Gesetze diejenigen Krankheiten wenigstens bei¬
spielsweiseaufzuführen, welche in allen Fällen als Gewährsmängel gelten sollen.

2. Eine fernere, mit der vorhergehendenznsammeilhängendeFrage war die, ob im Allgemeinen
oder in Bezug auf gewisse Thicrgattungen Zcitfristen mit der Wirkung bestimmt werden sollten, daß eine
innerhalb derselbenveranlaßte Feststellungdie gesetzlicheVermuthung nach sich ziehe, daß der Mangel bereits
zur Zeit des Verkaufes vorhanden gewesen?

Die Aufnahme einer desfallstgen Vorschriftin das Gesetz nach dem Antrage von Andr« und Ge¬
nossen wurde von mehreren Seiten befürwortet, dabei aber vorausgesetzt, daß ein Gegenbeweis gegen die
gesetzliche Vermuthung zugelassenwerden müsse. Damit aber zerfiel der ganze practischc Werth einer solchen
Vermuthung. Der Gegenbeweis müßte in dem einzelnen Falle wesentlichdurch sachverständige Gutachten
geführt werden können, uud damit wäre nur die Bcweislast, uicht aber die Zulässigteit der Beweisführung
geändert nur kein Erfolg für die Verminderung der Prozesseerzielt. Die Präsumtiousfrist, von der es
sich hier handelt, nnd welche von der Verjährnngsfrist znr Anstellung der Gewährsklage wohl zu unter¬
scheiden ist, müßte für die eiuzeluen Krauthcitcu iu der Art bestimmt werden, daß innerhalb derselbendie
Krankheit nicht hätte entstehen können.

Dazu besitzt aber uach dem Gutachten mehrerer sachverständigen Thierärzte die Heilkunde noch keine
allgemein gültigen Erfahrungen, vielmehr mnß die Benrthcilnng der Dauer eiuer Krankheit von der Prü¬
fung der objectiven Erscheinnngendes einzelnen concretenFalles abhängig bleiben. Die Verjährungs¬
frist kann dagegen nur davou abhängen, daß innerhalb derselben die vorhandene Krankheit erkennbar
Wird. Das Gutachten der Thierarzncischulesuchte die Vorschriften über beide Fristen zn vereinigen. Gs
theilte znvörderst alle Gewährsmängel in zwei Grnppen, von denen die erste alle Mängel, welche uuter
den allgemcineu Begriff eines Oewährsmangels fallen nnd deren Vorhandensein jedesmal bewiesenwerden
mußte, die audcre aber diejenigen umfaßte, welche vom Gesetz ein- für allemal zn Gewährsmängeln gestem¬
pelt und deshalb gesetzlicheGewährsmängel genannt werden sollten. Nnr für die letztere sollten Vermn-
thnngsfristcn aufgestellt werdeu, zu welchcu, uach Verschiedenheit der Krankheiten, 5, 10, 15, 20, 30 und
50 Tage vorgeschlagen wurden. Für die Bestimmung dieser verschiedenen Fristen ist nicht blos die Frage,
ob die Krankheitinnerhalb derselben habe entstehen tonnen, sondern auch die, ob solche zu erkennen gewesen sei,
maßgebendgewesen. Es ist daher auch der Gegenbeweis gegen die Vermuthung in gewissen Fällen zngelassen.
— Der Vorschlag war jedenfalls für die practische Anwendung viel zu complieirt und würde namentlich dnrch
die Aufstellungso verschiedener Verjährungsfristen große Verwirrung erzengen.Dem Käufer würde ohnehin der
Beweis obliegen, daß das gekanfte Thier an einer der speziell aufgeführtem Krankheitengelitten habe, uud weuu
die Heilkunde die uothwcudigeDauer der Krankheit mit solcher Bestimmtheit feststellen taun, daß die Fizirung
der Frist dnrch Gesetz znlässig erscheint, so wird sich ihre Ansicht anch ohne Gesetz Geltnng verschaffen.
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Die Bestimmung einer Präsnmtionsfrist ist deshalb in den Entwurf des Gesetzes nicht aufgenommen.
Mit der Bestimmung einer Präsnmtionsfrist hing die anch in den Antrag von Andr« und Genossen

aufgenommeneVorschrift zusammen, daß bei gewissen anstellendenKrankheiten der Verlaufer von jeder Ge¬
währleistung entbunden sein soll, wenn er beweist, daß das Thier nach dem Verkauf mit anderen von
derselbenKrankheit befallenenThieren in Berührung gekommen ist. Diese Vorschriftkann eine Berechtigung
nur in so fern in Anspruch nehmen, als sie eine vorhandene Präsnmtionsfrist beseitigt, keineswegsaber
insofern, als sie jede Garantie-Verbindlichkeit des Verkäufers aufhebt. Kaun der Verkäufer uachweiseu,daß
das Thier die fragliche Krankheit schon znr Zeit des Verkaufs hatte, so kann die Garantiepflicht des Ver¬
käufers «icht dadurch aufgehoben werden, daß das Thier nachher uoch mit anderen tranken Thieren in
Berührung gekommen ist. Die Vorschriftkann zu einer schreienden Ungerechtigteitführen, wenn z. B. bei
Vlehscnchen von der Polizei augeordnet wird, daß das traute oder auch nur verdächtigeVieh eingesperrt
uud, wie das oft uicht zu vermeiden ist, auf eiuer gemeinschaftlichen Weide zusammengehaltenwird. Der
Beweis, daß das Thier nach dem Verkauf mit anderen tranken Thieren zusammen gewesen ist, wird bei
Beurtheilung der Frage, ob das Vorhandensein der Krankheit zur Zeit des Verkaufs erwiesen sei, genügende
Berüetsichtignngfinden. Im polizeilichen Interesse möchte gerade bei ansteckenden Krankheiten der Verkäufer
am weuigstcu Schutz verdienen.— Sollte überhaupt leine Präsnmtionsfrist bestimmt werden, so mußte auch
diese Vorschriftwegbleiben.

,'!. Daß die Piäsnmtiousfrist oder anch diejenige Frist, welche nach dem Gutachten der Sachver¬
ständigen nöthig ist, um das Vorhandensein des Mangels zn erkennen, nicht mit der Frist zur Anstellung
der Klage (Verjähruugsfrist) zusammenfallen taun, wie der Antrag von Andrü uud Genossen in Ueber¬
einstimmung mit den fremdländischeuGesetzen wollen, darüber wareu die meisten Berichterstatter ein¬
verstanden.

Es liegt in der Natur der Sache, daß dem Berechtigten eine Frist zur Allstellung der Klage von
dem Zeitpuulte an bewilligt werden mnß, in welchemer überhaupt iu der Lage ist, klagen zu können. Das
Gegentheil kann nur zu einer Beugung des Rechts zu Guusteu des iu dieser Lehre teineswegcs vorzugs¬
weise zu berücksichtigenden Nertäufers führen. Es ist selbst zweckmäßig, diese Frist nicht gar zn kurz zu
bestimmen, damit den Parteien Zeit gelassenwerde, sich außergerichtlichzu verständigen. Ueber die Länge
der Klagefrist weichen die Vorschlägesehr von einander ab, sie schwanken zwischen l 4 Tagen uud 3 Monaten,
aber sie sind darin fast einstimmig, daß die Mägige Frist des Französischen Gesetzes zu kurz sei. Diejenigen,
welche kürzereFristen vorschlagen, verlangen meist Zusatzfristen für bestimmte Fälle, z. B. bei der Gntfer-
nnng des Verkäufers uud Vcrtaufsortes, bei einzelnen besonderenKrankheiten — wenn der Verkäufer den
Fehler gekannt hat -^, bei der Garantietlage n. f. w. Solche Spezialisirung ist jedoch nachtheilig, und
eine alle Garantietlagcn nmfassendeFrist ohne besondere Znsatzfristen wird dem praktischen Bedürfnisse am
besten entsprechen.

Das Gutachten der Thierarzneischnlebringt, abgesehen von den besonderen Fristen für speziell
bezeichnete Krankheiten, eine dreimonatlicheVerjährungsfrist in Vorschlag, weil eine solche Frist bei vielen
Krankheiten, die sich erst nach längerer Zeit äußern, znm Schutze der wohlbegrüudcten Rechte des Käufers
nothwendig sei. Diesem auf die Erfahrungen der Wissenschaft gegründetenVorschlägeschließt sich der Gesetz-
Entwurf au. Die Länge der Frist kann an sich den Rechten des Verkäufers nicht nachtheilig sein, da das
Vorhandensein des Mangels zur Zeit des Verlaufs vom Käufer bewiesen werden muß. Eine Beeinträch¬
tigung des Verkehrs ist nm so weniger zu erwarten, als in den meisten Bezirken auf Grund der Vorschriften
des RömischenRechts eine sechsmonatliche Verjährungsfrist gilt und hiernnt auch das AllgemeineLandrecht
übereinstimmt (Theil I. Tit. 5 § 343).

Die Verjährungsfrist mnß aber sowohl für die Klage als für die Ginrede gelten, und es ist noth¬
wendig, dies im Gesetz ausdrücklichausznsprechen.
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In verschiedenen Berichten ist noch die Frage näher erörtert und verschiedenbeantwortet, ob die
Verjährungsfrist vom Tage des Verlaufs oder vom Tage der Ueberlieferung an zu berechnen sei. Der
Gesetz-Entwurf entscheidet sich für das Letztere. Es ist zwar nicht zu bezweifeln, daß es bei Begründung
der Klage wegen eines Gewährsmangels darauf aukommt, ob dieser Mangel zur Zeit des vollendeten Ver¬
kaufs, d. h. zu der Zeit vorhauden war, in welcher das Eigenthum und mit ihm die Gefahr auf den
Käufer überging. Handelt es sich daher von der Bestimmung einer Präsnmtionsfrist hierüber, so müßte
nothwendig der'Abschluß des Verkaufs als Nufangspunktdieser Frist bestimmtwerden. Die Verjährungs¬
frist beruht aber auf einer ganz anderen Grundlage. Sie soll zwar im Interesse des Verkäufers und des
Verkehrs eine kurze sein, aber sie darf doch nicht so abgekürztwerden, daß der Käufer die Möglichkeitver¬
liert, seiu Recht geltend zu machen. Der Käufer ist hierzu aber erst veranlaßt, wenn er den Fehler kennt.
Wenn es nun auch nicht zweckmäßig erscheint, den Anfang der Verjährungsfrist von dem in jedem Falle
und oft schwer zu beweiseudeuAugenblicksolcher Kenntniß abhängig zu machen, so ist es doch angemessen,
diesen Anfang von dem Zeitpunkte zu berechnen, in welchem der Käufer jedeufalls in der Lage ist, die
Mängel kennen zn lernen. Das ist der Zeitpunkt der Ueberlieferung. Das Allgemeine Landrecht rechnet
ebenfalls von diesemZeitpunkte. Daß für den Käufer »oti« n»t» schon vor der Ueberlieferung vorhanden
war, kann in den bei Bestimmung dieser Frist im Allgemeinen zu berücksichtigendenGrundsätzen nichts
ändern.

4. Es ist ferner die Aufstellung verschiedener Prozeßvorschriftenin Vorschlag gebracht, namentlich
») daß alle Gewährsklagen beim Viehhandel dem Friedensrichter des Ortes überwiesen werden

sollen, an welchem der Verkäufer wohut. Es kann aber weder für nothwendig noch für zweckmäßig
erachtet werden, die allgemeinen Regeln über die Kompetenzder Gerichte für diese besondereArt von
Klagen abzuändern. Dieselben gehören nicht zu denjenigen Prozessen, deren Entscheiduug besonders
einfach ist; es ist daher schon aus diesem Grunde nicht rathsam, sie der Entscheidung der höheren
Richter zn entziehen, wenn ihr Gegenstand den Betrag der friedensrichterlichenKompetenz übersteigt.
Noch weniger ist Gruud vorhauden, in die handelsgerichtlicheKompetenz anzugreifen. Es ist auch
nicht unberücksichtigt zu lasseu, daß bei den Friedensrichtern keine amtlichen Vertreter der Parteien
bestehen und bei derartigen Prozessen von erheblicherem Objecte die Parteien in der Regel sich dennoch
werden durch Bevollmächtigte vertreten lassen und dann die Kosten dieser Vertretung unter allen Um¬
ständen selbst tragen müssen. Eine solche Vertretung wird für den Känfer namentlich dann kaum zu
vermeiden sein, wenn der Verkäufer in einem andern Friedensgerichtsbezirtwohnt,

d) Ein zweiter Vorschlag ging dahin, die Nothwendigkeitdes Sühneversuchs bei den vor das Landgericht
gehörenden Klagen aufzuheben und zu verordnen, daß die Sache als summarischeverhandelt und
abgeurtheilt werde. Die Aufnahme einer dcsfallsigcn Vorschrift in das Gesetz ist zur Beschleuuigung
der Sache für angemessenerachtet.

<:) Es sollte ferner der förmlichenKlage ein Gutachten von Sachverständigen vorhergehen. Nach dem
Auftrage von Andr« und Genossen (in Uebereinstimmnng mit dem Französischen, Belgischen nnd
Luxemburger Gesetze)soll die Klage für unzulässig erklärt werden, wenn der Käufer uicht inner¬
halb der bestimmten Frist bei dem Friedensrichter des Ortes, wo sich das Thier befindet, die Er¬
nennung von Sachverständigen zur Feststellungdes Mangels beantragt hat. Diese Feststellnnginner¬
halb der gedachtenFrist soll die Vermuthung begründen, daß der Mangel bereits vor dein Verkaufe
vorhanden war.

Die hier gedachteFrist ist dieselbefür jene Vermuthung und für die Verjährung der Klage. Daß
hierin eine Unzuträglichkeitliegen würde, ergiebt sich von selbst. Mit dem Wegfallen einer besonderen
Nermuthungsfrist fällt auch die Möglichkeitweg, mit einer solchen Frist die Feststellung des Mangels in
Verbindung zu setzen. Daraus folgt aber noch nicht, daß eine folche Feststellung nicht vor Anstellung der

2
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Klage stattfinden tonne oder müsse. Im Gegentheil ist anznerkennen, daß ein solches Verfahren seine
großen Vortheile behält, wenn auch durch dasselbe jene gesetzliche Vermuthung nicht begründet wird. Der
Käufer wird in die Lage gesetzt, seine rechtlichen Ansprücheselbst zu erkennen, nnd der Verkäufer, solchen
ohne Prozeß nachzugeben. Wann der Käufer innerhalb der Klagefrist jene Feststellnng will vornehmen
lassen, kann ihm füglich überlassen bleiben, da ihm der Beweis obliegt, daß der Mangel schon zur Zeit des
Verkaufs vorhauden war, und er daher das größte Interesse hat, die Feststellung sobald als möglich zu
bewirken.

Es mußte aber ferner gefragt werden, ob eine solche Feststellung dnrch Sachverständige der Klage
nothwendig vorhergehen müsse, oder ob es dem Kläger nur gestattet werden sollte, sie zu veranlassen.
Der Gesetz-Vorschlagwill nur das Letztere. Die Feststellungdes Mangels vor Anstellung der Klage und
ohne nothwendig kontradiktorischeVerhandlung soll wesentlich nnd fast ausschließlichim Interesse des
Käufers gestattet werdeu; es kann daher auch ihm überlassen bleiben, ob er von dieser Wohlthat Gebranch
machen will oder nicht. Die Kosten eines sachverständigenGutachtens sind nicht unerheblich, namentlich
wenn ein geeigneter Sachverständiger nicht in der Nähe wohnt. In vielen Fällen wird die Natur des
Maugels als Gewährsmangel so offenbar und nnbestreitbar sein, daß es bei Anstellung der Klage fast nnr
auf die Grlangnng eines ezel'utorischen Titels gegen den Verkäufer ankommt; in anderen Fällen wird das
Gntachten des Sachverständigen nnr auf vorherige Feststellung von Thatsachen, die nur im Prozesse
geschehen kann, zn gründen sein. In allen solchen Fällen ist das vorherige Gutachten von Sachverständigen
unnütz und die Frage über die Erstattung der Kosten eines solchen nnr geeignet, das Zustandekommeneines
Vergleichs zu verhindern. Dem Bedürfniß wird vollständig genügt, wenn dem Käufer die Befugnrß ertheilt,
aber nicht die Verpflichtung auferlegt wird, vor Allstellungder Klage das Vorhandenseindes Gewährmaugels
feststellen zu lassen.

5. Das bürgerliche Gesetzbuch (Artikel 1644.) giebt (in Uebereinstimmungmit dem römischen Recht
und dem allgemeinen Landrecht) dem Käufer die Wahl, entweder die Sache zurückzugebennnd sich den
Kaufpreis erstatten zn lassen, oder die Sache zn behalten und sich einen Theil des Preises, wie er dnrch
Sachverständige bestimmt wird, znrückgeben zn lassen (»otio ^unul! uliuuri»).

Der Vorschlag von Andre und Genossen und die mehrerwähnten fremden Gesetze haben die »etin
cj„»uti ,uinu>-!8 ganz ausgeschlossen. Es hatte solches bei diesen Gesetzen welliger Bedenken, da die nach
denselben allein anerkannten Gewährsmängel in der Regel das Thier ganz wcrthlos machen, und sogar das
Belgischeund LuxemburgischeGesetz bei dem zum Schlachten bestimmten Vieh die Anwendung des Gesetzes
ganz ausgeschlossen haben. Es ist aber um so weniger Veranlassung vorhanden, die »otiu ^uu«ti niiuu.i»
aufzuheben, da sie in der Praxis sehr selten vorkommt und in einzelnen Fällen, z. B. wenn die Zurückgabe
des Thieres dem Käufer großen Nachtheil verursachen würde, oder, wie oft bei geschlachtetemVieh, gar
nicht möglich ist, füglich nicht versagt werden kann. Von einigen Berichterstattern wurde erwähnt, daß der
Antrag auf Minderung des Kaufpreises oft mißbrancht werde, um den Verkäufer zum Nachlaß eines Theils
seiner gerechtenForderung zu bewegen, und deßhalb vorgeschlagen,dem Verkäufer zu gestatten, bei einer
derartigen Klage das Thier gegeil Erstattuug des Kaufpreises ganz zurückzunehmeu. Diese Befuguiß würde
aber in den schon erwähnten Fällen unausführbar sein oder den Käufer benachtheiligen. Es wird daher
auch in dieser Beziehung bei dem bestehendenGesetze zu belassen sein.

6. Endlich ist noch möglichstermittelt worden, ob eine Uebereinstimmungmit den Gesetzen benach¬
barter Länder erzielt werden tonne.

Daß dies im Einzelnen nicht möglich sei, ist klar nachgewiesen. Selbst die mehrerwähnten Gesetze
von Frankreich,Belgien uud Luzemburg weichen,wie gesagt, in mancher Hinsicht von einander ab, und
solche Abweichungenim Einzelnen sind für den praktischenVerkehr gefährlicher, als Verschiedenheitenim
Allgemeinen. Eine irgend möglicheUebereinstimmungder verschiedenen Gesetzgebungen wird noch am meisten
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durch Vermeidung von Spezialitäten und Aufstellung allgemeinerNormen, welche die Grundlage aller Gesetz¬
gebungen bilden, erreicht.

In dem Vorstehendenfinden die einzelnen Paragraphen des Gesetzvorschlages im Allgemeinen ihre
Erklärung. Nur im Einzelnen sei noch Folgendes bemerkt:

Nach § 4. soll von einer Vereidung der von dem Friedensrichter ernannten Sachverständigen nur
dann abgesehenwerden, wenn solche Departements- oder Kreis-Thierärzte sind, deren amtliche Stellung eine
Bestätigung des Gutachtens ans den geleisteten Diensteidgenügend, dagegen eine jedesmaligebesondereVereidigung
uuuöthig crschciucn ließ. Bei alleu anderen Sachverständigen, namentlich auch dcu approbirteuThierärztcn, von
einer solchen Vereidigung in dem Vorverfahren abzusehenund solche etwa dem Hauptprozessevorzubehalten,
erschien nicht angemessen,da es wesentlichdarauf ankam, auch iu diesem Vorverfahren dem Gutachten die
erforderlicheGlaubwürdigkeit uud Beweisfähigkeit zu verschaffen, um dadurch dem eigentliche!:Prozessevor-
zubeugeu und im § 7. des Gesctzvorschlages die Möglichkeitzn gewähren, eine nochmalige Vernehmung
der Sachverständigen zn vermeiden.

Der § 5. des Vorschlageserledigt die Frage über die Zuziehung der Gegenpartei bei der Vorver-
handlnng. Daß solche zweckmäßig, ist nicht zn bezweifeln. In vielen, wenn nicht den meisten Fällen, muß
aber die Feststelluugdes Sachverhaltes so schleimig geschehen, daß eine förmlicheVorladnng oder selbst die
Nothwendigkeitder Zuziehung der Gegenpartei den Zweck des Verfahrens vereiteln oder letzteres unmöglich
machen würde.

In dieser Beziehung spezielle Vorschriftenzu geben, ist theils schwierigund theils unnöthig, da
das Vorverfahren nnr eine vorläufige Feststellung des Thatbestandes bezweckt,an welches der eventuell
erkennendeRichter nicht gebunden ist. Es muß als genügend angesehenwerden, dem betreffendenFriedens¬
richter die Befuguiß zu ertheilen nnd die Verpflichtungaufzuerlegen, iu jedem einzelnen Falle zu bestimmen,
ob und in welcherWeise der Verkäufer von der vorzunehmendenUntersuchungdes Thieres in Kenntniß zn
setzen sei. In vielen Fällen wird z. B. dazu eine zn kontastirende Benachrichtigung durch die Post geuügeu.

Auszug
aus dem bürgerlichen Gesetzbuch.

Drittes Buch, sechster Titel.

Von der Gewährleistungfür die Mängel der verkauften Sache.

Artikel 1641.
Der Verkäufer ist zur Gewährleistung für die verborgenen Mängel der verkauftenSache verbunden,

welche dieselbe zn dem Gebrauche, wozu sie bestimmt ist, untauglich machen, oder welche ihre Brauchbarkeit
so sehr vermindern, daß der Käufer sie uicht gekauft oder nur einen geringeren Preis dafür gegeben haben
würde, wenn er die Mängel gekannt hätte.

Artikel 1642.
Der Verkäufer haftet nicht für die in's Auge fallenden Mängel, von welchen der Käufer sich selbst

überzeugen konnte.
Artikel 1643.

Er haftet für die verborgenen Mängel, selbst wenn er sie nicht gekannt hätte, es sei denn, daß er
in diesem Falle sich ausbedungen hat, zu einer Gewährleistung nicht verbunden zu sein.

2*
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Artikel 1644.

In dem Falle der Artikel 1641 und 1643 hat der Käufer die Wahl, eutweder die Sache zurück¬
zugeben und sich den Kaufpreis erstatten zn lassen, oder die Sache zu behalten und sich einen Theil des
Preises, wie er durch Sachverständige bestimmt wird, zurückgeben zu lassen.

Artikel 1645.

Kannte der Verkäufer die Mängel der Sache, so ist er, anßer der Zurückgabe des dafür erhaltenen
Preises, dem Käufer zum Schadensatzeverbunden.

Artikel 1646.

Kannte der Verkäufer die Mängel der Sache nicht, so ist er nur verbunden, den Kaufpreis zurück¬
zugeben und dem Käufer die durch deu Verkauf verursachteuKosten zu erstatten.

Artikel 1647.

Ist die mit Mängeln behaftete Sache in Folge ihrer schlechten Beschaffenheitzu Grunde gegangen,
so trifft der Verlust den Verkäufer, welcher dem Käufer zur Zurückgabe des Kaufpreises und zu den übrigen
in den beiden vorhergehendenArtikeln angegebenen Entschädigungen verbunden ist. — Dagegen ist der von
einem Zufalle herrührende Verlust für Rechnung des Käufers.

Artikel 1648.

Die durch redhibitorischeMängel begründete Klage muß, nach der Beschaffenheit der redhibitorischen
Mängel nnd der Gewohnheit des Ortes, wo der Verkauf geschehen ist, binnen kurzer Frist angestellt werden.

Artikel 1649.
Sie hat bei den unter gerichtlicher Autorität geschehenen Verkäufen nicht statt.

Siebenter Titel.

Von dem Tausche.
Artikel 1707.

Alle anderen für den Nerkanfbetragvorgeschriebenen Regeln sind übrigens auf den Tausch anwendbar.

--------Ki^ichA^«S^«'

Gntwnrf einer Verordnung,
betreffend die Ausführung der wegen der Provinzial-Landtags-Wahlen im Stande der Land¬
gemeinden der Nheinprovinz in den Artikeln lX und Xlll der Verordnung vom 13. Juli 182?

enthaltenen Bestimmungen.

In Gemäßheit des in den Artikeln IX und Xlll der Verordnung vom 13. Juli 1827 gemachtenVor¬
behalts, ergeht für den Umfang der Rheinprovinz nachstehende Verordnung:

8 1.
Zur Wahl der die Landgemeinden auf dem Proviuzial-Landtage vertretenden Abgeordneten und

Stellvertreter wird jeder der fünf Regierungsbezirkein so viele Wahlbezirkeeingetheilt, als derselbe nach
Art. IX der Veordnung vom 13. Juli 1827 Abgeordnetezu wählen hat.

8 2.
In jedem dieser Wahlbezirke, deren Feststellungdmch Unsern Minister des Innern erfolgt, wird

fernerhin je ein Abgeordneterund dessen Stellvertreter gewählt.
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8 3.
Die Bezirkswähler zur Wahl der Abgeordnetender Landgemeinden werden von den Bürgermeisterei-

Versammlungen aus ihrer Mitte gewählt.
8 4.

Sind Landgemeinden mit einer Stadt, welche nach der Gemeinde-Ordnung vom 23. Juli 1845
und dem Gemeinde-Verfassungs-Gesetz vom 15. Mai 1856 verwaltet wird, zu einer Bürgermeisterei ver¬
bunden, so sind diejenigen Mitglieder der Bürgermeisterei-Versammlung, welche der Stadt angehören, dabei
weder wahlfähig noch wählbar.

8 5.
Jede Bürgermeisterei-Versammlung wählt der Regel nach wenigstens Einen Bezirkswähler. Sind

die einzelnen — zu Einem Wahlbezirkeverbundenen — Bürgermeistereien von sehr ungleicher Größe, oder
entsprichtdie nach obigem Maßstabe sich ergebende Gesammtzahl der Bezirkswähler eines mit andern Kreisen
zu Einem Wahlbezirkevereinigten Kreises verhältnißmäßig nicht der Bedeutung des letztern, so tritt zum
Zwecke der Ausgleichung nach Bestimmung des Ministers des Innern bei den stärker bevölkertenBürger¬
meistereieneine verhältnißmäßige Vermehruug der von ihnen zu wählenden Bezirkswähler ein.

8 L.
Zur Herbeiführung einer derartigen Ausgleichung soll der Minister des Innern außerdem ermächtigt

sein, die Bürgermeisterei-Versammlungen kleiner — weniger als 1000 Einwohner zählender — Bürgermei¬
stereien mit denen benachbarter Bürgermeistereienzur Wahl eines oder mehrerer Bezirkswähler zusammen¬
treten zu lassen.

8 7.
Die Reihenfolge, in welcher die auf Grund dieser Verordnung gebildeten Wahlbezirkezur Abhal¬

tung der nächsten Ergänzungswahlen gelangen, wird dnrch das Loos bestimmt.
8 «-

Der Minister des Innern erläßt die zur Ausführung dieser Verordnung nöthigen Anweisungen.
Urkundlich«. «.

Motive.

Die Artikel IX und XI ll der Verordnnng vom 13. Juli 1827 über die RheinischeProvinzial-
Vertretung haben den Erlaß verschiedenerauf die Provinzial-Landtags-Wahlen im Stande der Land¬
gemeinden bezüglicher Vorschriften bis „nach Negulirung des ländlichen Communal-Wesens" resp, „der
Publication der Communal-Ordnung" vorbehalten. — Dieser Zeitpunkt ist durch den mittelst der Gesetze
vom 15. Mai 1856 erfolgten Abschluß der RheinischenGemeinde-Gesetzgebung nunmehr eingetreten, und
erscheint daher der gegenwärtige Erlaß der damals vorbehaltenen näheren Bestimmungen als nothwendig.

8 i.
Während bisher nach 8 21 des Gesetzesvom 27. März 1824 in Verbindung mit der Allerhöchsten

Kabinets-Ordre vom 14. November 1825 von den wahlberechtigten,, h. den 3 Thaler Prinzipal-Grund¬
steuer zahleuden, ländlichen Grundbesitzerneinzelner Regierungsbezirkein verschiedenen von den Ortsbehörden
gebildeten Abtheilungen auf 50 Wahlberechtigteje ein — mindestens 10 Thaler Grundsteuer zahlender —
Wähler, von diesen im Hauptorte des Kreises sich vereinigenden Wählern auf 10 Wähler je ein Bezirks¬
wähler, und von den in der Hauptstadt des betreffendenWahl- resp. Regierungsbezirkszusammentretenden
Bezirkswählern die für jeden Regierungsbezirkdurch Art. IX der Verordnung vom 13. Juli 1827 und 8 25
des Gesetzes vom 27. März 1824 festgesetzteZahl von Abgeordnetenund Stellvertretern gewählt ward, soll
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nach Art. XI ll der letztallegirtcuVerordnung die Wahl der Bezirkswählcr fernerhin durch die Gemciude-
Nerortneten jeder Sammtgemeinde, d. h. dnrch die Bürgermeisterei-Nersammluugcuaus ihrer Mitte erfolgen.

Durch diesen veränderten Wahl-Modus, welcher für jede Bürgermeisterei die Wahl von wenigstens
je Einem Bezirkswähler als Regel in Aussicht stellt, wird die Zahl der Bezirkswähler für die Zukunft
erheblich vermehrt weiden. — Denn während bisher die Zahl der Bezirkswähler für kleinereKreise auf
1 — 2, für größere auf 4 — 6 sich belief, steigt die für die Anzahl der Bezirkswähler künftig wesentlich maß¬
gebendeZahl der Bürgermeistereien in einzelnen Kreisen bis auf 27 und 30. — Sollten daher die Bezirks¬
wähler aus sämmtliche,!Kreisen eines Negieruugsbczirts behufs Vollziehung der Abgeordneten-Wahl auch
fernerhin in der Bezirkshauptstadt zn Einem Wähler-Eollegium zusammeutreteu, so würde durch die sehr
große Wählerzahl das Wahlgeschäftselbst erschwert und durch die bedeutendeEntfernung der Wohnorte eines
Theils der Wähler vom Wahlorte das vollzählige Erscheinenderselbenzur Wahl vielfach verhindert werden.
— Außerdem wäre bei der Verschiedenheitder Bürgermeisterei-Bezirke,welche in einzelnen Kreisen desselben
Regierungsbezirksklein und deshalb zahlreich, in andern wieder groß und weuiger zahlreich siud, eine Fest¬
setzung der von jeder Bürgermeisterei zn wählenden Bezirks-Wählerzahl iu der Art, daß dadurch sowohl
der betreffendenBürgermeisterei, als auch den einzelnen Kreisen der ihrer Größe uud Bedeutung im Ver¬
hältniß zu anderen Bürgermeistereienund resp. Kreisen desselben Regierungsbezirksentsprechende Einfluß auf
die Abgeordneten-Wahl gesichert würde, beim Zusammenwirken aller Bezirkswählcr des ganzen Regie¬
rungsbezirks nicht ausführbar. —

Aus diesen Gründen erscheint es als angemessen,jeden Regierungsbezirkin so viele Wahlbezirkezu
theilen, als derselbe nach Art. »X der Verordnung vom 13. Juli 1827 ländliche Abgeordneteund resp.
Stellvertreter zn wählen hat, damit

8 2.
dann jeder Wahlbezirk nur einen Abgeordnetenund Stellvertreter, welcher letzterer als persönlicher Stell¬
vertreter des Abgeordneten seines Bezirks zu fugiren haben wird, wähle. —

Die Feststellungder Wahlbezirke, bei welcher, so weit irgend thunlich, die Zertheilung landräth-
licher Kreise zu vermeiden sein wird, muß unter Berücksichtigungder Einwohnerzahl, Steuer-Verhältnisse
und sonstigen Interessen der zusammeuzulegendenKreise erfolgen. — Mit Rücksicht ans die im Laufe der
Zeit vielfach eintretende Aenderung dieser für die Wahlbezirks-Eintheilnng bestimmendenVerhältnisse, welche
z. B. durch Verschiedenheiten in der Bevölkerungs-Zunahme, so wie in der sonstigenEntwickelungder ein¬
zelneu Kreise, dnrch Vereinigung mehrerer kleineren Bürgermeistereien zu einem Bürgermeisterei-Bezirke :c.
hervorgerufen werden kann, ist eine dauernde, mit dieser Verorduuug zu verbindende Feststellungder Wahl¬
bezirke nicht thunlich. — Die nach obigen Grundsätzen zu bewirkende Abgrenzung der gedachten Bezirke muß
deshalb der jedesmaligen Bestimmung des Ministers des Innern überlassen bleiben. —

8 3.
Durch Ginführung des im Art. XIII der Verordnung vom 13. Juli 1827 vorgeschriebenenWahl-

Modus fallen die (zur Wahl der Wähler) bisher abgehaltenen UrWahlen fort, uud treten damit auch die
über den von Urwählern, Wählern nnd Bezirkswählern zu entrichtendenGruudsteuer-Eensusin der Kabinets-
Ordre vom 14. November 1825 enthaltenen Vorschriften außer Anwendung. — Statt des im Art. XIII
der Verordnung vom 13. Juli 1827 gebrauchten Ausdrucks „Gemeinde-Verordneten jeder Sammt¬
gemeinde" ist die Bezeichnung „Bürgermeisterei-Versammlungen" gewählt, weil dieser letztere
Ausdruck einerseits der Terminologie der jetzigen Gemeinde-Gesetzgebung entspricht, und andererseits die
Wählbarkeit der nach z 110 Nro. 1 und 2 der Gemeinde-Ordnung von 1845 der Bürgermeisterei-Ver¬
sammlung ohne Wahl angehöligen meistbegüterten Grundbesitzer nnd Gemeinde-Vorsteher, so wie der
Bürgermeister selbst, deren vom Gesetz unzweifelhaft nicht beabsichtigteAusschließungsonst aus dem Worte
Gemeinde-Verordnete möglicherweisegefolgert werden könnte, außer Frage stellt.
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Da diejenigen Städte, welchen die Rheinische Städte-Ordnung vom 15>. Mai !«ö6 bereits ver¬
liehen ist, vorher ans dem Bürgermeisterei-Verbände mit Landgemeinden ausscheiden mußten, so können
jetzt mir noch in denjenigen Bürgermeistereien, welchen außer den Landgemeinden auch noch eine — nach
der Landgemeinde-Ordnung von >«45>, resp, dem Gemeinde-Nerfassungs-Gesetze vom 15 Mai 1,^56 ver¬
waltete Stadt angehört, städtische Mitglieder in der Bürgermeisterei-Versammlung sich befinden. Daß
diese bei den Landgemeinde-Wahlen weder activ noch passiv mitwirken tonnen, folgt aus ihrer Berechtigung
zur Betheiligung an den Wahlen des dritten Standes.

8 5-
Daß jede Bürgermeisterei-Versammlung wenigstens je einen Bezirtswähler zn wählen hat, ist, den:

Sinne des Art. Xlll I, «. entsprechend,als Regel festgehalten. Dieselbe Zahl zngleichals Mazimum
gelten zn lassen, mW somit jeder Bürgermeisterei-Versammlung gleichmäßigdie Wahl von nur je Einem
Bezirtswähler zuzutheilen, ist wegen der obenerwähnten Ungleichheit der Bürgermeisterei-Bezirke nnd der
hieraus sonst für einzelne Bürgermeistereien uud resp. Kreise erwachsendenUnbilligleiteu nicht angänglich.
Offenbar unbillig würde es z. B. sein, die zmn Kreise Duisburg gehörigen Bürgermeistereien: Mülheim
Land mit 2lM! Einwohnern nnd einem Staatssteuer-Quantum von 26,400 Thlr., und Borbeet, mit-
l l,!0<) Einwohnern und l?,600 Thlr. Steuer der kleinen Bürgermeisterei Dnisbnrg Land desselben Kreises
mit nur 4Ki Einwohnern und 752 Thlr. Steuer durch Zntheilung der Wahl von je Einem Bezirkswähler
au jede von ihneu gleichzustellen. — Mit Recht würde ferner der 37,900 Einwohner in « Landbürgermeiste¬
reien zählende Kreis Bonn sich beschwert fühlen, wenn ihn: für jede dieser Bürgermeistereien nur einer,
also im Ganzen acht Bezirkswähler zngetheilt würden, während der mit ihn: zu Einem Wahlbezirkezu
vereinigende Kreis Gnstirchen bei einer Einwohnerzahl von nur 28,000 Seelen für seine 15 Bürgermeiste¬
reien 15 Bezirtswähler und somit dnrch diese fast doppelte Stimmenzahl trotz seiner geringeren Bedeutung
das entschiedenste Uebcrgewichtbei der Abgeordneten-Wahl erhielte. —

Zur Vermeiduug solcher — eveutuell vielfach eintretender Mißverhältnisse, ist dem Minister des
Innern die Befngniß zur Vermehrung der von den bedeutenderenBürgermeistereien zu wählenden Bezirts-
wählerzahl uach Maßgabe des hierzu vorhandenen Bedürfnisses vorbehalten worden.

8 6.
Während von solcher zum Zwecke der Ausgleichung eintretenden Ncrmehrnng der von einzelnen

Bürgermeistereien zu wählenden Bezirtswähler Uebclständeder Regel nach nicht zu befürchtensind, erscheint
die zu gleichem Ziele führende Zusammenlegung mehrerer Bürgermeisterei-Bezirke znr Wahl Eines
(oder auch mehrerer) Bezirkswähler im Allgemeinen mißlicher.

Abgesehendavon nämlich, daß die kleinerenuuter deu so combinirten Bürgermeistereien dnrch eine
derartige Zusammenlegung in der Ausübnug des vom Gesetze ihnen zugedachtenWahlrechtes immerhin nicht
unwesentlich beschränkt werden, steht auch die Zahl der Mitglieder der einzelnen Bürgermeisterei-Versamm¬
lungen keineswegs immer in gleichemVerhältnisse zur Größe und sonstigenBedeutung der Bürgermeisterei,
so daß also möglicherweise beim Zusammentritt mehrererBürgermeisterei-Versammlungenzu Eiuem Wähler-
Collegium die an Einwohnerzahl und Steuer-Eontingent kleinere Bürgermeisterei dnrch die größere
Mitgliederzahl ihrer Bürgermeisterei-Versammlungeinen ihrer Bedeutung nicht entsprechenden überwiegenden
Einfluß auf den Ausfall der Bezirkswähler-Wahl erlangen kann. — Die Eombinirung mehrerer Bürger¬
meistereienznr Vezirkswähler-Wahl wird hiernach nur ganz ausnahmsweise anwendbar sein, sie kaun aber
bisweilen nothwendig werden, wenn entweder sehr kleine Bürgermeisterei-Bezirke,wie z. B. die dem Kreise
Moers angehörige Bürgermeisterei Rheinberg Land mit 160 Einwohnern, dnrch die selbstständigeWahl je
eines Bezirtswählers in der That unverhältnißmäßig begünstigt werden würden, oder wenn znr Aus¬
gleichung der Bezirtswähler-Zahlen verschiedener, zu Einem Wahlbezirkevereinigter Kreise die Vermeh-



— 16 —

rung der Bezirkswähler in einzelnenBürgermeistereien des der Verstärkungseiner Stimmenzahl bedürftigen
Kreises, mit Rücksicht auf die ziemlichgleiche Größe sämmtlicherdiesem Kreise angehöriger Bürgermeisterei-
Bezirke, nicht als das geeignete Mittel erscheint, und somit zur Verminderung der Bezirkswählerzahl
des anderen Kreises zu schreiten ist.

Für diese jedenfalls äußerst seltenen Fälle empfiehlt es sich, dem Minister des Innern die Befuguiß,
die Vereinigung kleinerer, etwa bis zu 1000 Einwohnern zählenden Bürgermeistereien mit anderen zum
Zwecke der gemeinschaftlichenBezirkswähler-Wahl anzuordnen, gleichfalls vorzubehalten.

8 7.
Da die jetzt fungirenden Abgeordneten und Stellvertreter des vierten Standes nicht sämmtlich

zugleich, sondern — die außergewöhnlichenMandats - Erledigungen abgerechnet— immer nur eine Hälfte
ausscheide«, so ist es erforderlich, die Reihenfolge, in welcherdie neugebildeteu Wahlbezirkezur Abhaltung
der nächsten Erneuerungs - Wahlen gelangen sollen, durch das Loos zu bestimmen. Zur Verauschaulichung
der Wahlbezirks - Einteilung, wie sie nach Maaßgabe der gegenwärtigen Bevölkerungs-, Steuer- :c. Ver¬
hältnisse etwa sich gestalten wird, sind die anliegenden beiden Nachweisungenbeigefügt. (Dieselben sind zur
Ranmersparung hier nicht abgedruckt.)

.g^^^chK^-tz.

G n t w u V f.
Verordnung, die Spurweite und Achsschenkel-Länge des Rheinischen Fuhrwerks betreffend.

Alm den Nachtheilen, welche die bisher verstattete Wilttühr in der Spurweite und Achsschenkel-Längedes
in der Rheinprovinz gebräuchlichenFuhrwerks für den immer mehr sich steigernden Verkehr herbeiführt,
abzuhelfen, verordnen Wir nach «. für den Umfang der Rheinprovinz Folgendes:

8 1.
Niemand darf einen Wagen, Karren oder sonstiges Fuhrwerk in Gebrauch nehmen, dessen Spur¬

weite über fünf Fuß acht Zoll beträgt. Dieses Maaß soll dergestalt bestimmt werden, daß von der, den
Boden berührenden äußeren Kante der einen Radfelge bis zu der entsprechendenäußereu Kante der
andern Nadfelge gemessen wird.

8 2.
Ebenso wenig darf sich Jemand eines Wagens, Karrens oder sonstigen Fuhrwerks bedienen, an

welchem die Achsschenkel über 2 Zoll vor die Nabe und Nabe und Achsschenkel zusammengenommenüber
7 Zoll vor die im 8 1 bezeichnete äußere Radfelgenkante vortreten.

8 3.
Uebertretungen dieser Verordnung werden das erste Mal mit ein bis fünf, in Wiederholungsfällen

mit zwei bis zehn Thalern Geldbuße bestraft. Die auf Grund der 88 1 und 2 erkannte Strafe trifft den
Eigenthümer des Fuhrwerks, soll jedoch von dem Führer desselben mit Vorbehalt seines Regresses an den
Eigenthümer erlegt werden. Für eine und dieselbe Reise soll nur einmal Strafe verhängt und der Wagen¬
de. Führer, welchervon dem Polizeibeamten der nächstenOrtsbehörde zuzuführen ist, von dieser mit einer
Bescheinigungdarüber versehenwerden, daß die Contravention angezeigt ist und daher die Reise bis zu dem
darin zu bezeichnenden Endpunkte und auch die Rückreise zurückgelegt werden kann, ohne daß eine ernenerte
Anzeige nöthig ist.
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§ 4.
Von der Befolgung obiger Vorschriftensind allein diejenigen Fuhrwerte ausgenommen, welcheent¬

weder dem Auslande oder solchen Preußischen Provinzen, in welchen keine oder abweichendeVorschriften
über die Einrichtung der Achsen:c. bestehen, angehören.

8 5.
Alle dieser Verordnung widersprechenden älteren Vorschriften, insbesonderedie am 31. März 1783 und

22. Mai 1793 erneuerteKurlölnische Verordnung vom 31. Januar 1767, werden hierdurchaußer Kraft gesetzt.
§ 6.

Die Geltung vorstehenderVerordnung, welche auf alle öffentlichen Straßen und Wege Anwen¬
dung findet, beginnt rücksichtlichder Uebertrctungen aus 8 1 und 2 fünf Jahre nach dem Tage ihrer
Bekanntmachung.

§ 7.

Sollten sich nach Ablauf der im 8 6 gedachten Frist in der Provinz Wege finden, deren besondere
Beschaffenheitden Gebrauch der vorstimmten Spurweite auch dann noch unanwendbar machten, so sind die
Regierungen ermächtigt, auf den Antrag der Kreisstände die nöthige Nachfrist nach dem besonderenlocalen
Bedürfnisse zu ertheilen.

Motiv

Die in alter Zeit in den Nheinlanden bestandenenVorschriften, insbesondere im Kurfürstenthnm
Köln unterm 31. Januar 1767 ergangene Verordnung gegen eine allznbreite, dem Verkehr auf den öffent¬
lichen Wegen hinderliche Bauart des Fuhrwerks sind im Laufe der Zeit in Nichtgebrauchgerathen. Es
wurde für die Nheinvrovinz schon in den 1820 er Jahren eine ähnliche Verordnung wegen Ginführung
gleicher Wagengeleise in der Rheinprovinz, wie sie unterm 30. Juni 1829 (Gesetz-Sammlung für die
Königlich Preußischen Staaten 1829, Seite 97) für die Provinz Wcstphalen erlassen ist, ausgearbeitet
und dem im Jahre 1830 versammelten Provinzial-Landtage zur Begutachtung vorgelegt. Da aber dieser
Provinzial-Landtag damals die allgemeine Einführung einer gleichen Wagenspur nach den Verhältnissen
der Provinz nicht für nothwendig und nicht für ausführbar erachtete, die Spur gewisser Fuhrwerke für die
ebenen und flachen Gegenden allein ans ein Mazimum von 5 Fnß 9 Zoll zu beschränken, worauf der
damalige Antrag des Landtags gerichtet war, aber von Seiten der Staats - Negierung nicht für rathsam
erachtet wurde, so blieb die ganze Angelegenheitdamals auf sich beruhen und wurde eine dem entsprechende
Eröffnung in den Allerhöchsten Landtags-Abschiedfür die RheinischenProvinzial-Stände vom 30. October
1832 aufgenommen. f- ^ »

Es hat sich nun in neuerer Zeit zwar lein Bedürfniß gezeigt, eine gleiche Wagenspur für oas
Fuhrwerk in der Rheinprovinz vorzuschreiben.GleicheSpurweiten sind zu der Unterhaltung der chausftrten,
wie auch der unchaussirtenStraßen nicht nothwendig. Auf Chausseen ist das Spurhalten durch den 8 12
der Verordnung vom 17. März 1839 (Gesetz-Sammlung Seite 83) ausdrücklichuntersagt. Bei schmalen
Feldwegen, namentlich in Gebirgsgegenden sind zwar die Geleise nicht selten so tief ausgefahren, daß das
Fortkommen sehr erschwert wird, wenn eine Differenz zwischen dem Abstände der Geleise und der Spur¬
weite des Wagens stattfindet. Diesem Uebelstandewird aber in der Rheinprovinz zweckmäßiger durch Aus¬
besserungder Wege, als durch die Verordnung einer gleichenSpurweite entgegenzuwirkensein.

' Desto dringender hat sich das Bedürfniß einer Abhülfe gegen die allzubreiteBauart der Fuhrwerke
und gegen das Hervortreten der Achsenschenkelbei denselben herausgestellt. Seitdem die früheren Verbote
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in Nichtgebrauchgekommen, hat man in manchen Gegenden, namentlich in den Gebirgen, Laudfuhrwerk
von 6'/, bis 7 Fuß Spurweite und mit noch weiter hervortretenden, fast spitzigen Achsenschenkelnzu banen
und in Gebrauch zu nehmen begonnen. Wenn erwogen wird, daß ein solches Fuhrwerk, mich abgesehen
von der oft noch breiteren Ladung, einen freien Fortbewegungsraum von 7 bis 8 Fuß auf dem Wege in
Anspruchnimmt, daß aber selbst die Steinbahnsbreite der Communal-Chausseennur 14 bis 10 Fuß betragt,
viele städtische Straßen und andere Gemeindewegeaber noch viel schmaler sind, daß mithin ein solches
Fuhrwerk oft fast den ganzen Fahldamm für sich allein in Anspruch nimmt, so springt in die Augen,
welches Hemmnis; für den Verlauf durch jene Eonstruetionsart, zu welcher ein Bedürfniß beim jetzigen
Stande der öffentlichenWege nicht mehr vorliegt, herbeigeführt wird.

Noch nachtheiliger und vielfach beschädigend wirken die über die Radkanten hervortretenden Achsen¬
spitzen, welche in andern Ländern, namentlich in Großbrittanien, längst abgeschafftsind und gar leinen
Nutzen stiften. Besonders in den verkehrsreichenStraßen größerer Städte treten diese Uebelstände belä-
stigeud und mituuter selbst gefährlich hervor.

Es haben sich deshalb sämmtlicheProvinzial-Behörden mit dem Erlaß einer Verordnung gegen
die auszubreitenSpurcoustructionen und gegen die hervortretenden Achsenspitzen des RheinischenFuhrwerks
einverstanden erklärt. Nach den Berichten derselben ist der beifolgendeVerordunngs-Entwurf ausgearbeitet,
zu dessen EinzelbestimmungenFolgendes bemerkt wird:

Zum 8 1.
Bei den in den verschiedenen Baukreisen des Kölner Regierungsbezirks vorgenommenen Messungen

der Spurweiten zahlreicher Fuhrwerke haben sich die Spurweiten (iuel. Felgen) der vierrädrigen Fracht-
fuhrwerle in der Ausdehnung von 4 Fuß 3'/, Zoll bis 5 Fuß 7'/, Zoll, bei zweirädrigem Frachtfuhrwerk
von 4 Fuß ü Zoll bis « Fuß 2 Zoll, bei zweirädrigem Laudfuhrwert von 5 Fuß 10 7, Zvll bis 6 Fuß
57, Zoll als jetzt üblich herausgestellt. Die Mehrzahl der Kreisbehördcn dieses Bezirks hat darauf ange¬
tragen, das Mazimum der Spurweiten bis auf 5 Fuß 6 Zoll zu beschränken, die Minderzahl stimmt für
5 Fuß 9 Zoll. Diese letztere Ziffer entspricht zwar den in der Verordnung vom 30. Juni 1829 für das
Westfälische Fuhrwerk vorgeschriebenenMaßen. Es scheint sich aber zn empfehlen, in der für die Rhein¬
provinz zu erlassendenVerordnung 5> Fuß 8 Zoll als das Mazimum festzusetzen,indem sonst zu besorgen
ist, daß in manchen Gegenden die Vertehrserschwerungendurch zu breites Fuhrwert fortdauern und sich
noch steigern. Denn es ist nicht ungewöhnlich, daß die Stellmacher und Achsenmacher bei Erneuerung der
Achsen immer etwas zusetzeu, damit die Räder in den Geleisen leichter gehen.

Unzuträglichteitensind von einer Festsetzuug des Maximums auf l> Fuß 8 Zoll nicht zn besorgen.
Für den Fall des Bedürfnisses wird den Regierungen ohnehin vorbehalten werden müssen,von der Anwen¬
dung der Verordnung für einzelne legenden temporär zu dispensireu, wie dies im 8 « des Nerorduungs-
Entwurfs vorgesehen ist.

Was nnn die Abmessung der Spurbreite betrifft, so ist im 8 > der Verordnung vom 30. Juni
1820 gesagt, daß dabei von der Mille der Felge des einen bis zur Mitte der Felge des andern Rades —
also nach der Achsenläuge ^ gemesseil werden solle. Diese Bemessungsart ist aber mangelbaft, weil dabei
die eigentliche Spunveite voll der Breite der Radfelge abhängig wird. Es empfiehlt sich deshalb, die
Breite von der äußern Kante der einen Radfelge bis zur cutsprechenden äußern Kante der andern
Radfelge zu messen.

Zum 8 2.
Außer der Spurweite ist eine Beschränkung der vorspringenden Naben nnd Acksschenlellöpfe noth¬

wendig, da ein Uebermaß dabei dem Perlehr besonders schädlich wird. Als das Minimum dieses Vor¬
springen» dürfte 7 Zoll festzusetzensein; denn wenn beiderseits ?, also zusammen t4 Zoll den vorerwäbuten
5 Fuß 8 Zoll hinzugerechnetwerdeu, so uimmt ein solches Fuhrwerk schon einen Breitenraum von 6 Fuß
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10 Zoll auf der Straße in Anspruch. Wollte man eine noch größere Ausdehnung der Achsschenkel gestatten,
so würden beim Begegnen von Fuhrwerken, beim Passiren in verkehrreichen Stadtstraßen u. s. w. die schwersten
Ineonvenienzen entstehen. Anch ist kein Bedürfniß zu einem weiteren Hervortreten vorhanden.

Bei den Fracht- und Erndtewagen wird zwar der vorstehendeTheil des Nchscnschenkels zum Auf¬
stützen der sogenannten Linsenspieße gebraucht; jedoch kann dies auch ohne große Schwierigkeiten durch
Vertröpfung des Armes an der Linsenöse geschehen.

Uebrigens kann es den Fuhrleuten und Wagenbauern füglich überlassen bleiben, die Naben ihrer
Fuhrwerke auch selbst bis zu sieben Zoll auszudehnen, wenn sie nur eben dafür Sorge tragen, daß Nabe
und Achsenschenlel zusammengerechnetnicht über 7 Zoll vor der unteren äußeren Felgeutante vortreten.

Die Abmessung dieser zulässigen Länge der Schenkelköpfemuß aber «ach den wohlbegründeten
Anträgen der Provinzial-Behörden von dem unteren Rande der Außenseiteder Radfelge, wie dies die
Bestimmung des allegirten § 1 („den Boden berührendenKante") mit sich bringt, bewirkt werden: dadurch
tritt sie gegen die Abmessungnach dem oberen Rand noch in etwas zurück und das ungehinderte Vorbei¬
fahren wird dadurch noch mehr erleichtert.

Einer Abändruug des § <0 der Verordnung vom 17. März 1839 (Gesetz-Sammlung S. 81),
welcher eine Ladungsbreite von 9 Fuß gestattet, bedarf es wegen einer solchen Feststellung einer Mazimal-
breite der Achsen auf L Fuß 10 Zoll uoch keineswegs. Mag auch eiue weitere Beschränkungder Laduugs-
breite in manchen Beziehungen wünschenswert!)sein, so kömmt doch in Betracht, daß Heu, Stroh, Wolle,
Töpfe, Glas und dergleichenleichte Waaren nicht gut unter 9 Fuß breit aufgeladen werden können, wenn
das Fuhrwerk volle Ladung haben soll, und daß mithin eine weitere Beschränkung jenes Breitenmaaßes
andererseits zu dem, nicht minder bedenklichen Höherladm Anlaß geben würde.

Jedenfalls wird — namentlich hinsichtlich des Ausweichens — immer schon wesentlich gewonnen,
wenn der untere Theil der Fuhrwerke und die Wagenspur nicht durch exorbitanteBreite den Verkehr beengt.

Es ist in Frage gekommen,ob nicht gleichzeitig anch durch ein Verbot des Zuspitzens und scharfen
Abtautens der Achsenschenlelgegen außen den bisher hicrdnrch mehrfachverursachtenBeschädigungenent¬
gegenzutretenund diejenige bessere Form der Schenkelspitzen nnd Naben, welche in England üblich ist, her¬
beizuführen sein möchte. Indessen wird schon durch das Einziehen der Spitzen dem dringendstenUebel
abgeholfen nnd kann abgewartet werden, ob sich das Bedürfniß einer weiteren Einwirkung anch nach dieser
Verordnung noch hervorthut.

Zwar ist zu dieser Verordnung auch noch eine Beschränkungder Stellmacher uud Schirrmacher bei
der Verfertigung des Fuhrwerks in ähnlicher Art, wie solche Bestimmungen in der Verordnung für die
Provinz Westphalen (Gesetz-Sammlnng für 1829, S. 9?) anfgenommen sind, beantragt. Zu einer solchen
legislatorischen Anordnung würde es aber eines beim allgemeinen Landtage der Monarchie vorzulegenden
Gesetzesbedürfen und scheint der Zweck auch ohue eiu solches Gesetz erreicht werden zu können.

Zum § 3.
Auch die Bestimmungen über die Bestrafung der Contraventionen sind aus der Verordnung für die

Provinz Westphalen herübergenommen. In diesem Paragraph schien es genügend, den Führer des Wagens
zur vorschußweise»: Strafzahlung heranznziehen, da der Reisende, welcher einen Wagen mit vorschrifts¬
widriger Spurweite benutzt, doch gewöhnlich der dadurch begangenen Übertretung ferner steht, als der
Wagenführer und der regreßpflichtigeEigenthümer des Fuhrwerks.

Zum 8 4.
Außer dem ausländischen und andern Provinzen angehörigeu Fuhrwerke auch uoch das im § i» der

Verordnung für die Provinz Westphalen (Ges.-Samml. für !>^9, S. 98) erwähnte Militair- und Luzus-
Fuhwerwerk anzunehmen, liegt keine genügende Veranlassung vor.

3*
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Zum 8 5.
Ueber die Spurweite der Karren ist für das Kurfürstenthum Cöln von dem Kurfürsten Max

Friedlich schon unterm 31. Januar 1767 die vorerwähnte, vom Kurfürsten selbst vollzogeneVerordnung
erlassenund darin die Spurweite zwischen den Felgen auf 5 Fuß rheinischbestimmt worden — eine Vor¬
schrift, welche, wie schon oben erwähnt, in Nichtgebmuchgekommen ist und auf das vielfachste übertreten
wird. Für die übrigen Landestheile der Rheinprovinz sind keine älteren Verordnungen über den Gegen¬
stand ermittelt.

Es ist gemäß § 16 des Gesetzesvom 11. März 1850 zur Außerkraftsetzungder vorerwähnten lur-
kölnischen Verordnung jetzt eine neue Allerhöchst vollzogeneVerordnung nöthig.

Aber auch anderweitig erscheint es nicht rathsam, die Bestimmungen über diesen wichtigen, und
nothwendig für die ganze Provinz übereinstimmendzu ordnendenGegenstand, durch Polizei-Verordnuugen,
welche von den einzelnen Negierungen für ihre Bezirke erlassen werden, ergehen zu lassen, vielmehr
empfiehlt es sich, darüber, wie auch schon in anderen Provinzen geschehen, eine landesherrlich vollzogene
Proviuzial-Verordnung zu erlassen.

Zum 8 6.
Die Gültig erllärung der vorliegenden Verordnung auf allen öffentlichen(auch den nicht chaus-

sirten) Wegen und auf städtischen Straßen erscheint nach den Berichten der Provinzial-Behörden
unbedenklich.

Die fünfjährige Frist nach Bekanntmachung der Verordnung bis zu ihrer Anwendung empfiehlt
sich zu dem Behuf, damit jeder Wageubauer und Fuhrwcrtsbefitzersich danach einrichten kann.

Zum 8 7.
Es ist wünschenswerth,für besonderelokale Bedürfnisse den Regierungeu die Befugniß zu gewähren,

auf Antrag der Kreisstände die Fristen noch' in etwas auszudehnen und unnöthige Härtern vermeiden.
Eine ähnliche Bestimmung findet sich auch in der Verordnung für die Provinz Westphalen.

Berlin, im October 1858.

----------«^^A^«i5552«.
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Verzeichnis
der

zum dreizehnten Prooinzial-Landtage in Düsseldorf anwesend gewesenen Abgeordneten.

Landtags-MarschaN:
Freiherr von Waldbott-Bassenheim-Born-

h e i in.

I Aus dem Fürstenstandc:
Prinz Wilhelm zu Solms-Braunfels, als

StellvertreterSr. Durchlaucht des Fürsten Fer¬
dinand zu Solms'Braunfels.

von Müller, Gutsbesitzer aus Burg Metternich
bei Euskirchen, als StellvertreterSr. Durchlaucht
des Fürsten zu Solms-Hohensolms-Lich.

II. Aus dem Stande der Ritterschaft:
Freiherrvon Bour scheidt, aus Haus Rath bei

Düren.
Freiherr von Dalwigk, aus Boisdorf.
Freiherr Raitz von Frentz, König!. Kammerherr

und Landrath aus Düsseldorf.
Freiherr von Fürstenb erg-Loersfeld, aus

Loersfeld.
Graf Arthur vou Goltstein, aus Schloß Breil.
Freiherr vonHarff, ans Dreiborn, Kreis Schleiden.
von Haw, Geh.-Reg.-u. Landrath a. D. aus Trier.
Graf Franz Egon von Hoensbroech, Erb¬

marschallund Königl. preuß. Kammerherraus
Schloß Haag, Kreis Geldern.

Graf von Hompesch, aus Rurich.
Iosten aus Neuß.
Freiherr von Leykam, auS Schloß Elsum, Kreis

Heinsberg.
Freiherr Clemens von Loe, aus Wissen.
FreiherrEberhard von Mylius, Oberprokura¬

tor aus Nachen.
Freiherrvon Mylius, aus Linzenich, Kreis Iülich.
Graf Maz von Nesselrode, Landrath aus

Schloß Ghreshoven.
Freiherr von der Heiden-Rinsch aus Winkel.
Freiherr von Salis-Soglio, aus Gemünd,Kreis

Simmern.

Graf Nudolph von Schaesberg-Krickenbeä'
Erlaucht, ans Krickenbeck.

^von Solemach er-Antwciler, Laudgerichtsrath
aus Cobleuz.

Graf August von Spee, aus Heltorf.
Freiherr von Spies-Bülleshcim, aus Haus

Hall.
Graf Cajus zu Stolberg-Stolberg, Erlaucht.

aus Gimborn.
Freiherr von la Valette St. George, aus

Haus Auel.

in Ans dem Stande der Städte:

sAlff. Gutsbesitzer aus Prinn.
Ban er, Kaufmannaus Eochem.
B anm, Banquier und Kommerzienrath aus Düssel¬

dorf.
iBoecker, Kaufmannaus Rcmscheidt.
^Boeninger, Kaufmannaus Duisburg.
tBruckmann, Kaufmannaus Mühlheim am Rhein.
»Bnsch, Kaufmannans Düren.
ÜEberts, Rechts - Consulent aus Kreuznach.
^Erasmus, Gutsbesitzeraus Aachen.

von Eynern, Kaufmannaus Barmen.
Frings, Kaufmannaus Neuß.
von der Heydt, Eommerzienrath und Banquier

aus Elberfeld.
Hvlscher, Buchhändler aus Coblenz.
Horst, Rentner aus Cöln.
Huuzinger, Kaufmaunaus Crefeld.

^Küchen, Gutsbesitzer aus Trier.
^U,-. Lezis, Arzt aus Eschweiler,
i^ Linden, Kaufmannaus Natingen.
^Münster, Hauptmanna. D. aus Wesel.
^ Ur. No eggerath, Geh. Ober-Bergrath und Pro-
^ fessor ans Bonn.
Avon Pelcke, Forstmeisteraus Neuwied.
^Ur. Riegel, Apotheker aus St. Wendel.
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Schür mann, Kaufmann aus Kennep.
Stouse, Bürgermeister aus Malmedv,.
Stupv, Iustizrath und Oberbürgermeisteraus Cöln.

IV. Aus dem Stande der Landgemeinde»:

Ähren, Gutsbesitzer aus Neichenstein.
Beemelmans, Bürgermeister aus Prümmern.
Duden, Bürgermeister und Gutsbesitzeraus Hörst-

gm bei Mors.
Fonck, Gutsbesitzeraus Pfalzdorf, Kreis Cleve.
Fr eng er, Gutsbesitzer aus Fühtingen.
Gemünd, Gutsbesitzeraus Bieisig.
Gruhn, Gutsbesitzeraus Gemünden.
Guittienne, Gutsbesitzeraus Niedaltdorf.
Ur. Hewer, Gutsbesitzeraus Saarburg.
Kimnach, Gutsbesitzeraus Weiler, Kreis Kreuznach.

Lange, Gutsbesitzer aus Sonnborn, Kreis Elberfeld.
^Leven, Bürgermeister aus Benrath.
'Lichtenberg, Bürgermeister aus Meindorf.
^Olbertz, Gutsbesitzer aus Erp.
Pilgram, Bürgermeister aus Kelz, Kreis Dnren.
Richard, Gutsbesitzeraus Niedersgegen.
Schult, Bürgermeister aus Messen, Kreis Vergheim.
Schunck, Gutsbesitzer zu Gereonsweiler,Kreis Iülich.
Stoll, Steuer-Controleur aus Altenlircheu.

^v. d. Straeten, Bürgermeister zu Hardt, Kreis
Gladbach.

Wirz, Rentmeister uud Gutsbesitzeraus Bassenheim.
Ui. Würz er, Bürgermeister aus Nicderhammcrstein.
von Zandt, Gutsbesitzer und Bürgermeister aus

Münchweiler.
Zores, Gutsbesitzeraus Zand, Kreis Geldern.

.»^YK^SA^Ä.

Adressen,
die allerhöchsten Propositionenbetreffend.

Mcrdurchlauchtigstcr Prinz!
Hllcrgnädigster Negrnt und Herr!

i) Entwurf eines Gesetzes, Oure KöniglicheHoheit haben in landcsväterlicherHuld den zum diesjährigen Provinzial-
d!e Gewährleistungwegen Landtage einberufenengetreuen Ständen der Rheinviovinz den Entwurf eines Gesetzes, betref-
verborgenerMängel bei ^ ^,^ Gewährleistung wegen verborgener Mängel bei dem Verkaufe und Tausche von
VM HauWwm w 33 Hansthieren im Bezirke des Appellations-Gerichtshofes zu Cöln zur Berathung vorlegen zu
des Appellations-Gerichts-lassen geNlht.
h«feö zu Cöln betreffend. Die getreuen Stände haben sich dieser Aufgabe pflichtgemäß unterzogen. Dieselben

haben es anerkannt, daß durch den Gesetzentwurfeinem dringenden Bedürfnisse abgeholfen werden wird,
^.und um diesen Zweck vollständig zu erreichen, aus den in dem untertänigst beigefügten Berichte entwickelten

^^ Gründen lediglich nur zum § 1 einige Abänderungen und zum § 3 einen Zusatz in Vorschlagzu bringen
gewagt.

Demzufolgebitten Cw. Königlichen Hoheit die getreuenStände unterthänigst, Nllergrädigst befehlen
zu wollen, daß der Entwurf mit jenen Modificationen zum Gesetze erhoben werde.

In tiefster Ehrfurcht ersterben :e.
Düsseldorf, den 20. December ^858.
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A n l a a e

Bericht über den Entwurf eines Gesetzes,
die Gewährleistung wegen verborgener Mängel bei dem Verkaufe und Tausche von Hausthieren

im Bezirke des Appcllations - Gerichtshofes zu Cöln betreffend.
Venchtcrstatttl: von Solemacher-Antweiler.

Der vorgelegteGesetzentwurfist von dem ersten Ausschuß des diesjährigen Provinzial-Landtages
in Berathung gezogenworden, deren Ergebniß in den nachfolgendenBericht niedergelegtworden ist.

Sowohl die frühere, als auch die heute noch bestehende Gesetzgebunghat es aus nahe liegenden
Gründen, nnd insbesondere, um in Prozessen eine Verwischung der Spuren sogenannter redhibitorischeu
Mängel durch den Ablauf einer laugen Zeit möglichst zu verhüten, als nothwendig anerkannt, zur Anstel¬
lung der redhibitonschenKlage, abweichend von den Grundsätzen bei anderen Klagen, eine kürzere Frist
vorzuschreiben. Der eiuschlagende Art. 1648 des rheinischenCivilgesetzbuches verordnet hierüber:

„Die durch redhibitorischeMängel begründete Klage mnß, nach der Beschaffenheitder redhibi-
„ torischenMängel und der Gewohnheit des Ortes, wo der Verkauf geschehen ist, binnen kurzer
„Frist angestellt werden." —

Durch den
§ 1

des gegenwärtigen Gesetzentwurfs werden wesentliche Abänderungen jenes Artikels bezweckt, welche sich in
folgende sechs Sätze zergliedern lassen:

». Die redhibitorischeKlage soll binnen einer bestimmt abge gränzten Frist, bei Verlust des
Klagerechts, angestellt werden müssen.

li. Die Bestimmung der Frist soll blos Anwendung finden auf diejenigen Klagen, welche Gewährsmäugel
au Hausthieren zum Gegenstande haben.

o. Die Frist soll eine gleichmäßige, uud zwar dreimonatliche, sein.
<l. Sie soll vom Tage der Ueberlieferung des Hansthieres zn laufcu ansaugen. — Das Vorstehende

(» bis <1) soll
«. auch auf den Tauschvertrag, ebenso wie auf den Kaufvertrag, Anwendung finden, und endlich soll
f. alles das, was von der Klage gilt, auch von der redhibitonschenEinrede gelten.

^,1 ». Im Ausschußbestand zuvörderstEinstimmigkeitdarüber, daß es ein Bedürfniß sei, die bis¬
herige Bestimmung in dem hervorgehobenenSinne abzuändern. Wenn, so wurde ausgeführt, der citirte
Art. 1648 besagt, daß die redhibitorischeKlage in kurzer Frist uach dem Gebrauche des Orts, wo der
Verkauf geschehen ist, angestellt werden müsse, so wird in jedem eiuzelueu Falle die Frage in den Vorder¬
grund treten, was der betreffendeOrtsgebrauch hierüber festgesetzthabe. Nuu ist es Thatsache,daß bei der
großen Verschiedenheit der Ortsgebränche in den sehr verschiedenenehemaligen Landesgebieten, aus
deuen die Nheiuproviuz heute zusammeugesetzt ist, gerade die Ermittelung jener Frage erheblichen Schwierig¬
keiten unterliegt. Die Erfahrung lehrt es, daß sehr häufig, nm zu coustatireu, was in dem gegebenen
Falle der Ortsgebrauch, ein nicht geschriebenes Gesetz, sanctionire, vorläufige Beweise aufgenommen, und
namentlich Zeugen gehört werden müssen. Dadurch entstehennicht selten Schwankungen nnd Unsicherheiten,
welche dem Richter das richtige Erkenntniß erschweren. Je nach der individuelleil Auffassung bekundet oft
der eine Zeuge dies, der andere jenes, als den wirtlichen Ortsgebrauch. Ist es aber auch dem Nichter
schließlich gelungen, das Wahre zu ermitteln, hat er sich überzeugt, daß die Klage innerhalb der durch den
Ortsgebrauch festgestellten Zeitfrist angestellt worden sei, dauu erst tritt der Prozeß in ein zweites Sta-
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Num; dann erst wird verhandelt über die den eigentlichenGegenstand des Prozessesbildende Frage, die
Frage nämlich: ob denn wirklich dem verkauften Gegenstande überhaupt, und namentlich zur Zeit des
Verkaufs, ein redhibitorischerFehler angeklebthabe.

Der Entwurf, welcher die Parteien sofort, und ohne Weiteres, auf dieses zweite Stadium ver¬
setzt, indem er eine bestimmte, sogleich erkennbareFrist zur Anstellung der Klage proponirt, ist daher dem
Ausschusse in jeder Beziehung als entsprechend erschienen.

^cl !,. Während der Art. 1648 auf alte redhibitorischen Klagen Anwendung findet, gleichviel, ob
es sich dabei von Gewährsmängeln an Immolilien, oder Mobilien, oder sogen. Moventien (Thieren) han¬
delt, hat der Entwurf die Abänderung wegen der Fristbestimmung bloß auf die Hausthiere betref¬
fende Klage eingeschränkt. Der Entwurf ist hier, und wohl mit Recht, von der Anschauung ausgegangen,
daß im gewöhnlichenLeben es bei weitem überwiegend die Hausthiere sind, welche wegen verborgener
Mängel zur redhibitorischenKlage Anlaß geben, während eben diese Klage wegen Fehler bei anderen Thier-
gattuugen oder bei Mobilien und Immobilien zu den Seltenheiten gehört. Ein Bedürfniß, die beabsichtigte
Abänderung des bisherigen Gesetzes auch auf die drei letzteren Kategorien von Sachen auszudehuen, ist
daher crfahrungsmäßig nicht vorhanden, wie dies auch die eingeforderten Berichte der betreffenden Behörden,
nach dem Zeugnisse der Motive zum Entwurf, ergeben haben. Ohne Noth soll und darf aber ei» Gesetz
nicht abgeändert werden. Während daher der § l die Frist auf solche Klagen eingeschränkt hat, bei denen
es sich von Mängeln an Hausthieren handelt, kann und muß es nach der übereinstimmendenAnsicht
im Ausschußim Nebrigen bei dem bisherigen Gesetze bewenden.—

^ä o. Eben so hat sich der Ausschuß mit dem Entwurf insoweit einverstanden erklärt, daß die
Fristbestimmung für die Klage wegen der redhibitorischenMängel an Hausthieren, eine gleichmäßige
sein müsse. Wollte man nach Verschiedenheitder Mängel verschiedene Fristen statuircn, so würde dies
eine Gnumeration der einzelnen redhibitorischenMängel nothwendig bedingen, wie dies denn auch im Art. 1
des neuesten FranzösischenGesetzes über die fragliche Materie vom Jahre 1838 geschehe« ist, wobei sonder¬
barer Weise eine der verheerendsten Krankheiten, die Lungenseuche, gänzlich außer Acht geblieben. Es haben
inzwischen die Motive zum Entwurf S. 7 und S. 8 auf das Ueberzeugendste nachgewiesen,daß durch eine
derartige Specialisirung nur neue Zweifel und neue verwickelte Prozesse hervorgerufenwerden. Was dagegen
die Dauer der gleichmäßigen Frist betrifft, so ist dem Ausschußdie im Gesetzentwurfpropouirte, auf
das Gutachten der Thierarzneischulezu Berlin «gestützte dreimonatlicheFrist zn lang erschienen. Man ging
dabei von der Anschauung aus, daß im Allgemeinen die Frist so fixirt werden muß, daß sie dem Bedürf¬
nisse und dem Interesse beider Contrahenten entspricht. Der Verkäufer hat das nahe liegendeInteresse,
der Besorgnis)vor einer ihm drohendenKlage sobald als möglich überhoben zu sein. Der Käufer, welcher
zur Rechtfertigung seiner Klage den Nachweis führen mnß, nicht nur daß der redhibitorischcMangel augen¬
blicklich bestehe, sondern daß er auch schon zur Zeit des Mangels bestanden habe, wird hierin das beste
Compelle erblicken,sich mit Anstellung der Klage möglichst zu beeilen. Nach der Ansicht der Majorität im
Ausschußsind die beiderseitigen Interessen durch Fizirung einer zweimonatlichen Frist vollständig
gewahrt, wahrend die Minorität sich für eine sogar noch kürzere Frist, und zwar von sechs Wochen, aus¬
gesprochen hat.

^H ä. Die Proposition im Gesetzentwurf, daß die Frist vom Tage der Ueberlieferung zu
laufen anfangen soll, hat eben so wenig die Zustimmung des Ausschusses gefunden. Der Entwurf ist dabei,
wie aus den Motiven erhellet, von der Betrachtung ausgegangen, daß der Anfang der Verjährungsfrist in
dem Augenblicke beginnen müsse, in welchem der Käufer jedenfalls in der Lage sei, die Mängel kennen zu
lernen, und dieser Augenblick sei der Zeitpunkt der Ueberlieferung. Freilich stimmt hiermit auch das
Preußische Landrecht, wie nicht minder das oben allegirte neneste FranzösischeGesetz überein. Hiergegen ist
jedoch für's Erste nicht zu übersehen, daß der Käufer, da schon mit dem Abschlüsse des Kaufes und nicht
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«st mit der Ueberlieferungdas Eigenthum auf ihn übergeht, es jeden Augenblick in seiner Hand hat, sich
in i.n Besitz, und d >',urch in die Lage zu versetzen, die Mängel persönlichkennen zu lernen. Verabsäumt
er dies, verzögert er selber aus diesem oder jenem Grunde die Abnahme, so hat er sich die Folgen davon
auch selbst beizumessen, und es würde nicht zu rechtfertigensein, wenn durch sein eignes Versäumniß die
Lage des Verkäufers irgendwie erschwert werden sollte. Dazu kömmt, daß nach Art. 1283 des rheinischen
Civilgesetzbuchsmit dem Abschluß des Kaufs nicht nur das Eigenthum, sondern in nothwendiger Folge
auch die Gefahr auf den Käufer übergeht. Es erscheint consequent, daß derselbe mit der Uebernahme der
Gefahr auch alle Folgen derselbentragen muß, und daß hiervon insbesondere diejenige, welche an den
Ablauf der Verjährungsfrist geknüpft ist, nicht ausgeschlossensein kann. Convenirt es dem Käufer nicht,
sich das getaufte Thier sofort, und schon beim Abschluß des Kaufs überliefern zu lassen, oder hat er
gegründete Veranlassung zu befürchten, daß der Verkäufer hinsichtlichder Ueberlieferung säumig werde,
hat er mit andern Worten die Besorgniß, etwaige Mängel zu spät zu entdecken, so steht es ja immer bei
ihm, zur Wahrung seiner Rechte solche Stipulationen zu treffen, welche geeignet sind, den Nachtheilen vor¬
zubeugen, welche eine verspätete Ueberlieferungin ihrem Gefolge haben würde. Endlich ist in Betracht zu
ziehen, daß über den Zeitpunkt der Ueberlieferung zwischen den Kontrahenten sehr häufig Streitigkeiten ent¬
stehen werden, welche bei der in dem Gesetz-Entwurf gemachten Proposition es vor allem nothwendig
machen würden, den Zeitpunkt durch Beweisaufnahmen festzustellen. Nun kann es aber gar nicht fraglich
sein, daß die Ermittelung, wann die Ueberlieferung geschehen, schwieriger ist, als die über den Tag
des Abschlusses des Kaufhandels, da dieser entweder schriftlich verbrieft wird, oder doch erfahrungsmäßig
in Gegenwart von Viehmäklern, oder sonstigeil Zeugen, in's Leben zu treten pflegt.

Im Wesentlichenaus diesen Gründen ist der Ausschuß einstimmig der Meinung gewesen, den Tag
des Abschlusses des Vertrages, an Stelle der Ueberlieferung, als den Anfang der Verjährung zu fiziren.

^<t s. springt es in die Augen, daß bei völliger Gleichheit des Nechtsgrundes das Nämliche, was
für den Kaufvertrag vorgeschlagenworden, anch auf den Tausch vertrag Anwendung finden muß.
Der Tausch ist nichts weiter, als ein doppelter Verkauf. Auch das bisherige Gesetz stellt beide Kontrakte,
in dieser Materie, auf eiue Linie, Art. 1707.

^6 l. Auch ist es schließlich dem Ausschußnothwendig erschienen, es gesetzlich,wie im Entwurf
geschehen,auszudrücken, daß alles das, was von der redhibitorischenKlage beim Kauf und Tausch gelte,
auch von ocr Einrede gelten müsse. Würde dies nicht ausgedrückt, so könnte bei einer Klage, welche der
Verkäufer, beispielshalber auf Auszahlung des Kaufpreises, crst nach Iahreu einzuleiten veranlaßt ist,
der Käufer gemäß dem Grundsätze, daß im Allgemeinen Einreden nicht verjähren, die hier fraglicheEin¬
rede des redhibitorischenMangels auch dann noch vorbringen. Der Zweck des Gesetzes würde dadurch
ganz und gar vereitelt werden. —

Daß endlich das »liue» des bis jetzt distutirten 8 ! nach Maaßgabe der vorstehenden Erörterungen
n<! ä. eine abgeänderte Fassung erfahren müßte, ist selbstverständlich. —

8 2.
Daß nach diesem Paragraphen, welcher sich, wie die folgenden, auf prozcssualische Vorschriften

bezieht, es vor Anstellung der Klage eines vorgängigen Sühneversuchs nicht bedürfen soll, ist in Anbetracht
der Natur der Klage, bei der alle Verzögerungen vermieden werden sollen, zweckmäßig,und findet auch
schon im Art. 40 Nro. 2 der Civilprozeßordnung seine Bestätigung. Ueberdies wird den Parteien bei den
vorläufigen Verhandlungen vor dem Friedensgerichte, worüber sich die folgendenParagraphen des Gesetz-
Entwurfs verbreiten, hinreichendeGelegenheit zum Vergleichean die Hand geben.

Der Satz in 8 2, „die Sache ist als dringliche und summarischezu behandeln", involvirt
im Gründe einen Pleonasmus. Eine dringliche Sache ist von Rechtswegenschon summarisch. Art. 404

4
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der Pr.-Ordu. Das Wort summarischwürde daher genügen, wie dies auch in dem neuesten französischen
Gesetze Art. (i für genügend erachtet worden ist, indem es dort heißt:

5,I'»N'»i><: 8«!'» iil8ti'uile et juz;<'<!, «uu»!»« inutiuro «uluiuniie."

Der Ausschußhat es inzwischen nicht für nothwendig gehalten, deshalb einen förmlichen Antrag zu
stellen, sondern solches der Redaction anheim geben zu köuuen geglaubt.

8 3 bis 6.
Iu Rücksicht auf die §8 3 bis 6 hat sich auch der Ausschußeiustimmig für die Zweckmäßigkeit des

daselbst nach dem Vorbilde des französischenGesetzes Art. 5, vorgeschlagenen, sog. Prälimiuarverfahrens
im Allgemeinen eiuvcrstauden erklärt. In der That wird jene Voruntersuchung durch Sachverständige in
vielen Fällen ein geeignetes Mittel au die Hand geben, den eigentlichenProzeß selber zn vermeiden. Sie
wird dazu beitragen, sehr häufig den Käufer von dem Uugruude, oder den Verkäufer vou dem Grunde der
Klage zu überzeugen. Soll dieser Zweck aber noch vollständigerer»eicht werden, so würde in der Erwägung, —
daß der Käufer zur Substantirung der Klage nackm'eiscu muß, nicht nur, daß der redhibitorische Maugel jetzt
bestehe, sondern daß er auch schon zur Zeit des Abschlusses des Kaufhandels bestanden habe, — es sach¬
dienlich erscheinen, das Gutachteu der Sachverständigen nicht auf den aktuellem Zustaud eiuzuschränlen,
sondern es auf das Alter der Mängel ausdehne,: zu lassen. Ergibt es sich alsdann, daß die Mängel schon
dor dein Abschluß des Kauf- oder Tauschvertrages bestanden haben, so wird der Verkäufer zuversichtlichzu
einein Vergleichegeneigter sein, während im anderen Falle der Käufer ebeu so zuversichtlichseine Klage
leichter fallen lassen wird.

Aus diesem Grunde hat der Ausschuß einstimmigbeschlossen, zum 8 3 zwischen den Worten „fest¬
stellen" und „lassen," folgenden Znsatz zu empfeblen:

„und diese sich über die Zeit des Entstehens, oder das Alter der Gewährsmängel gutachtlich
äußern."

Daß übrigens nach dem Gesetzentwurf,die Prälimiuarverhandluugeu uur auf eiuer Faltultät,
uicht aber auch, wie der Art. 5. des frauzösischeu Gesetzes vorsieht, auf einem Zwang beruhen sollen, hat
den uugetheilteu Beifall deS Ausschussesgefunden, weil man es sich nicht verbergen konnte, daß auch Fälle
vorkommenkönnen, in denen voraussichtlich die Prälimiuarien zu uichts führen werden.

Endlich erschien es dem Ausschußpassender: die sich ans den nämlichen Gegenstand beziehenden
88 3 bis ü inel. in einen einzigen Paragraphen durch geeigneteBindewörter zusammen, zu fassen. Es war
nämlich von einem Mitgliede des Ausschussesdas Bedenken angeregt worden, daß es nach der jetzigen
Fassung uud Abtrennuug in drei verschiedene Paragraphen den Anschein gewinnen könne, daß der Käufer
die vorläufige!: Recherchen vorerst allein uud ohne Konkurrenzdes Friedensrichters und späterhin die näm¬
lichen Recherchen noch einmal mit dessen Mitwirkung zu veranlassen habe. Daß dieses nicht der Sinn
und die Absicht des Gesetzentwurfsgewesen,würde durch die vorgeschlageneFassung außer Zweifel gesetzt
werden. — Gleichwohl hat der Ausschußes nicht für erforderlicherachtet, einen formellen Autrag hierauf
zu stellen, sich vielmehr auf die gegebenenAndentungen beschränken zu dürfe,: geglaubt.

§ 7-
Die hier den: erkennendenNichter beigelegteBefugniß, das Gutachten der Sachverständigen zu

beachten, entsprichtvollkommendem Art. 323 der Prozeßordu. Wenn nach dieser Bestimmuug der Nichter
uicht einmal an diejenige Expertise gebunden ist, welche er selber durch iuterlokutorischeEntscheiduug auge-
orduet hat, dann kam: für ihn noch weniger ein Zwang bestehen, wider seine Ueberzeugungein Gutachten
zu respectiren,welches das Produtt des Präliminarverfahrens ist. —

Auch mit der Schlußbestimmuug des 8 7 hat sich der Ausschuß einverstanden erklärt. Nach dem
Art. 283 der Prozeßordn, nnd beziehuugsweiseArt. 3t0 ebendas., würden die Sachverständigen des Präli¬
minarverfahrens in dem späteren gerichtlichen Prozeßverfahren reprochirt werden können. Verbliebe es bet
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dieser Bestimmung, so würde dadurch der Hauptzweck der Voruntersuchung ein für allemal vereitelt werden
können. Um diese Inkouvenienz zu verhüten, ist es daher erforderlich erschienen, gesetzlich auszusprechcn,
daß aus der Ertheiluug eines Gutachtens wider den betreffendenSachverständigen kein Grund zurNeproche
hergeleitet werden tonne.

Nach allem dem hat der Ausschußbeschlossen:
Der hohen Ständeversammluug die Annahme des vorgelegtenGesetzentwurfs mit den Modifikationen

zu empfehlen,daß
1. die im § 1 ansgedrüäte Frist von drei, ans zwei Mouate herabgesetzt,und der Anfang

des Laufes der Frist, uicht vom Tage der Ueberlieferung, fondern vom Tage des Ab-
schlnsses des Kauf- resp. Tausch-Vertrages bestimmt, und daß

2. im § 3 zwischen den beiden Schlußworten der nachfolgendeZusatz:
„und diese sich über die Zeit des Entsteheus,oder das Alter der Gewährsmängel gutachtlich äußern,"

eingeschaltetwerte.
Düsseldorf, den 16. Dezember 1858.

Illli durchlauchtigstrr Prinz I
Ällcrgnädn'stcr Urgcut n»d Herr!

Z>n mittelst Allerhöchsten Propositions-Dekrets den treu gehorsamste,: Ständen vorgelegten 2) Entwurf einer Vcroid-
Entwurf zu einer Verordnung, betreffenddie Ausführung der wegen der Proviuzial-Landtags- nu»n, betreffend die Nusfüh-
Wahlen in den Artikeln IX und Xlll der Verordnung vom 13. Juli 182? enthaltenen Bestim- ""'« b« wegen der Provin-

, / , > < ^ zml - Landtags - Wahlen im
mungen haben wir einer gewissenhaftenPrüfung pflichtschuldigst unterzogen, glauben i,edoch ^„^ ^, ^„^.„m^m
den Erlaß eines Gesetzes im Sinne des Entwurfs nicht befürworten zu können. Dabei gehen der Nhcinprovinz in dcn Art.
wir von der Ansicht aus, daß es schon mit dem Grundsatzeder Erhaltung und Wahrung stän- ix u.xm der Verordnung
discher Rechte und ihrer Grundlagen nicht zn vereinigen ist, wenn der durch die Gesetze vom v°m^'>.Juli 1827 enthalte-.^ / u .^ , ^>!e! immunacn»
27. März 1824 und 11. November 1825 vorgeschriebeneWahlmodus verlassen wird, indem ^
derselbe den ländlichen, eine gewisse Grundsteuer zahleuden Gruudbesitzeru ein selbstständigesRecht znr
ständischen Vertretung ihrer Interessen gewährt, welches ihnen der vorgelegte Entwurf entzieht.

Sodaun glauben wir auch, daß es dem Wesen deö auf die Mitglieder der Bürgermeisterei-Ver¬
sammlung durch ihre Wahl gefallenen Auftrags nicht entspricht,wenn derselbe auf ciue politische Vertretung
der in Rede stehendenArt ausgedehnt wird, indem die Wahl der Gemeindewähler die Ocmeindeverordncten
nur mit der Verwaltuug des Gemeinde-Vermögens betrant und kein Grund vorliegt, in die Hände dieser
Verwaltung die Ausübung einer ständischen Berechtigung zu legen, welcheaußerhalb derselben, nämlich in
dem Grundbesitzder Berechtigten, ihre selbstständige Wurzel hat.

Wir glauben jedoch auch die Ueberzeugung anssprechen zu dürfen, daß, wenn die wesentlichsten
Grundzüge der stäudischen Verfassung aufrecht erhalten werden sollen, davon ausgegangen werden muß, daß
der Grundbesitzdie nothwendige Bedingung des ständischen Rechtes im 4ten Stande sei und zwar so, daß
an ihn sowohl das Recht zu wählen als das Recht gewählt zn werden, ausschließlichgeknüpftbleibe,
daß aber eiue jede andere Wahlart mit den dnrch die bestehende Gesetzgebungdem 4ten Stande verliehenen
Rechten zu einer selbstständigenVertretuug seiner Interessen nicht vereinbar ist.

Unter diesen Umständen glauben wir daher, daß selbst derjenige Abschluß, dessen die orgmnsche^Ent-
wickelung der Gemeinde-Verfassungin dem gegenwärtigen Augenblicke durch die Gesetze vom 15. Mai 1856
theilhaftig geworden, nicht von der Art ist, daß er für das materielle Recht ständischerVertretuug im 4ten
Staudemaaßgebend sein kann, und erlauben uns Ew. KöniglicheHoheit allerunterthänigst zu bitten:

4*



- 28 -

Ew. KöniglicheHoheit geruhe zu verordnen, daß von Erlaß des durch das Propositions-Dekret
vorgelegten Entwurfes zum Zwecke der Ausführung der wegen der Provinzial-Landtags-Wahlen
im Stande der Landgemeinden der Nheinprovinz in den Artikeln lX uud XI ll der Verordnung
vom 13. Juli 1827 enthaltenen Bestimmuugen bis auf weiteres Abstand genommen werde.

In tiefster Ehrfurcht ersterbe««.
Düsseldorf, den 23. December 1858.

Merdurchlauchtigster Prinz!
HllergMdigfter Kegeut uud Herr!

3) Entwurf eine.- Veiord- Gure KöniglicheHoheit haben in landesväterlicher Huld deu zum diesjährigen Provinzial-
^^fs?"^°^ ^ndtxM einberufenen getreuen Ständen der Rheinprovinz den Entwurf einer Verordnung, die
nffchen^ Spurweite und Achsschenkel-Längedes RheinischenFuhrwerks betreffend zur Berathung vor¬

legen zn lassen geruht.
Die getreuen Stände haben sich dieser Aufgabe pflichtgemäßunterzogen.
Dieselben haben es anerkannt, daß durch die Verordnung einem wesentlichen Bedürfnisse abgebolfen

werden wird, es inzwischen gewagt, für die im § 7 unbestimmt gelassene Nachfrist eine bestimmte, den
Zeitraum von zwei Jahren nicht überschreitendeFrist unterthänigst in Vorschlagzu bringen.

Ew. KöniglicheHoheit bitten demgemäß die getreuem Stände ehrfurchtsvoll, Allergnädigst befehlen
zu wollen, daß die Allerhöchstproponirte Verordnung mit der dahin lautenden Fassuug des 8 7

„ Sollten sich nach Ablauf der im § 0 gedachtenFrist in der Provinz Wege finden, deren beson¬
dere Beschaffenheitden Gebrauch der vorbestimmten Spurweite auch daun noch nnanweudbar
machten, so find die Regierungen ermächtigt, ans den Antrag der Kreisstände die nöthige Nach¬
frist, welche jedoch nicht über zwei Jahre betragen darf, nach den besonderenlocaleu Bedürf¬
nissen zu ertheilen,"

in Wirksamkeittreten soll.
In tiefster Ehrfurcht ersterben ,c.

Düsseldorf, den 2!. Teeember !558.

Adressen,
die ständischen Petitionen betreffend.

HllerdurchllNichtiill'trrPrinz!
Hllerguiidigstcr Nrgrut und Herr!

i) ProviüM'Feu«- Der 13. RheinischeProvinzial-Landtag bat pflichtgemäß die Verwaltung der Prouinzial-Feuer-
S°""«t. Societät in den Iabren 185« und !857 seiner Benrtheilung unterzogen, uud sind ans seinen

Berathungen über dieses Institut die nachfolgendenAnträge hervorgegangen, welckeder Land¬
tag Allerhöchster Erwägung und Entscheidung allernntertbänigst anheim zn stellen sich beelnt. —
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Antrag I. Daß über die, die Provinzial-Feuer-Societät betreffendenAnträge des Rheinischen Proinzial-
Landtags von 1ß54 in Betreff der Garantie der Prämienbciträge seitens der Provinz, nnd
der Aufnahme von Mobilar-Versicherungen, die noch ermangelnde Allerhöchste Entscheidung
baldigst getroffen, nnd nach Maßgabe derselben das Erforderlichesofort veranlaßt werden möge.

Antrag ll. Daß der 8 ^4 des Reglements vom 1. September 1V2 dahin abgeändert werde, daß die
Societät zur Vergütung für Beschädigungen durch kalten Blitzschlag mir dann verpflichtet
sei, wenn dieselbenals Wirkung des Blitzes von der Direction anerkannt werden.

Alltrag lll. Daß Gebände in einer Entfernnng von sechszig Fuß an Eisenbahnen nach § l> des Regle¬
ments zu versichern, und diesem Paragraph ein entsprechender Zusatz gegeben werdeil möchte.

Antrag IV. Daß die den Bürgermeistern seither gemäß § 72 des Reglements bewilligte Vergütung von
2 7° auf « 7° der Prämien-Einnahme erhöht, und der gedachte Paragraph demgemäß
abgeändert werden möge.

Antrag V. Daß die Reise- und Diätensätze des Inspektors nnd der Technikerder Societät denjenigen
gleichgestellt werden mögen, welche dem Director zustehen, und daß dem 8 '<?> ein dem-
gemäßer Susatz gegeben werde.

Antrag l Daß die im § 9 des Reglements erwähnten Versicherungenin zwei oder mehreren
Societäten dem Ermessen der Direction anheimgestellt, und den Bestimmungen dieses
Paragraphen überhaupt ein präciserer Ausdruck gegebenwerde.

Zur Begründung dieser Anträge erlaubt sich der Provinzial-Üandtag auf die Anlage Bezug zu
nehmen.

In tiefster Ehrfurcht ersterbe»:c.
Düsseldorf, den 2il. December 18s>«.

Anlage.

Referat des dritten Ausschusses
über die Verwaltung der Provinzial - Feuer - Societät in den Jahren 18Ü6 und 1857.

Referent: Abgeordnetervon Ey nein.

Der von Seiten der Direction eingereichte Verwattuugsbericht über den Betrieb der Jahre l^l;
und >«!,< ist zu Händen und zur Kenntniß aller Mitglieder des hohen Provinzial-Landtages gebracht, und
hat der dritte Ausschußes deshalb nicht für erforderlicherachtet, alle Einzelheiten desselben in den Bereich
seines Referats zu ziehen, wohl aber es für zweckmäßig gehalten, dasselbe an den Inhalt des Berichtes
anzulehnen.

Derselbe hat vor den Berichten früherer Perioden die besonders interessanteEigenthümlichkeitvoraus,
daß er die Resultate zweier Jahres-Verwaltungen nachweiset, von denen das eine als eil! recht befriedigen¬
des, das andere aber als ein böchst ungünstiges sich heransgestellt hat,

Tabelle X ^-t>. Seite >4 und !'»'» des Berichts ergibt, daß das mit einem Tificit von <U28
Tblr. 21 2gr, ü Pf. angetretene Jahr l^5„> mit einem Ueberschußvon !2l,l",<U Thlr. 5 Sgr. I Pf.
endete, alw einen ttwvinn von rund ! 2^/>< »l» Tblr. lieferte, wogegen das mit jenem Uebcrsebuß angetretene
Jahr !^,'»< mit einem Deficit von 2Ü,s>!>!» Tblr, 1^ Sgr. l Pf. abschloß, uud somit einen Rückgang und
Verlust von rund !4x/»<»l' Tblr. ergab.

Diese gau; außergemöbnliebeDifferenz von 2<<i,"l»l» Tblr, in den Resultate» beider Iabre bcrul't
indeß auf Ursachen, welche glücklick'envene eben so außergewöhnlichsind, und es würde sich daber nicht
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rechtfertigen, das Ergebniß des durch seine außerordentlicheTrockenheit nnd andere Umstände besonderer
Art für alle Versicherung-Anstalten mehr oder minder so unheilvoll gewordenenBrand-Jahres 1857 einer
Beurtheilung der Rentabilität oder gar der Lebensfähigkeitnnseres Provinzial-Iustituts allein zn Grunde
zu legen.

Einen richtigeren Maßstab dazn bietet das Durch schnttts-Resnltat der 4 NerwaltungSjahre
1853 bis inel. 1856, während welcher sich der NechnnngMaudvon einem Deficit von 220,826 Thlr. 10 Sgr.0 Pf.

(Anfangs 1853) in einen Ueberschuß von ....... 121,504 „ 4 „ 1 „

(Ende 185,.) verwandelte, demnach ......... 342,330 Thlr. 14 Sgr. 7 Pf.
als Gesammtgewinn, oder oir«» 85,000 Thlr. als jährlicher Durchschnittsgewinnsich herausstellte.

Zieheil wir aber auch das verhänguißvolle Jahr 1«57 mit in den Kreis solcher Anschauungen,
dann ergibt sich immerhin noch ein durchschnittlicher Ueberschuß von «>>«« 39,000 Thaler i»,'u Jahr, und
wurde, wenn das Jahr 1853 ohne Deficit angetreten wäre, sich, ungeachtet der eollossalenBrandentschä-
dignngeu von !85'7, zn Ende desselben noch ein Bestand von 194,220 Thlr. 27 Sgr. 5 Ps. als Nestgewinn
der fünf Jahre 1853 — 57, vorgefunden haben.

Auch die Erfolge des gegenwärtigen Jahres 1858, so weit sie sich überblickenlassen, werden, nach
den dem Ausschüsse darüber gewordenen Mittheilungen für die Rentabilität des Instituts ein ferneres gutes
Zeugniß liefern.

In dem Nerwaltnngsberlchte (Tabelle »II) findet sich z»« 185? der bedeutendeZugang von 1023
versichertenGebänden, und die Hinweisung auf einen im Jahre 1858 stattgehabtenZnwachs an Nersichernngs-
Capital von über 5 Millionen Thaler, und erwartet die Directiou, daß, wenn nicht ganz besondere Brand¬
fälle noch bis znm Jahresschlüssevorkommen,sich das in das Jahr hiueingenommeneDeficit von 25,599
Thlr. 13 Sgr. 1 Pf. in einen völlig so großen Ueberschuß verkehrt haben werde.

So erfreulich nun mich dieser Znwachs nnd die daraus sich ergebende größere Theilnahme der
Provinz an ihrem eigenen Institute erscheinen,so ist beides doch mich großentheils der Concnrrenz mit bei-
zumessen, welche nach den schlimmenErfahrungen im Jahre 185'7 nm so eifriger nnd schonungslosersich
des ihr nicht vortheilhaft scheinendenRisicos zn entledigen bemüht. Das Bestreben dieser Concnrrenz, die
besseren Versicherungendagegen an sich zu ziehen, ist indeß mich nm so größer geworden, so daß der Wnnsch
und das Grforderniß noch eben so sehr als früher vorhanden nnd begründet sind, unserem Provinzial-Institut
diejenige Stellung, Ausdehnung und Verfassung zn geben, welche ihm zur Behmivtnng seines Ranges, zn
einer erweiterten Wirksamkeit und zur Erfüllung seines gemeinnützigenZweckes verhelfen würden.

Insbesondere hat es sich in den letzten Jahren gezeigt, wie der Umstand, daß die Societät sich
nicht auch auf Mobilar-Versicherungen erstreckt, zu ihrem Nachtheilevornehmlichauf dem Lande als Mittel
benntzt wird, ihr auch die guten Immobilar- Versicherungenabwendig zn machen, wohingegen andererseits
die Prämien für Mobilar-Versicherungen, welche vornehmlichindustriellen Zwecken dienend eine mehr als
gewöhnliche Feuergefährlichkeit iu sich tragen, auf dem Wege der Koalition iu einem Maße gesteigert
worden sind, daß der Wnnsch ans Vermehrung von vielfach in der Provinz
uud namentlich in einer kürzlich in Düsseldorf stattgehabten Versammlung von Notabeln des Gewerbe- und
Handelsstandes, Imit geworden ist. Ein von der Firma D. Ios. Müller Söhne in Mähen gestellter und
von dem AbgeordnetenBauer sowie ein gleichervon dem Handelsstande in Montjoie und durch die Abge-
orduetcu Beemelmmms und Ähren befürworteterAntrag auf Einführuug einer Mobilar-Versicherungbei der
RheiuischenProvinzial-Feuer-Societät bekundet dies näher und ist als ein Zeichen anznsehen, daß die
Zeitverhältnisse darnach angethan sind, um erwarten zu dürfen, daß mich ans den industriellen Sphären
die Wirksamkeitder Provinzial-Gesellschaft für Mobilar-Versicherung freudig begrüßt uud benutzt
werden würde.
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Zu um so größeremBedauern muß es uuter diesen Umständen gereichen, daß die auf eine derartige
Ausdehnung des Institutes gestellten Anträge der Provinzial-Landtage von 1854 und 1856 noch immer
nicht die gewünschte Erledigung gefunden haben.

Auch der fernere Antrag aus jener Session, welcher sich auf die Garantie der Prämiensätze des
§ 33 des Reglements der Societät, seitens der Provinz bezieht,harrt fortan noch der höheren Entscheidung.
Unbestritten würde diese Garantie ebenfalls merklichdazu beitragen, das Interesse der Provinz an das
Institut enger anzuknüpfen,demselbensuceessivc viele wünschenswertheVersicherungenzuzuführen, und —
im Blick ans die Resultate der vergangenen schwierigenZeiten — einen Gewinn verheißen, welcher der
Provinz erhalten und in überaus nützlicher Art nnd Weise für dieselbe verwendet werden könnte.

I, Der Ausschußfindet sich deßhalb veranlaßt, den Antrag zu stellen, daß mit Hinweisung nnd
unter Bezugnahme ans die ausführlichen und tief in die Materie eingehendenVerhandlungen des Proviuzial-
Landtags von 1854 über die Provinzial-Jener-Societät, gebeten werde, die damaligen dieselbe betreffenden
Anträge einer Erwägung Allerhöchsten Orts zu unterziehen, nnd hinsichtlichder Art und des Umfanges
ihrer Gewährung baldigst Entscheidungzu treffen, respektivebehufs deren Ausführung die Direction und
den Verwaltnngs-Ausschuß der Societät zu ermächtigennnd das deshalb Erforderliche mit ihnen zu ver¬
handeln nnd festzustellen. Daß die Gesuche um Dispens vom Wiederaufbau in den letzten beiden
Jahren alle genehmigt werden konnten, hat der Ausschußals im Interesse des Societät liegend gern ver¬
nommen, indem die Bestimmung des § 62 des Reglements immer noch als Mittel benutzt wird, gute Ver¬
sicherungender Societät zn entziehen.

Die nach dem Bericht der Direction (Seite 22) gemachte Erfahrung von dem Mißbrauche des
§ 54 hinsichtlich der Entschädigung für Schaden durch kalten Blitzschlag, berechtigtallerdings dazu
in Grwägnng zn nehmen, ob es nicht gerechtfertigterscheine, zn beantragen, daß diese Entschädigung über¬
haupt in Wegfall komme.

Der Alternativ-Vorschlag der Direction, diese Entschädigung bestehen zu lassen, nnd nur daran
die Bedingung zn knüpfen, „daß die Beschädigung als eine Wirkung des Blitzes von der Direction anch
erkannt werde" ist jedoch ein milderer und günstigerer gegenüber dem Interesse der Versicherten, und dürften
daher in Rücksicht ans dasselbe in solchen Fällen, wo jene Beschädigung notorisch in der Art constatirt wird,
daß die Direction sie als wirkliche Folge nnd Wirkung des kalten Blitzschlags anerkennen kann nnd aner¬
kennt, die Entschädigungennach den Bestimmungen des besagte,: § 54 auch ferner zu gewähren sein, weß-
halb der Ausschußzu beantragen empfiehlt,daß dem 8 54 folgender Zusatz gegeben werde:

II, „Zu der vorgedachteuVergütung für solche Beschädigungender Gebäude, welche durch den
Blitz, wenn solcher nicht gezündet, sondern blos zertrümmert hat, hervorgebracht werden, ist die
Societät nur in dem Falle verpflichtet,wenn jene Beschädigung als Wirkung des Blitzes von
der Direction anerkannt worden ist."

Die anßergewölmlicheFeuergefährlichkeitder in unmittelbarer Nähe der Eisenbahn
gelegenen Gebäude ist so uubestreitbar, daß der Ausschußder Direction darin unbedingt beitritt, zu
beantragen, daß solche Gebäude in die Kategorie der uuter § 6 des Reglements bezeichneten zn verweisen sind.

Nach den gesetzlichenBestimmnngen ist es überhaupt uutersagr, Gebäude in einer kleineren Entfer¬
nung als 60 Fuß von einer Eisenbahn aufzuführen, nnd wem: das Gesetz also demnachdie Gefahr
erkennt, welche innerhalb dieser Entfernung besteht, so erscheint es anch gerechtfertigt, seitens der Societät
diese Entfernung als diejenige Grenze festzuhalten, an welcher erst die außergewöhnlicheFeuergefährlichleit
anfhört. Der Antrag des Ansschnsses würde daher dahin lauten:

III. Daß am § 6 der Zusatz erfolge: „Auch solche Gebäude, an denen eine Eisenbahn, welche
mit Locomotivenbefahren wird, in einer Entfernung von Sechzig Fuß vorbeiführt, sind nur
nach den Bestimmungen dieses Paragraphen zur Versicherunganfznnchmen."
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Bei Erwägung des fernereu Antrages der Direction auf Erhöhung der Prozent-Antheile der Herren
Bürgermeister von 2"/« auf 0°/« für den Fall, daß die Societät durch Ausführung der von dem Pro-
vinzial-Landtage von 1854 gestellten Anträge die in denselbenerbetene erweiterte Wirksamkeitund Stellung
erlange, erkannte der Ausschuß, daß alsdann allerdings die Mitwirkung der Herren Bürgermeister sowohl
eine neue vermehrte Müheweltnng für dieselben herbeiführe, als auch für die Interessen der Societät von
um so größerem Werthe sein würde, und stimmte deshalb der Ausschuß dem Vorschlageder Direction bei,
daß alsdann der Prozent-Antheil der Herren Bürgermeister bis auf <>"/« zu erhöhen sein dürfte.

Da indeß znr Ausführung jener Anträge ein von der Direction mit dem Verwaltung^ - Ausschusse
zu vereinbarendes und von dem KöniglichenOber-Präsidenten zu genehmigendes neues Reglement, —
welches gleichzeitigdamals beantragt wurde, - alsdann noch herzustellenist, so erachteteder Ausschuß
dafür, daß dieser Gegenstand den obengedachtenCollegien zur weiteren Erwägung und Erledigung füglich
anheimzugebenund der Zustimmung des nächsten Proviuzial Landtages vorzubehalten sei.

Den ferneren Antrag der Direction auf Gleichstellung der Reise- nnd Diäteuscitze des
Inspektors nnd der Techniker der Societät mit denjenigen, welche dem Director zustehen,hielt der Ausschuß
für begründet, in Berücksichtigung, daß in Folge der rascherenAusführung solcher Reisen, die darauf^zu
verwendendeZeit eine kürzere, also die Snmme der Diäteuscitzeeine geringere wird, dagegen das Gasthofs¬
leben heut zu Tage ein kostspieligeres ist, als zu jener Zeit, wo das Reglement für die Reise- und Daten¬
sätze der KöniglichenBeamten erlassen wurde.

Der Ausschußbeantragt daher,
tV. daß ebenso, wie für den Director, auch für den Inspector und die Techniker der So¬

cietät, der Datensatz von 2'/, Thlr. Tagegeld, 10 Sgr. i»<, Meile Eisenbahn und Dampfschiffe,
und 1 Thlr. pro Meile, welche nicht mit Eisenbahn und Dampfschiffgemacht wird, in Anwen¬
dung kommenmöge.

Es ist nicht zu verkeimen,daß das Bestehen guter Feuer- und Feuerlösch-Ordnungen für
das Feuer-Versicherungswesenvon großer Wichtigkeit,und daß es im Interesse desselben, gleichwie in dem
des Gemeinwohls, höchst wünschenswert!)ist, daß jene Ordnungen in möglichster Zweckmäßigkeit und Gleich¬
förmigkeitgegeben und gehaudhabt werden.

Da aber nach den Erfahrungen der Societät in dieser Hinsicht noch Manches zu wünsche» übrig
bleibt, so schließt sich der Ausschußdem Vorschlageder Direction willig au:

V. Das Königliche Ober.Präsidium zu ersuchen,diesen Theilen der Polizei- und Communal-
Verwaltuugeu eine besondere Beobachtung zuzuwenden, und auf möglichste Gleichmäßigkeitund
gewissenhafteAusführung ihrer Bestimmungen Hinwirten zu wollen. "

Was die Versicherung des Gesellschafts- Gebäudes nnd des Mobitars der So¬
cietät anbelaugt, so hält der Ausschußdafür, daß die Societät ebeusowohldiese Versicherungals tausend
andere selbst übernehmen könne, und beantragt daber ans den Vorschlag der Direction, daß der hohe Landtag
beschließen möge:

VI. „das Gebäude und Mobilar der Socictät bei einer anderenGesellschaft feiner nicht zu versichern."
In Betreff der von der Direction, sowohl in dem Verwaltungsbericht, als in dem Nachtrage zu

demselben vorgeschlagenen Aenderungen des 5 «^ des Reglements, kann der Ausschußes nur gerecht¬
fertigt finden, daß die ausnahmsweise in diesem Paragraphen gestattete Versicherungvon Gebäuden in zwei
oder mehreren Societäten, allein dem Ermessen der Direction anheimzugebensei, indem Anträge
solcher Art in der Regel eine sofortige Entscheidungverlangen, deren Einholung bei den Mitgliedern des
Verwaltungs- Ausschusses allzu zeitraubend sein würde.

Es erschcintübrigens auch aus dem fernereu Grunde angemessen, der Direction freie Hand zu
lassen, die in dem § !) vorgeseheneausnahmsweise Gestattung der Versicherung besonders werthvoller nnd
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feuergefährlicherGebäude in zwei oder mehreren Societäten, in Anwendung zn bringen, weil es eben¬
sowohl dem Interesse der Societät als demjenigen der Versicherten entspricht, Versicherungenvon außer¬
gewöhnlichemBelange oder feuergefährlicherBeschaffenheitunter mehrere Societäten zu theilen. Es ist
dieses ein beim Versicherung-Geschäft allgemein geltender und einer weisen Vorsicht entsprechender Grund¬
satz, welcher bei der Provinzial-Gesellschaft um so mehr zur Nachachtungund Anwendung kommenmuß,
als sie, iu Folge der ihr obliegendenVerpflichtung (nach § 5 des Reglements), Gebäude aller Art, ohne
Unterschiedihrer Einrichtung und Bestimmung, zu versichern,mehr als andere Versicheruugs-Gesellschaften,
großeu Entschädiguugen als Folge eines einzigen Brauduuglücks schon überhaupt ausgesetzt ist. Es empfiehlt
sich deshalb, für die Versicherungsolcher Gebäude ein Werth-Mazimum festzusetzen,über welches hinaus
in der Regel nicht gegangen werden darf, und glaubt der Ausschuß, im Blick auf deu Umfang der Gesammt-
Versichcrungen, rcspectiveder Gcsammt-Prämien-Einnahme der Societät (letztere im Betrage von circa
370,000 Thlrn.) als ein solches Mazimum der Summe von 50,000 Thlrn richtig zu greifen.

Es stellt sich, in Folge des in dem Anhange zum Bericht vorgeführten Falles, auch die Nothwen¬
digkeit herans, den sich auf die Versicherungvon Gebäuden, welche innerhalb eines Gehöftes
liegen, beziehendenBestimmungen einen präciseren Ausdruck zu geben, uud schlägtdemuach der Ausschuß
vor, daß der hohe Proviuzial-Landtag die Aeudcrung des § 9 des Reglements in nachstehenderFassung
beantragen möge:

VI l. „Ein und dasselbe Gebände, sowie mehrere Gebäude, welche innerhalb eines Gehöftes
liegen, darf r««p, dürfen, im Falle das oder die Gebäude bei der Provinzial-
Feucr-Societät versichert werden, nur bei dieser versichert sein. Diese Be¬
stimmung bezieht sich jedoch nicht ans diejenigen in einzelnen Landestheilen bestehenden oder noch
zn errichtendenkleinen Privat-Nereine, in welchen sich die Nachbarn unter einander bei einein
Brandschaden dnrch Natural-Prästationcn gegen Bezahlung unterstützen. Ausnahmsweise soll
eine Versicherungbesonders wcrthvoller und feuergefährlicherGebäude in zwei oder mehreren
Societäten nach dem Ermessen der Direction zulässig sein.

Der Gesammtbetrag sämmtlicherNersicherungs-Summen darf aber die nach § 13 Massige
Höhe nicht übersteigen. Findet sich zu irgend einer Zeit, daß ein Gebäude desselben Gehöftes
vorstehendenBedingungen entgegen, außer bei der Pro viuzinl- Societät, ohne Zu¬
stimmung der Direction, noch anderswo, also doppelt versichertist, so werden die bei der
Provinzial-Feuer-Societät versichertenGebäude uicht allem iu dem Kataster dieser Societät
sofort gelöscht, sondern es ist auch der Eigenthümer im Falle eines Brandunglücks der ihm sonst
aus derselbenzukommenden Vrandvergütung verlustig, ohne daß gleichwohlseine Verbindlichkeit
zu alleu Fcuerkassen-Beiträgen bis zum Ablauf des Jahres, in welchem die Ausschließung
erfolgt, eine Abänderung erleidet, und die Societät ist überdcm verpflichtet,den Fall zur näheren
Bestimmung darüber, ob Grnnd zur Criminal-Untersuchung wegen indirecten Vetrnges vor¬
handen ist, dem competentenGericht von Amtswegen anzuzeigen.

Der Ausschußfühlt sich schließlich zu der Anerkennung gedrungen, daß die dermaligen Vorlagen
über die Wirksamkeitder Direction der Provinzial-Feuer-Societät iu den Jahren 1856 und 1857 wiederum
die Beweise eiucr höchst sorgsamenuud pflichtgetreuenGeschäftsführung in sich tragen, und beantragt dem¬
zufolge, daß

Vlll. der hohe Landtag, dieser Anerkennungsich anschließend, der Direction seinen Dank Votirenwolle.
Noch beantragt der Ausschuß, daß an die Stelle der ausgeschiedenenMitglieder des Verwaltungs-

Ausschnsses für die Provinzial-Feuer-Verstcherungs-Gesellschaft neue Mitglieder ernannt werden. Derselbe
besteht aus den Abgeordneten Stupp, Beemelmans, Frhr. von Carnap und Iohanny und deren
Stellvertretern Frhr. von Salis-Soglio, van der Beeck, Iosten und Guitienne.

5
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Für die Mitglieder von Carnap und Iohanny und den Stellvertreter van der Beeck, welche
nicht mehr Mitglieder des Landtages sind, ist daher eiue Neuwahl erforderlich.

Ausschußerlaubt sich, in Stelle des ausgetreteueu Mitgliedes Herrn von Carnnp -Bornheim
den Abgeordneten Frhr. von Frentz-Garath, und in Stelle des Herrn Iohanny den Abgeordneten
von Gynern, zum Stellvertreter anstatt des Abgeordneten van der Beeck den Abgeordneten Grafen
von Nesselrodc vorzuschlagen. .

Düsseldorf, den !>'0. Deeember 1^8.

IIcrdnrchlauchligster Prinz!
I,llenulät>ilister Regent und Herr I

2. Landarmenhaus zu Tlicr. Viit Freudeu haben die getreuen Stände den Allerhöchsten Landtags-Abschied «I. ä. Karls¬
ruhe den 30. September 1856 begrüßt, wodurch die Bitte der zum eilften Rheinischen Provinzial-Landtage
versammelten Stände um Einführung von Ordens-Franen in das Landarmcnhaus ^, Trier die Allerhöchste
Genehmigung dahin gefunden hat, daß die Pflege der Kranteu, der Irren und der Kinder, sowie die Oeto-
nomie in der Anstalt rüclsichtlich der Katholischenden barmherzigenSchwestern, rücksichtlichder Evangelischen
den Diatouisscu anvertraut werde. Es entstand demzufolgedie Frage, iu welcher Weise dieses Institut nun
zu gestalte« seiu würde, weun die Einführung der barmherzigen Schwestern r<>8j>. Diakonissenzur Ausfüh¬
rung kommeusollte. Zuvörderst wurde die räumliche Trennung der beiden Eoufessioncu beliebt, uud von
der obersten Verwaltungsbehörde befohlen, einen Neubau für die Diakonissen einzurichtcu. Dieser Ban sollte
nun für eiue kleine, auf 50 Häusliuge berechneteDiakonissen-Anstalt nach dem Gutachten der Vaubcamteu
die immense Summe von 60,000 Thalern kosten. Die zum zwölften Landtage versammelten Stände, ob¬
gleich von der Ueberzeugungdurchdrungen, daß durch die Eiuführuug der Ordens-Frauen das religiöse und
kirchliche Wohl der Häusliuge auf das Verlässigstegefördert uud die Oelonomie mit der größten Sorgfalt
zum Vortheil des Hauses gefühlt werden würde, glaubte es doch nicht über sich nehmen zu dürfen, für
eiuen solchen Bau den Regierungsbezirkmit 60,000 Thalern Schulden zu belasten, ohne zuvor die dortigen
Bewohner in ihren respcctivenKreisvertretern gehört zu haben.

Letzteres mußte den gedachtenProvinzial-Vertretern um so bedenklicher erscheinen, als nach deren
ausgesprochenerAnsicht eine so große Anhäufung von fünf verschiedenenKategorien von Hilfsbedürftigen
uud Sträflingen iu ei» und derselbenAnstalt an und für sich mehrfache Uebelstände nach sich zieht, und
eine Trennung derselben sich als dringend wünschenswert!)darstellte. Aus dieseu Gründen wurden durch
die Königliche Regierung die Vertreter der sänuntlichen Kreise des Regierungsbezirks Trier vernommen,
welche denn auch in Uebereinstimmung mit den Behörden sich gegen den fraglichen kostspieligen Neubau
erklärten, und dagegen folgenden Antrag stellten: „daß denjenigen Kreisen, die nachweisen, ans welche
andere Weise von ihnen für eiue einsprechende Unterbringung ihrer Hospitaliteu, Kranken und Waisenkinder
gesorgt worden, zu gestatten sei, sich in dieser Beziehung vom Landarmenhause gegen verhältnißmäßige
Ermäßigung ihrer bisherigen Beiträge zu trennen," — ein Antrag, dem die gehorsamst unterzeichneten
Stände vollkommenbeitreten, und für deu sie daher die Allerhöchste Gcuehmiguug erbitten.

In tiefster Ehrfurcht ersterben ?c.
Düsseldorf, den 20. December 15W.
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Allerdnrchlauchtigster Prinz!
Fllergniidigster Negent und Herr!

Ner wohlwollenden Fürsorge unseres allergnädigsten Königs verdankt die Nheinprovinz, gleich 3. prwntcrung der Be¬
den übrigen Provinzen des Staates, die Gründnng einer Hülfskasse. Oeit den wenigen Jahren ful!"iss° der Rheinischen Pro-
des Bestehens diese« Instituts haben dessen segensreichen Folgen über die ganze Provinz sich "'"M'Hi'lfMsse.

^verbreitet, wie dies in dem beigefügten gedruckten(nnd besonders vertheilten) Berichte der Direction nach¬
gewiesenist.

Der große Nntzen, welchendas Institut gewäbrt, kömmt indeß dnrchwegmir den Gemeinden und
öffentlichenAnstaun zu Statten. Der demselbenüoerwicseneBetriebsfonds von 400M» Tblrn. nebst den
von Gemeinden und öffentlichenAnstalten ihm zufließendenDepositen ist nicht einmal ansrcichend, den Ge¬
meinden, Kirchen ?c. die nachgesuchten Darleheu zu bewilligen. An Privatpersonen bei genügender Sicher¬
heit Vorschüsse zn geben, wenn es nach dem Resultat unbedingt gestattet wäre, ist wegen Mangels an
Mitteln nicht möglich. Nun ist es aber ein dringendes Bedürfniß, anch den Eingesessenender Provinz
Verkehrsmittel, nnd namentlich den GrundbesitzernKapitalien, deren dieselben znr Erhaltung oder Gründnng
ihrer Existenzbedürfen, zu beschaffeu. Um dies Ziel zu erreichenund die Mittel zu einem größeren Geld¬
verkehrzn beschaffen, hat die Direction in der erwähnten Druckschriftdie Erweiterung des Wirtungskreises
der Provinzial-Hülfstafse beantragt, nnd der Herr Landtags-Commissar diesen Antrag der Berathung der
Provinzial - Versammlung nnterbrcitet.

Die Anträge der Direction der Provinzial-Hülfstafse gehen dahin:
1. daß derselben gestattet werde, unkündbare, auf den Inhaber lantende Obligationen auszugeben zum

Betrage von einer Million Thaler;
I. verzinslicheDepositen von Privatpersonen anzunehmen;
3. kündbare, verzinsliche, ans den Inhaber lantende Schuldscheineauszustellen, gleichfalls bis zn einer

Million Thaler;
4. unverzinsliche, auf jedeu Inhaber lautende Noten auszugeben) desgl. bis zu einer Million Thaler;
5. daß die Provinz die Garantie für alle Verpflichtungender Provinzial-Hülfskasse übernehme;
6. daß endlich nach Maßgabe der vorstehendenAnträge das Statnt abgeändert werde, wozn ein Entwurf

am Schlüsse der Druckschriftvorgelegt ist.
Nach gründlicher Berathung hat der Landtag sämmtlichenAnträgen seine Zustimmung ertheilt, und

beehren wir nns, den betreffendenAuszug aus dem Protokoll uuterthänigst dem Gegenwärtigen beizufügen.
' Behufs Motiviruug dieses Beschlussesbcehreu wir uns, ans die erwähnte Druckschrift der Directiou Bezug

zu nehmen, nnd beschränken uus auf wenige Bemerkungen.
Bei den großen, dnrch den Aktien-Verkehr herbeigeführtenFluetuationc» des Geldmarktes weiden

dem gewöhnlichenGeschäftsverkehr,insbesonderedein Grundbesitz, fast alle Kapitalien entzogen. Wenn auch,
was in den Verhandlungen behauptet worden ist, dermalen hinreichendeKapitalien disponibel sein sollten,
so läßt sich doch mit Rücksicht auf die Vergangenheit die Besorguiß uicht beseitigen, daß dieser Zn stand kein
dauernder sein werde. Wäre diese Besorgniß aber anch unbegründet, so ist es doch eine unbestritteneThat¬
sache, daß der erleichterteGeldverkehreben iu uuscrer Zeit die eigeutlichePulsader aller Geschäfteist, sie
möge deu Handel oder den Ackerbau betreffen. So sind denn auch bei dem allgemeinen Landtage wieder¬
holt Anträge eingegangen, welche ans Gründung von Credit-Anstalten in deu einzelnen Provinzen oder
Erweiterung der bestehendengerichtetwaren.

In den »ul, 1 — 4 gestelltenAnträgen hat nnn die Direction der Provinzial-Hülfskasse nnd mit
ihr der Landtag die Mittel erkannt, dem Institute die gewüuschteWirksamkeit zn verschaffen. Zwar sind,
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.wie der nnterthänigst in Abschrift beigefügte Bericht des Ausschussesbeweist, eiuige Bedenken gegen die
Anträge erhoben worden. Dieselbe betreffen insbesonderedie Anträge »üb 2 und 3. Die Minorität hob
hervor, daß die Hülfstasse bei dem ihr znr Disposition stehenden geringen Fonds in große Verlegenheit
komme nnd die Mittel ihre Verbindlichkeitenzn erfüllen ihr mangeln würden, wenn in ungünstigen Zeitver-
hältnisseu die Depositarieu ihre Gelder plötzlich zurückzögen und die Inhaber kündbarer Schuldscheine von
dem Kündigungsrechte Gebrauch machten. Diese Befürchtung hielt der Landtag durch die «u!i 5 beantragte
Garantie der Provinz für vollkommenbeseitigt. Er ist zngleich der Ansicht, daß eine solche Verlegenheit
bei einem Institut, welches auf dem Credit der Provinz beruhe, weniger zu befürchten sei als bei jedem
anderen.

Der wichtigste Antrag, durch dessen Genehmigung die Erweiterung des Geschäftskreises des Instituts
bedingt ist, ist jener »»1» 5. Demselben entsprechendhat der Landtag beschlossen,daß die Provinz die
Garantie für alle Verpflichtungender Provinzial-Hülfstasse zu übernehmen habe. Die Bedenken, welche
gegen diesen Antrag geltend geinacht wurden, reihen sich an die Anträge »u!, 2 und 3. Die Minorität
glaubte mit dem Risieo, welches aus dem dort erwähnten Geldverlehr erwachsen könne, die Provinz nicht
belasten zn dürfen. Der Landtag vermochteindeß eine solche Gefahr nicht zu erkennen, und glaubte auf
die ausgesprocheneBefürchtung um so weniger Gewicht legen zn müssen,als die Provinz aus dem Institute
selbst großen Vortheil zieht.

Die getreuen Stände der Nheinprovinz erlauben sich daher die uuterthäuigste Bitte, daß Ew.
Köuigl. Hoheit die oben «>«!> 1 bis 5 iuol gestelltenAnträge zn genehmigen, auch den beigefügten 8«I> 6
angeführten Entwurf zur Vervollständigung des Statuts zu bestätigen Allergnädigst geruhen mögen.

In tiefster Ehrfurcht ersterben:e.
Düsseldorf, deu 23. Deeember 1858.

Anlagen.

1. Bericht über die Verwaltung der Rheinischen Proniuzial-Hülfskasse
in den Jahren 1856 und 1857.

Die Wirksamkeitder RheiuischenProviuzial-Hülfstasse, welche anf Grund des für die beiden ersten
Jahre ihres Bestehens, 1854 nnd 1855, erstatteten Verwaltungs-Berichtes, von den im Oetober 1856 zum
12 RheiuischenProviuzial-Landtage versammeltenStänden bereits als eine erfreuliche auertaunt worden,
hat sich seitdem unausgesetzt erweitert.

Tllllcheils-Geschäfte.
Die zur Auszahlung gekommenen Darlehen, welche

I»>c» l!->54 ...............
„ 1555 ...............

betrugen, sind im Jahre
1856 auf ..............
1857 „ ..............

und in den neun ersten Monaten dieses Jahres auf ........
gestiegen, so daß am 1. Oetober d. I. die ausgezahltenDarlehen die Summe von 1,445,008
erreichten.

104,040 Thlr.
269,268 „

340,770 „
876,750 „
354,180 „
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Darauf sind erstattet worden.
im Jahre 1854........ — Thlr. — Sgr.
„ „ 1855 ........ 15,940 „ - „
„ „ 1856........ 41,913 „ 15 „
„ „ 1857........ 127,452 „ 15 „

in den ersten neun
Monaten 1858........ 87,144 „ 5 „

zusammen ......... 2v2,450 „ 5 Sgr.
Die gewählten Darlehen bildeten sohin am

"s>

34,500 Thlr.
434,230 „
526,603 „

46,860 „
93,100 „
7,800 „

93,515 „
174,840 „

1,000 /l

32,500 »

1 October d. I. noch die Summe von............ 1,172,557
Wie die verschiedenenNegiernngs-Bezirke und Kreise der Provinz an dieser Darlehenssnmme

-betheiligt sind, ergibt die beigefügte Nachwcisuug^
Von den gezahlten Darlehen, deren Anzahl 550 beträgt, waren bestimmt:

1) Zur Gründung oder Erweiterung von Provinzial-Instituten ......
2) Zn Bauten für Kircheu-, Hospital- uud Schulzwcäen.........
3) Znr Anlage von Bezirks-, Kreis- und Gemeindewegen .........
4) Zur Schuldeutilguug uud Verbesscrnngdes Gemeinde-Haushalts .....
5) Zu Deichbauten an Deichverbände ...............
6) Zur Unterstützungvon Winzern an Genossenschaften .........
7) Zn ländlichen Meliorationen an Gemeinden............
8) Zu sonstigengemeinnützigeilUnternehmungen vou Gemeinden und Instituten .
9) Für ländliche Grundbesitzerzu Cultur-Verbesserungen .........

10) Für Unternehmer nützlicherGewerbe-Anlagen ...........

1,445,008 Thlr.
Ohne die Unterstützungder Provinzial-Hülfskasse wären die meisten der Bauten, Anlagen nnd

Unternehmungen, zn denen sie diese Darlehen gewährte, gar nicht oder wenigstens so bald nicht zu Stande
gekommen. So ist, nm nnr an einigen Fällen dies näher nachzuweisen,die Stadt Werden, welcher unterm
27. November 1854 das Privilegium verliehen worden, znr Bestreitung der Kosten für den Bau der Nuhr-
brüäe ein Darlehen von 30,000 Thlrn gegen Ausstelluug auf den Inhaber lantender, mit 4 Procent ver¬
zinslicher Obligationen aufzunehmen, die aber für ihre Obligationen nnr dann Abnehmer finden konnte,
wenn sie nm mehr als 10 Procent unter dem Nominalwerthe abgegeben wurden, vor solchen Opfern
geschützt nnd zur Ausführuug des Nuhrbrückeubauesdadurch iu den Stand gesetzt worden, daß die Hülfs¬
kasse ihr die ganze Bedarfsfnmme von 30,000 Thlrn. successive vorschoß. Eben so ist in einem andern
Falle, welcher in einem in das Haus der AbgeordneteneingebrachtenAntrage, die Normativ - Vedingnngen
znr Errichtung von Privatbanken betreffend,„als Gegenbeweis gegen das nach bureaukratischerKurzsichtig¬
keit schmeckendeBestreuen des wohlthätige,: Einflussesder Privatbanken aus den Ackerbau"erwähnt worden
ist, es gerade die Hülfskassegewesen,welche im Herbste des verflossenen Jahres der bereits drohenden Ein¬
stellung der Arbeiten an der nach langjährigen Verhandlnngen endlich in Angriff genommenen großartigen
Melioration der Niers- nnd Nordcanal-Niederungen dadurch vorbengte, daß sie, nachdem die Genossenschaft
vergeblichbemüht gewesen,bei andern öffentlichenInstituten und Privat-Vereinen die erforderlichenGeld¬
mittel anzulegen, derselben in Ermangelung von Barbeständen 25,000 Thlr. in Staatsschuldscheinen zu
dem Nominalbetrage unter Erstattung der Rückgabein derselben Weise binnen 10 Jahren überließ und sie
in den Stand setzte, sich zunächstgegen Verpfändung dieser Effecten die erforderlichen baaren Gelder zn
verschaffen, die ihr denn anch theils von der KölnischenPrivatbank, theils von einem andern hiesigenGeld-
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Institute gegen Zahlung von 6 Procent Zinsen vorgeschossen wurden. Die Provinzial-Hülfskasse ist es
alsdann aber wieder gewesen, welche, nachdem ihr gerade während der allgemeinen Geldkrists zu Ende
vorigen nnd Anfang dieses Jahres Depositen wieder reichlicher zuflössen, es der genannten Meliorations-
Gcnosseilschaft durch ein Darlehen von 07,000 Thlr., welches sie ihr im Januar d. I. zur Verfügung
stellte, möglich machte, die verpfändeten Staatsschuldscheinewieder einzulösenund zu erstatten, so wie die
Meliorations-Arbeiten auch in diesem Jahre unausgesetzt fortzusetzen.

Während der Zinsfuß für die au ländliche Grundbesitzerund an Unternehmer nützlicher Gewerbc-
anlagen zu bewilligende»Darlehen immer 4'/, und resp. 5 Procent blieb, mußten die von den Provinzial-
Instituteu, den Kreisen, Gemeinden nnd sonstigenCorporationen zu zahlenden Darlehens-Ziufeu, welche
1856 uur 4"/« betrugen, vom t Januar 1857 auf 4'/, und vom 1 Januar d. I. 4'/,°/,, erhöht werden.
Diese successive Erhöhung der Zinsen eintreten zn lassen erschien unbedenklich, da immer noch viele Dar-
lcheusgcsuchewegen Mangels an Fonds zu dereu Gewährung zurückgewiesen werden mußten und die ander-
weiten Vergünstigungen, wie die successive Auszahlung nach Maßgabe des eintretenden Bedürfnisses, die
Zulassigleit der Erstattung in Theilzahluugeu während 10 bis 15 Jahren und selbst vor Eintritt der vor-
bcdungencn Tilgungsfristen, das Absehenvon der Stellung jeder anderweiteil Sicherheit, wenn nur unter
Genehmigung der Aufsichts-Behörden die Proviuzial-Institute, Kreis und Gemeinde-Vertretungen ic. die
Verpflichtungübernehmen, die zur Vcrziusuug und Erstattung der Darlehen erforderlichenBeträge in den
jährlichen Etats vorzusehen; solche sind, die nicht leicht Eapitalisten und audere Geld-Institute gewähren.

Depositen.
Bei ihrem Dotationsfonds von nur 320,000 Thlru. in Staatsschnldscheinen und «0,000 Thlrn.

baar würde die Nheiuische Provinzial-Hnlfskasse zur Gewährung der erwähnten bedeutenden Beiträge an
Darlehnen nicht im Stande gewesen sein, wenn nicht soweit möglich von der ihr verliehenen Befngniß,
auch Gelder aus Provinzial-, Gemeinde- und Institntcnkassen zur Verzinsung anzunehmen, Gebrauch
gemacht worden wäre. Es ist zwar auch in Folge der Ständischen Befürwortung des in dem letzten Ver¬
waltung^-Berichte gestellten bezüglichen Antrages durch AllerhöchsteCabinets-Ordre vom 20. October
1857 der RheinischenProvinzal-Hülfskasse die Ermächtigung ertheilt worden, Gelder aus den Handwcrkcr-
Unterstütznngs-, Kranken- und Sterbe-Kassen, so wie Pupillen-Gelder als Depositen anzunehmen; diese
Ermächtignng hat indeß bis jetzt den gehofftcnErfolg nicht gehabt und 'Mir nnbedcntende Geldbeträge der
Hilfskassezugeführt. Im Ganzen übertrifft aber der Depositen-Verkehr bei der Hülfskasse alle Grwartuugcu.
Es wurden nämlich verzinslichangelegt: 1854 ......139,876 Thlr. — Sgr. — Pf.

1855 ...... 390,184 „ 2 ,, 6 „
1856 ...... 425,306 „ 20 „ — „
1857 ...... 533,897 „ 10 „ — „

in den ersten neun Monaten lanfenden Jahres ...... 594,472 „ — „ — „

im Ganzen ......2,083,796 Thlr. 2 Sgr. 6 Pf.
Davon wurden erstattet:

1854 ...... 2,900 „
1855 ...... 135,705 „
1856 ...... 200,355 „
1857 ...... 375,223 „

in den ersten neun Monaten 1858 ...... 258,701 Thlr.

zusammen ...... 1,032,884 „ — „ — „

so daß die Summe vou ................1.050,912 Thlr. 2 Sgr. 6 Pf.
den Bestand der Depositen am 1. October d. I. bildete.
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Selbst durch die große Handelskrisis, welche in der zweiten Hälfte des Jahres 1857 zum Ausbruche
gelangte nnd überallhin so verderblicheFolgen hatte, wurde der Depositenverkehrbei der Hülfslasse nicht
gestört, es wurde vielmehr die erfreulicheWahrnehmung gemacht, daß bei audereu Geld-Instituten ange¬
legte Bestände zurückgezogen wurdeu, um sie der Hülfslasse anzuvertrauen, daß sohin das Vertrauen in die
Solidität dieses Instituts bereits wohl begründet ist.

Bei der Nothwendigkeit,die Bestände der Provinzial-, Gemeinde- uud Institutenkassen neben denen
der Sparkassen für die Darlehnsgeschäfteder Hülfskasse nutzbar zu mache», rechtfertigte sich mit Rücksicht
darauf, daß die meisten jener Bestände zu gemeinnützenZwecken angesammelt worden, die Gewälming
möglichst günstiger Bedingungen für die verzinslicheHinterlegung derselben bei der Hülfstasse. Um aber
dieser die ihr anvertrauten Gelder anch auf längere Zeit zu erhalten, der Belegung der Gelder bei der
Hülfskasse für einzelne Fälle mehr den Charakter einer dauernden Kapital-Anlage zn geben, werden für
Beträge, welche unter Borbehalt einjähriger Kündigung ihr anvertraut wordeu, seit dem Anfange dieses
Jahres 4 Prozent an Zinsen vergütet. Für Depositen mit kürzerenKündigungsfristen beträgt dagegen der
Zinsfuß für die ersten 000 Thlr. 3 '/- °/« und für die höheren Beträge 2'/, "/„, und nur den Sparkassen
werden mit Rücksicht ans die gemeinnützigenZwecke, welche sie zu verfolgen haben, auch bei kürzeren als
einjährigen KündignngSfristen Beträge bis MlU Thlr. mit 3'/.°/» und größere Summen mit 3 "/<> ver¬
zinset. Der bei weitem größte Theil der Depositen ist aber bisher immer ein solcher gewesen, der nur zu
2V2"/« M verzinsen war.

Der Entstehung von Verlegenheiten durch eine plötzliche massenhafteKündigung der Depositen, so
unwahrscheinlicheine solche bei einem Depositen-Verkehr, wie der seitherigeder Hülfstasse mit den Provin¬
zial-, Gemeinde-, Instituten- und Sparkassen der Provinz an uud für sich ist, wurde vorgebeugt durch
Vorbedingung einer vorhergehendenKündignug für die Zurückziehung eines jeden bei der Hülfslasse ange¬
legten Betrages, uud zwar einer einmouatlicheuKündiguugsfrist für Summen bis 600 Thlr., einer drei¬
monatlichen Frist für Summen von «00 Thlrn. bis 2000 Thlr., nnd einer halbjährigen Kündiguugsfrist
für alle größereu Summen als 2000 Thlr. Von dieser VorsichtsmaßregelGebrauch machen zn müssen, ist
aber bisher, ungeachtet der eingetretenen allgemeinen Geldtrisis und der beengenden Schranken, welche der
Freiheit des Verkehrs der Hülfslassenoch gezogen sind, keine Veranlassuug gewesen, es wurden vielmehr,nm die
Nützlichkeit nnd zugleich die Benutzung der Hülfskassezn erhöhen, die Dcpositeu nach den Wünschen und Be¬
dürfnissen der Eigenthümer ohne Rücksicht auf die vorbedungenen Kündigungsfristen sofort zurückgezahlt,
jedoch eine angemessene Provision rafür dann erhoben,wenn Beträge, welche, um höhere Zinsen zn genießen,
gegen einjährige Kündigung deponirt worden, vor Ablauf der Kündignngsfrist zurückgewünschtwurdeu.
Nur einer Kreis-Spartasse gegenüber, welche größere Snmmen bei der Hülfslasse verzinslichhinterlegt hatte,
trat die Nothwendigkeitein, auf der Innehaltnng der Kündiguugsfristeu für die Zurückziehungihrer Gelder
zu bestehen, denn es lagen genügende Anzeigen znr Annahme vor, daß diese Kreis-Sparkasse durch die Ver-
günstignngen, welche die Hülfslasse den Spartassen der Provinz anderweit bezüglichder Verzinsung und
Erstattung der Depositen gewährt, sich hat verleiten lassen, den Bcstimmnngeu des Reglements vom 12.
Dezember «838 entgegen, nach welchendie Einrichtung der Sparkassen hanptsächlichfür das Bedürfniß der
ärmeren Klassen, welchenGelegenheit znr Anlegung kleiner Ersparnisse gegebenwerden soll, berechnetist,
anch von Privaten, Instituten und Gemeinden größere Geldbeträge, selbst bis zn 10,000 Thlr., zur Ver¬
zinsung anzunehmen und so mit der Hülsslasse iu Eoncnrrenz zu treten.

Nnugcwiml.

Mit dem zugenommenenGeschäfts-Umfange der Provinzial-Hülfskasse hat auch deren Reingewinn,
wie er hanptsächlichaus dem Ueberschusse der empfangenen Darlehenszinsen gegen die gezahlten Depositen¬
zinsen hervorgeht, sich vergrößert. Während er
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?ro 1854 ....... 13,283 THIr. 20 Sgr. 2 Pf.
„ 1855 ....... 16,115 „ 0 „ 1 „

betrug, stieg er „ 1856 auf ...... 18,877 „ 22 „ 7 „
und „ 185? „ ..... 20,344 „ 2 „ 1 „

Vcrwaltungstosten.

Selbstredend siud aber auch die Veiwaltungskosten, die vou dem Reingewinne vorstehend bereits
in Abzug gebracht sind, gewachsen; sie betrugen

I"«, 1854 .......1559 Thlr. 11 Sgr. 4 Pf.
„ 1855 .......1560 „ 15 „ - „
„ 1856 ......17l2 ^4 —
» ^57.......2165 „ 21 „ — „

einschließlichder den Beamten des Secretariats und der Nendantur i»-« 1856 nachträglich bewilligten
erhöhten Remunerationen von zusammen 200 Thlrn., mithin auch für die beiden letzten Jahre noch nicht
2000 Thlr. jährlich. Diese Kosten sind aber immer noch nngemein gering gegen diejenigen, welche sonst
überall für die Verwaltung von Bank- und Geldgeschäftenvon gleichem Umfange aufgewendet werden, und
nur der Opferwilligkeit, mit welcher sich bisher die Mitglieder der Direction und die übrigen Beamten den
nicht unbedeutendenGeschäftengegen geringe Remunerationen unterzogen haben, ist diese billige Verwaltung
zu verdanken.

Rechnungen.
Die ,,r« 1854 und 1855 gelegten Nechnnngensind bereits von den zum zwölften Provinzial-Land-

tage versammelt gewesenenStänden revidirt, richtig befunden und dechargirt worden. Die Rechnungen
I,r<» 1856 und 1857 werden gleichzeitigmit diesemBerichte den Ständen vorgelegt werden. Die pro 1857
nmfaßt einen Zeitraum von 13 Monaten, da ans der seitherigenAbschließungder Rechnungen mit dem
letzten November mehrere Inconvcnienzen hervorgegangen sind und deshalb das KöniglicheMinisterium des
Innern unter Abänderung der bezüglichen Bestimmungen der von ihm ertheilten Geschäfts-Anwcisunggeneh¬
migt hat, vom Jahre 1857 ab die Rechnungen der Hülfskassemit dem Kalenderjahre abzuschließen.

Der nach den Rechnungen sich ergebende jährliche Reingewinn ist den Statut-Vorsehnftcu gemäß
den einzelnen von der Hülfstasse verwalteten Spezialfonds überwiesenworden.

Stamm-Kapital und Reserve-Fonds.
Was von diesen das Stammkapital ,'««1». den Reservefonds, dieser gebildet aus einem Viertel des

jährlichen Reingewinnes, betrifft, so ist bereits in dem Verwaltuugs-Berichte z^« 1854 uud 1855 nach¬
gewiesen worden, daß die General-Staatskasse, einschließlich der Zinsen aus ihrer Verwaltung der zur
Dotation der Hülfstasse bestimmtenFonds, auf das Stammkapital der Rheinischen Provinzial-HülfMsse nicht
allein die 320,000 Thlr. in Staatsschuldscheinen, sondern auch auf die baar zu überweisenden

80,000 Thlr. — Sgr. — Pf.
baar ..............16,126 Thlr. 7 Sgr. 11 Pf.
und in Staatsschnldscheinen91,631 Thlr. 7 Sgr.
6 Pf., welche zn dem Courswerthe von 93 °/„, in
welchem sie überwiesen wurden, zu ... . 85,217 „ 1 „ 10 „

berechnet, zusammen .........T"7 ..." .....101,343 Thlr. 9 Sgr. 9 Pf.

""thin, . ^......................21,343 Thlr7 9 Sgr. 9 Psi
mehr überwiesenhat, als zur Completirung des Stammkapitals zu überweisen waren, während für den
Fall, daß die 91,631 Thlr. 7 Sgr. 6 Pf. in Staatsschnldscheinen zu dem Course zur Zeit ihrer Neberwei-
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sung von 82'/4 °/° berechnetwerden zu .............75,366 Thlr. 21 Sgl. 1 Pf.
mit den baar eingezahlten ................. ^16,126 „___7 „ 11 „
sich im Ganzen ................... . 91,492 „ 29 „ — „
mithin gegen die baar zn zahlenden ..............80, 000 „ ^ „ -^ „
immerhin noch mehr ................... 11,492 „ 29 „ — „
als von der General-Staatskasse der RheinischenProvinzial-Hülfskasse wirklich überwiesen, ergeben. Wenn
dessen ungeachtet die Provinzialstände auf dem zwölften Landtage Austand genommen, die zustimmende
Erklärung abzugeben, daß der auf das statutgemäß in Baar mit «0,000 Thlrn. zn entrichtende Fünftel des
Stamm-Fonds der RheinischenProvinzial-Hnlfskasse von der General-Staatskasse in Staatsschnldscheinen
überwieseneBetrag von 91,631 Thlrn. 7 Sgr. 6 Pf. zn dem Conrswerthe von 93 °/„ anzunehmen und zu
verrechnensei, nnd statt dessen beantragt haben, daß das baare Fünftel von 80,000 Thlrn. unverkürzt der
Hülfskasseüberwiesen werden möge, so ist dabei offenbar ein Irrthnm untergelaufeu, hervorgegangenaus
dem Ueberseheu, daß außer den 75,366 Thlrn. 21 Sgr. 1 Pf. oder 75,137 Thlrn. 20 Sgr., 'zu welch letz¬
terem Betrage die überwicscnen91,631 Thlr. 7 Sgr. 6 Pf. in Staatsschuldscheineu irrthümlich mit dem
Course vou 82°/» von den Provinzial-Ständen berechnet worden, noch baar 16,126 Thlr. 7 Sgr. 11 Pf.
schon damals successive vou der General-Staatskasse auf jenes Fünftel eingezahlt waren. Es werden des¬
halb die RheinischenProvinzial-Stände bei ihrer nächsten Versammlung in Gemäßheit eines Erlasses der
KöniglichenMinisterien des Innern und der Finanzen vom 18. August 1857 nochmals zur Abgabe jener
gewünschten zustimmendenErklärung veranlaßt werden, die unbedenklicherscheint, weil die Annahme des
Courses von 93 °/„ für die auf das baar zu zahleude Fünftel des Stamm-Kapitals überwiescnenStaats-
schuldscheiue mir zur Gewinnung eines gleichmäßigen, für die Vermehruug des Stamm-Kapitals sämmt¬
licher Hülfstasseu übereinstimmendeGrundsätze darbietenden Berechnungs- Modus für augemessenerachtet
worden, ein factischerNachtheil für die Hülfstasse hiermit aber nicht verbundeil ist, dieser vielmehr erst
alsdann möglich werden würde, wenn sofort, wie nach diesemBerechnungs-Modus, das Stamm-Kapital
ans das Doppelte angewachsensein würde, die Zurückziehung der gewährten Summe von 400,000 Thlrn.
zur Staatskasse erfolgen würde, ohne zu gestatten, daß auf das in Baar zu erstattende Fünftel ebenfalls
Staatsschuldscheine in dem Betrage von 91,631 Thlrn. 7 Sgr. 6 Pf. zn dem Course vou 93 °/, über¬
geben werden.

Der vorstehendnachgewiesene Reserve-Fonds im Betrage von . . 21,343 Thlr. 9 Sgr. 9 Pf.
ist übrigens seither durch Uebcrweisungender General-Staatskasse aus ein¬
gegangenenBeträgen des erstattetenPrcuß. Landes-Unterstütznngs-Fondsvon 8,117 „ 15 „ — „
nnd das eine Viertel des jährlichen Reingewinnes der Hülfskassei>iu 1854
bis 1857 mit zusammen ................. 17,155 „ 6 „ — „

bis zur Summe von..................46,616 Thlr. -^ Sgr. 9 Pf.
angewachsen,und nur um einen unbedeutendenBetrag dnrch die Verluste bei dem öfter nothwendig gewor¬
denen An- und Verkauf vou Staatspapieren wieder vermindert worden. Keinerlei andere Verluste sind
dagegen bisher bei der Verwaltung der Hülfskassevorgekommen.

Pmmmmgs-Fonds fiir die Sparkassen-Interessenten.
Als Fonds zur Prämirung der Sparkassen-Interessenten der Provinz hat die Hälfte des Nein¬

gewinnes 1"° 1854 ..... 6.641 Thlr. 25 Sgr. 1 Pf.
„ 1855 .....8,057 „ 19 „ 7 „
„ 1856.....9,438 „ 26 „ 3 „
.. 185? .....10,172 „ 1 „ 1 „

zusammen .....34,310 Thlr. 12 Sgr. - Pf.
6
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ergeben. Die Ansprüchedes Aachener Vereins zur Beförderung der Arbeitsamkeitauf eine Betheiligung an
diesem Fonds für die Interessenten seiner Prämienkassesind, nachdem sich die Provinzial-Stände mit den
dagegen in dem Verwaltung^-Berichte vom 2. September 1856 geltend gemachtenEinwendungen einver¬
standen erklärt hatten, dnrch Erlaß des KöniglichenMinisteriums des Innern vom 10. August 185? zurück¬
gewiesen worden. Die Ungewißheit über diese Entscheidung machte es aber, um im Staude zu bleiben,
eveutuell die bedeutenden Ansprüchedes genannten Vereins befriedigenzu können, unmöglich, für die Jahre
1854 und 1855 Eztra-Prämien den berechtigteil Sparkassen-Interessenten bewilligen zu können; erst für die
folgenden beiden Jahre war es zulässig, auch die liquidirte Extra-Prämie vollaus anzuweisen.

Es wurden gezahlt
! auf zur

für die Prämirung 1'/, Prozent Eztra- im G anzeu
Jahre berechtigte

Einlagen,
Zinsen. Prämie.

Tha!«, Th!r, S«r, Pf, Thaler, Thlr, 2«, Pf,

1854 64,269 995 10 2 995 10 I
1855 82,696 130!) 28 3 —> 1309 28 3
1856 101,894 1638 29 I 4302 5940 29 2
1857 142,503 2291 24 6 2859 5150 24 6

zusammen ............ 13,39? 2 1 !

und mit Hiuzurechnuugder entstandenenPorto¬ ^

kosten für die Uebcrsendungdes Geldes, jedoch
nach Abrechnungeiniger die Portokostenüber-

^ steigendenNückeinnahmen .......

! so daß von der nachgewiesenen Einnahme von

gegenwärtig noch disponibel sind .....

13,383 28 2l
34,310 12 j -

20,926 13 10

Diesen Betrag für den RheinischenMeliorations - Fonds überwiesenzu erhalten, erscheint dringend
wünschenswert!), da die Gesuche um Darlehen aus diesem Fonds mit dessen gegenwärtigem geringen Be¬
stände nicht alle befriedigt werden können, und die große Nützlichkeit desselbenzur Förderung land- und
forstwirtschaftlicher Meliorationen und Wcgcbanten bereits bei seiner Begründung allseits anerkannt worden
ist. Die Provinzial-Stände werden daher wohl nicht Anstand nehmen, ein Immediatgesuch zu dem Ende
vorzulegen, dessen Gewährung nicht zu bezweifelnist> da der Staat ohnehin diesen Theil des Zinsgewinnes
aus dem zur Dotirung der HülfskasseüberwiesencnFonds zu Provinzialzwcckenbestimmt hat.

Es erscheint aber nicht minder zulässig und zweckmäßig,auch für die Folge den Fonds zur Prämi¬
rung der Sparkassen-Interessenten zn vermindern, und ihm statt der Hälfte nur ein Viertel des Rein¬
gewinnes der Hülsskassezuzuwenden, denn nach den bei den Sparkassen der Provinz bestehendenstatutari¬
schen Bestimmungen, daß die Eztra-Prämie für die ersten 20 Thlr. der Einlagen nur einmal zu vergüten
ist uud erst nach dem dritten regelmäßigen Nechnuugsschlusse seit der ersten Ersparnis; in das Eigenthum des
Sparers übergeht, ist anzunehmen, daß ein Betrag von 4302 Thlrn., wie er bei der ersten Gewährung
von Eztra-Prämien, und zwar nnr um deshalb, weil die älteren berechtigtenSparkassen-Interessentendie
Prämie in den Vorjahren nicht erhalten hatten, zur Anweisung kam, nicht ferner vorkommen,daß vielmehr
der Betrag der zu liquidirenden Eztra-Prämie für die Folge ein wesentlichgeringerer sein, und ein Viertel
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des jährlichen Neingewinnes der Hülfskassezur Zahlung dieser Extra-Prämie und znr Ergänzung der Zinsen
von allen Einlagen bis auf 5°/„ vollkommenausreichen wird. Nach dem Vorgänge dessen, was für andere
Provinzial-Hülfskassen der Monarchie bereits beantragt und gewährt worden, dürfte es daher gerechtfertigt
sein, auch eine Aenderung des § 1l> des Statuts der Rheinischen Provinzial-Hülfslasse dahin nachzusuchen:

daß von dem jährlichen Neingewinne der Hülfskassenur ein Viertel zur Prämimng von Sparkassen-
Interessenten der Provinz zn verwenden, ein zweites Viertel dagegen dem Rheinischen Meliorations-
Fonds zur Ergänzung seines Stammkapitals bis au, die Summe von 100,000 Thlrn. zn überweisen,
während von dem Zeitpunkte ab, wo diese Grgänznng des Stammkapitals des Meliorationsfonds
eingetreten ist, die Hälfte des Reingewinnes der Hülfskasseden Ständen zur Verfügung zu öffent¬
lichen Zwecken innerhalb der Provinz zur Verfügung zn stellen sei,

denn, wie schon erwähnt und noch näher nachgewiesen werben soll, bedarf dieser Meliorationsfonds dermalen
noch einer Erweiterung, während eine Dotirung desselben, welcher über seine ursprünglicheBestimmung
hinaus Gnadenspendungen an einzelne besonders empfohlene Gemeinden uud Privatpersonen gestatten würde,
als angemessen nicht zu erachteu ist.

Fonds zur Verfügungder Proumzilllstmide.
Der den Ständen zur Verfügung stehende, aus einem Viertel des Reingewinnes der Hülfskasse

hervorgegangeneFonds ist in dem Verwaltungsberichte i"'« 1854 uud 1855 zu 11,431 Thlr. 7 Sgr. 0 Pf.
in Staats schuld scheinennnd 4485 Thlr. 4 Sgr. 4 Pf. baar nachgewiesenworden. Die Stände haben
dagegen ans dem zwölften-Provinzial-Landtage zu verwende» beschlossen:

», für das Provinzial-Archiv i»,'« 185? .........
1,. für dasselbepro 1858 ..............
0. für den Pensionsfonds der Brauweiler Anstalt ......
c>. zur Begründung einer neuen Bliudcu-Anstalt ......
«. als Zuschuß für die bestehende Blinden-Anstalt p?« 1857 . .
1, desgleichenpro 1858 ..............

sie haben daher in der Summe vou ............... 15,000 Thlrn.
über mehr verfügt, als ihnen als verfügbar nachgewiesen war, nnd da sie außerdem noch bestimmten, daß
der nach Zahlung jener Summe verbleibende Rest dem Meliorationsfonds zugetheilt werdeu solle, so ist
anzunehmen, daß die Stände bei ihrem Beschlussevou der irrthümlichen Voraussetzung ausgegangen sind,
daß ihnen auch die freie Verfügung über die nicht zur Verwendung gekommenenBeträge des Fonds zur
Prämirung der Sparkassen-Interessenten zustehe. Zu einer Zahluugsleistuug in Folge jener ständischen
Beschlüsse ist erst neuerlich aber nur in Beziehung auf die znletzt erwähnten beiden Bewilligungen für die
bestehende Blinden-Anstalt ans Grund eines Allerhöchsten Erlasses vom 20. September d. I. eine Ermäch¬
tigung und Anweisung ertheilt worden. Die Ausgaben, welche bei dem Fonds im lctztverflofseneu Jahre
für den Ankauf des vormaligen St. Martinsklosters in Boppard znr Errichtung einer besonderen Besserungs-
Anstalt für jngendliche Verbrecherevangelischer Konfession in einem Restbetrage von 1500 Thlrn. nnd außer¬
dem mit 902 Thlrn. 23 Sgr. 4 Pf. znr Verbesserungdes Zustandes der Provinzinl-Archive geleistet worden,
gründen sich auf die Bewilligungen der Stände auf dem eilften Provinzial-Landtage. Es schließt daher
der Ständefonds nach der Nechnuug pro 1857 mit einem Bestände
in Staatsschuldschcinenvon ......11,431 Thlr. 7 Sgr. 6 Pf. nnd baar 7446 Thlr. 3 Sgr. 6 Pf.
ab, welchem nunmehr noch '/^ des Reinge¬
winnes i"'o 1857 mit........ — ,, ^' „ -^ „ - - - 5^ „ — „ 6 „
hinzutritt und in.........11,431 Thlr. 7 Sgr. 0 Pf. und 12,532 Thlr. 4 Sgr. - Pf.
abgesehenvon den übrigen Einnahmen und den Ausgabeu des laufeudeu Jahres die zur Verfügung der
Provinzialstande dermalen vorhandene Masse bildet. 6*



— 44 —

Mcliomtionsfouds.
Aus dem durch Allerhöchste Cabinets-Ordre vom 20. Februar 1856 mit der Hälfte der in den

Jahren 184? bis 1853 einschließlich aufgelaufenen Zinsen-Überschüssen des Dotationsfonds für die Rhei¬
nische Provinzial-Hülfskasse gebildetenMelioratiousfonds für die Nheinprovinz, welcher die Förderung land-
und forstwirtschaftlicherMeliorationen nnd Wegcbautcn in bedürftigenGegenden der Provinz durch Gewäh¬
rung von Darlehnen gegen geringe Zinsen und günstige Rückzahlung-Bedingungen bezweckt,sind bisher
.29 Darlehen, wie die beigefügteNachweisnngN, ergiebt, theils an Gemeinden, theils an Meliorations-
Genossenschaften,theils an Private, im Sammtbetrage von 33,402 Thlrn. ausgezahlt worden. Der Fonds,
welcherbei der Begründung aus 54,062 Thlrn. t5 Sgr. in StaatZschuldscheinennnd 4476 Thlrn. 29 Sgr.
2 Pf. baar bestand, ist dadurch bis auf 28,850 Thlr. in Staatsschnldscheinennnd t858 Thlr. 9 Sgr. 8 Pf.
baar znsammengeschmolzen.Da die Darlehen meist für die ersten drei Jahre zinsfrei nnd gegen eine nach
deren Ablauf beginnendeAmortisation mit 5"/„, wovon 3«/, als Zinsen nnd nur der Ucberschuß zur Kapital-
Tilgung zu verrechueusiud, gewährt worden, so ist mich eine schnelle Ergänzung des Fonds durch die Rück¬
zahlung der Darlehen nicht zu erwarten. Dagegen siud bereits noch anderweit zugesichertan Darlcbnen:
18,500 Thlr.; es liegen gegenwärtig noch znr Entscheidung vor: sieben verschiedene Darlehnsgesnche für
einen Betrag von 24,910 Thlrn.; es befindet sich von der in der Provinz noch vorhandenen Menge von
Haiden, Oeden und Wildländereien, die einer Anfforstnng oder Umwandlung in Wiesen uud Ackerland
fähig sind, ein großer Theil in dem Besitze der minder wohlhabenden Gemeinden und Institute, die, auf-
gemuutert durch die bereits an einzelnen Orten in der Neuzeit unternommenen und gelnngenen Culturen,
gern bereit sein würden, auch den Ertrag ihrer Besitzungendurch Culturen uud Meliorationen zu erhöhen,
wenn ihnen nur die erforderlichenGeldmittel durch Vorschüssegegen billige Zinsen nnd Crstattnng in aus¬
gedehnten Fristen gewährt werden könnten. Das Bedürfniß einer Vergrößerung des RheinischenMeliora¬
tionsfonds läßt sich deshalb nicht verkennen nnd eine Berücksichtignngder bereits oben erwähnten dahin
gelichtetenVorschlägenicht bezweifeln.

Nothwendigkeitder Erweiterung der Hülfskassc.
Nicht minder wie eine Vergrößerung des Meliorationsfonds ist aber auch eine Verstärkung des

Betriebsfonds der Provinzial-Hülfslasse selbst ein sich immer mehr hcrausstelleudesBedürfniß der Provinz.
Die bisher der Hülfstafse zu Gebote gestandenenGeldmittel zur Credit-Gewährung, das von der Staats¬
kasse Verwiesene Stammkapital nnd die Depositen aus Kreis-, Gemeinde-, Instituten-, Spar- nnd ähn¬
lichen Kassen haben nicht ausgereicht, um alle Darlehnsgesnchevon Provinzial-Instituten, Gemeinden und
Korporationen zn befriedigen; sie haben es nnmöglich gemacht, so günstige Bedingungen in Beziehung ans
Verzinsung nnd Rückerstattungzu gewähren, wie sie das Zustandekommenvon gemeinnützigenAnlagen bei
den bedürftigen Gemeinden oft erforderlichmachen. Und wenn anch die größeren Städte dnrch Veraus¬
gabung von auf den Inhaber lautenden Obligationen die erforderlichenMittel zur Bestreitung außerordent¬
licher Bedürfnisse finden tonnen, weil sich ihnen in ihren wohlhabende,:Einwohnern immer Abnehmer für
die gut verzinsten Obligationen darbieten, so wird dies doch, wie das oben erwähnte Beispiel zeigt, nicht
in gleicher Weise bei den kleineren Städten und anderen Gemeinden der Fall sein; diese werden vielmehr
bet außerordentlichenBedürfnissen, die dasjenige übersteigen, was dnrch Umlagen sofort aufgebracht weiden
kann, zunächst immer darauf hingewiesenbleiben, diesen durch Anleihen bei der Hülfskassezu begegnen, wie
solche mehreren von ihnen zu größeren Kirchen- nnd Schnlbauten, zu Netablissemcnts in Folge von Un¬
glücksfällen, zur Ginführung eigener Straßenbeleuchtung mit Gas w. in Beträgen von 10,000 bis 40,000
Thlrn. schon bewilligt worden sind. Aber auch die größerenMeliorations-Genosscnschaftcn,wie die erwähnte
Niers-Genossenschaft.die in der Bildung begriffene Grft-Genossenschaftund ähnliche, welche zur Ansführung
der beschlossenen Fluß-Reguliruugeu, zu Entsnmpfungen, Wiesen-Anlagen «. auf mehrere Jahre bedeu-
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tender Geldmittel bedürfen, werden diese nach den bisherigen Erfahrungen kanm anders beibringen können,
als durch Darlehen, aufgenommen bei der Hülfskasse,uud die im Landeskultur-Interesse so wichtigen Unter¬
nehmungen werden voraussichtlichin's Stocken gerathen, wenn dieser die Mittel znr Bewilligung der nach¬
gesuchten Darlehen fehlen.

Nach dem Angeführten kann es übrigens nicht befremden, daß, wiewohl die Hülfskasse durch ihr
Statut augewiesenist, auch Kultur-Verbesserungen und nützliche Gewerbe-Anlagen durch Darlehen an
Privatpersoneil zu befördern, dennochseither von der Gewährung solcher Darlehen, ein Paar dnrch augen¬
blickliche größere Geldbestände gestattete Ausnahmen abgerechnet,gänzlichAbstand genommenwerden mußte,
weil sie nach dein Statut bei der Concurrenz mit anderen Darlehns-Gesuchen, welche uicht gleichzeitig
befriedigt werden können, nachstehenmüssen. Inzwischen hat der Umstand, daß in der neueren Zeit das
Kapital hauptsächlicheommereiellenund industriellen Unternehmungen zugewendetwird, wie anderwärts, so
auch in der Nheinprovinz, ernstliche Besorgnissehervorgerufen, daß dem Grnndbesitz und der zeitgemäßen
vortheilhaftesteuAusnutzungdesselben für die Folge die erforderlichen Geldmittel fehlen möchten. Insbesondere
ist es hier der landwirtschaftliche Verein für Nheinpreußen gewesen, welcher auf diese droheude Gefahr
aufmerksammachte uud die Nothweudigleit der Ergreifung von Mitteln znr Abwendung erörterte. Seine
auf der in Elberfeld am !U. September 1«üL gehaltenen General-Versaminlnng gefaßten Beschlüsse führten
zur Bildung einer Actien-Gesellschaftnnter der Benennung „Land-Credit-Gesellschaft für Rheinland und
Westphalen", welche mit einem Stammkapital von zwölf Millionen Thalern sich als Zweck die Unterstützung
des Real-Credits und die Beförderung der Landwirthschast auf verschiedene Wege stellte. Noch ist aber
dieser Actien-Gesellschaft die landesherrliche Genehmigung nicht zu Theil geworden, nnd der landwirth-
schaftliche Verein hat deshalb in seiner diesjährigen General-Versammlung zu Bonn am 2!). September «
beschlossen, dahin zu wirken, daß die Provinzial-Hülfstasse behufs Nennehrung ihrer Geldmittel ermächtigt
werde, Banknoten auszugeben und verzinsliche Depositen anzunehmen. Es kann hier nnerörtert bleiben, ob
gerade eine Actien-Gesellschaft, welche neben der Erreichung ihrer Zwecke auch den Nutze» ihrer Stifter,
Leiter und Theilhaber stets im Auge haben wird, das geeignetsteInstitut ist, um dem Grundbesitzden
erforderlichen Credit zn gewähren. So viel ist als erfahmugsmäßig feststehend anzunehmen, daß der Grund¬
besitz nnd die vorlheilhaftesteAusnutzung desselbennur eine mäßige Verzinsung der darauf verwendeten
Kapitalien verträgt, uud uur Darlehen uuter günstigen Bedingungen bezüglich Verzinsung uud Amortisation
gewährt, ihm nützlich werden können. Daß aber auch in der Nheinprovinz dem Grnndbesitzdiese Darlehen
durch die entstandene Vorliebe das Kapital in eommereiellennnd industrielleil Unternehmnngen zu placiren,
iil der Weise entzogen seien, nnd die dadnrch entstandene Calamität für den Grundbesitz so groß nnd so
nahe sei, wie sie der landwirtschaftliche Verein geschildert hat und bei Bildung der Land-Credit-Gesellschaft
angenommen worden ist, kann zwar bezweifeltwerden, wenn berücksichtigt wird, daß in der Rheiuprovinz
sich noch immer große Kapitalien in dem Besitze von Corporatiouen nnd Instituten, insbesondereder Kirchen-,
Unterrichts- und Armen-Anstalten befinden, die, fern davon, solche der Spccnlation zuzuwenden, solche fast
ausschließlichgegen Stellung von Hypothekenausthun, daß in den meisten Theilen der Provinz auf sichere
Hypothekenauch selbst bei Privaten noch größere und kleinereDarlehen gegen 4'/- °/„ an Zinsen leicht zu
haben sind, daß ferner das ländliche Grundeigenthum dermalen zn bisher unbekannten Preisen nnd meist
von ländlichen Grundbesitzern gesucht, gekauft uud in der Regel baar bezahlt wird, und endlich die Zahl
der getilgten Hypothekendie der neu eingetragenen in den letzten Jahren, wo die Grnndbcsitzer durch die
hohen Getreidepreiseso sehr prosperirten, überstiegenhaben wird. Wahr bleibt es aber immer, daß auch in
der Rheinprovinz in neuerer Zeit die Neigung, das Kapital-Vermögen in Actien, Pnoritäts-Obligationen
und anderen auf deu Inhaber lautenden Papieren, welche die Einziehung der Zinsen und den jederzeitigen
Uebertrag des Kapitals selbst so sehr erleichtern, anznlegen, die vorherrschende geworden ist. Außerdemwird
aber hier dem Grundbesitzhäufig schwierig, wenn nicht unmöglich, den erforderlichenCredit zu erhalten,
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weil bei der großen Parcellirung des Grundeigenthums nnd dem häufigen Besitzwcchsel,welchenman nicht
immer in vollständig rechtsgültiger Weise zu verbriefen bedacht ist, der Grundeigeuthümer bei dem Stande
des rheinischenHypothekenwesensnicht im Stande ist, sein Eigenthum nnd die Hypotheken-Freiheit seiner
Besitznngengenügend nachzuweisen. Ueber die hierdurch entstehendenBedenken kann zwar der Kapitalist
hinweggehen, nicht aber dürfen dies auch öffentliche Anstalten und Geld-Institnte thun, uud jener wird sich
nicht dazu herbeilassen, wenn das übernommene Nisieo nicht durch audere ihm vom Schuldner zugestandene
außerordentlicheVortheile ausgeglicheilwird. Die Beseitigung des Mangels an Credit, welcher hiernach
in der Nheinprovinz auf dem Grundbesitznoch lastet, wird daher anch hauptsächlichin einer Abänderung
der Hypotheken-Gesetzgebungzu suchen und zu findeil sein. Für ein Kapital von 12 Millionen Thaler
nntcr Bedingungen, wie sie die Land-Credit-Gesellschaft für die Darlehen an ländliche Grundbesitzerin
ihren Statuten in Aussicht genommen, dürfte es jedenfalls noch lange an Gelegenheit zu vollständiger
Verwendung in der Nheinprovinz fehlen. Was hier den: Grundbesitzzur vorteilhafteren Ausnutzung anßer
der Vcseitiguug der Beschränkungen, welche durch die Lage der Hypotheken-Verfassung so nachtheilig auf
dem Real-Credit lasten, Noth thut, und er bei den öffentlichen Anstalten und den Kapitalisten nicht'leicht
findet, ist die Gelegenheit, die Kapitalien, deren er bedarf, sneeessivenach dem eintretenden Bedürfnisse zn
erhalten und sie eben so allmälig, je nachdemdie Mittel dies möglichmachen, zu erstatten. Diesem Be¬
dürfnissezu begegnen, wäre, im Besitze der erforderlichen Betriebsfonds, die Hülfskasse vorzugsweisegeeignet,
da sie schon durch ihr Statut darauf hingewiesenist, die Darlehen nach ihrer Wahl, auf Amortisation oder
gegen gewöhnlicheZinszahlung mit halbjähriger, beiden Theilen freistehendenKündigung zu bewilligen,
und bei Darlehnen auf Amortisation dem Empfänger das Recht einzuräumen, den ganzen Rückstandseiner¬
seits mit sechsmonatlicher Kündigung zurückzuzahlen, nicht minder aber anch in der Geschäfts-Anweisung
für die Direetion ausdrücklichbemerkt ist, daß Terminal-Zahlungen bei Darlehuen zulässig siud, wenn der
Debitor die Gelder nicht auf eiumal braucht, endlich auch die in den Zweckender Hülfslasse liegende
Förderung des Geldumlaufes es gestattet, in jenen Bczichnngen noch weitere Erleichterungen der Darlehns-
Empfänger eintreten zu lassen. Nur die Schranke, welche ihr dnrch das Statut für die Gewährung des
Real-Credits au ländliche Grundbesitzerdurch die Bestimmuug gezogcu wordeu, daß uur zu Cultur-Ver¬
besserungenDarlehen an ländliche Grundbesitzer bewilligt werden können, muß wegfallen, nnd sie befugt
erklärt werden, auch zu anderen Zwecken gewöhnliche hypothekarische Darlehen in den gesetzlich zulässig
sicheren Grenzen auf den ländlichen Grundbesitzzu gewähren. Und solche Erweiterung der' Wirksamkeitder
Provinzial-Hülfskasse wird den landesherrlichenIntentionen, welche znr Errichtung der Hülfstassen geführt
haben, gewiß nicht widersprechen. Selbstredend wird aber die Anfgabe der Hülfstasse nicht auch auf die
Befriedigung der geringen Bedürfnisse des kleineren lokalen Verkehrs auszudehnen sein, für Darlehen bis
zum Betrage von 1000 Thalern werden vielmehr die kleineren Grundbesitzeran die Kreis- und Gemeinde-
Spar- nnd Darlehnskassen angewiesenbleiben können, wo ihre persönlichenVerhältnisse, welche bei der so
oft zweifelhaftenSicherheit der angebotenen Hypothekenmeist von entscheidendem Einfluß für die Darlehns-
Gesuche sein müssen, besser geprüft nnd beurtheilt werden können. Den Spar- uud Darlehnskassendie
etwa erforderlichenGeldmittel zur Gewährung dieser Darlehen vorzuschießen,wird dagegen die Hülfslasse
stets bereit bleiben, um sie zu den segensreichen Institute,: ausbilden zu helfen, bei denen der kleine Grund¬
besitzer wie der Handwerker Schutz gegen Wucher und Verarmung findet.

Vergrößerungdes Betriebsfonds,
l- Frühere Vorschläge.

. Von deu Mitteln, welche zur allmähligen Verstärtuug des Betriebsfonds der Hülfskasse in dem
frühern Verwaltungsberichtein Vorschlaggebracht worden sind, ist die Benutzung der Bestände der Pro-
vmzlal-Feuer-Soeietätstasseund der Kataster-Nevisions-Erneuerungsfondsfür die Zwecke der Hülfskasse von
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den zuständigen Behörden nicht für zulässig erachtet worden, und es liegt keine Veranlassung vor, auf die¬
selben jetzt zurückzukommen.

Insbesondere Auflösung der Communal-Depositen-Kasse in Trier.

Die von der unterzeichnetenDirektion angeregte Verschmelzungder für den NegiemngsbezirkTrier
bestehendenEommnnal-Depositen-Kasse mit der RheinischenHülfskasse soll, einer Mittheilung des Herrn
Ober-Präsidenten vom 17. August d. I. gemäß, mit dem 1. April künftigen Jahres erfolgen. Wie groß
der Verkehr bei jener gewesen, ist hier noch unbekannt, der Zuwachs, welcherdem Betriebsfonds der Hülfs¬
kasse dnrch diese Verschmelzungentsteht, wird aber nicht hoch anznschlagen sein, und wahrscheinlichausge¬
glichen, durch die sich mehrenden Darlehensgesuche von Gemeinden des RegierungsbezirkesTrier, zu deren
Befriedigung schon bisher der dortige Kommunal - Depositenfouds nicht ausreichte, vielmehr häufig d,e
RheinischeProvinzial-Hülfskassein Anspruch genommenworden ist. Die Auflösungder Communal-Depositen-
Kasse in Trier und deren Verschmelzungmit der Hülfskasseist von hier aus auch nicht sowohl im Interesse
dieser als vielmehr in dem der Gemeinden jenes Bezirkes angeregt worden, welchen für die verzinslich zu
hinterlegenden Gelder sowohl als die nachgesuchtenDarlehen nicht gleich günstige Bedingungen bei jener
zu Theil wurden, wie solche die Hülfskasse gewährt. Die dieser angesonnenenUebernahme eines Theils
der dem bisherigen Ncndanten der Commnnal-Depositcn-Kasseiu Trier zu gewährenden Pension mit 250
Thlr. als bleibendeLast dieser kann deßhalb anch nicht füglich als eine berechtigteanerkannt werden, znmal
nach den hierher gemachten Mittheilungen der betreffende Beamte nur auf Kündigung angestellt ist, keinen
Anspruch auf Pension hat nnd die Stelle als Rcndant der Communal-Depositeu-Kasse erst seit dem Jahre
1850 mit einem Gehalte von 700 Thlr. nnd 250 Thlr. Bureankosten bekleidet. Dagegen erscheint aller¬
dings die Uebernahme jener Pension ans den zur Verfügung der Provinzialstände stehendenFonds wohl
zulässig und dürfte selbst die Billigkeit solches erheischen, da der betreffendeBeamte bereits früher sein Amt
als Nendant des Landarmenhauses in Trier niedergelegt,und wenn er anch damals nach dem Beschlusse
des 12. RheinischenProvinzial-Landtages vom 25. October 1856 mit einer Pension nicht bedacht,ihm doch
für den jetzt eingetretenen Fall die Erneuerung seines Gesuches vorbehalte» worden ist, er anßer seinem
Gehalte als Rendant der Commuual-Depositcn-Kassenur noch ein Ginkommenvon l«0 Thlr. als Rendant
des Polizei-Strafgelder- nnd des Landarmen-Fonds genießt, anßer seiner Caution von 1400 Thlr. kein Vermö¬
gen besitzen soll, ohne eigenes Verschuldendie Rendantur der Communal-Depositenkasseund das damit ver¬
bundene Diensteinlommen aufzugeben gezwungen wird, und sich bei seinein vorgerückten Alter von 62 Jahren
nicht wohl eine Gelegenheit finden wird, ihn in einem andern Amte mit seinem bisherigen Diensteinkommen
unterzubringen.

Annahme von Geldern aus Handwerker-Unterstützungs-, Kranken- und
Sterbekassen und von Pnpillengeldern.

Daß der Provinzial-Hülfskasseauf den Antrag der Provinzialstände durch Allerhöchste Cabinetsordre
vom 26. October 185? die Ermächtigung ertheilt worden, Gelder ans Handwerker-Unterstützungs-,Kranken-
und Sterbekassen, so wie Pnpillengelder verzinslich anzunehmen, daß aber diese Ermächtigung bis jetzt der
Hülfskassenur unbedeutende Geldbeträge zugeführt hat, ist bereits oben erwähnt. Die Handwcrker-Unter-
stütznngs-, Kranken- und Sterbekassensind fast überall erst in der Bildung begriffen,sie besitzen nur geringe
Geldmittel und was die Pnpillengelder betrifft, so befinden sich diese in dem Theile der Nheinvrovinz, in
welchem das französische Recht gilt, in den Händen der Vormünder, denen, weil sie dafür verantwortlich
sind, die verzinslicheAnlegung derselben in der Regel überlassen wird. Auch für die Folge wird daher
aus jener Ermächtigung für die Hülfskasseauf keine den gesteigertenAnsprüchen an dieselbe entsprechende
Vergrößeruug ihres Betriebsfonds zu rechnen sein.
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ll. Neue Vorschläge.
Ihre Nothwendigkeitgebietet daher, sich nach andern Mitteln zu ihrer Erlangung nmznsehen.

->. Nebernahme der Garantie für die Geschäfte der Hülfstasse dnrch
die Provinz.

Hierbei führt die Betrachtung, daß die Hülfskasseim Interesse der Provinz gegründet ist und die
Resultate ihrer Wirksamkeitvor Allem der Provinz, ihren Gemeinden, Instituten und Bewohnern zum
Vortheil gereichen, bisher aber nur der Staat es gewesen, welcher ihre Dotirnng übernommen hat und
von diesem eine Nermehrnng der Dotation nicht zn erwarten ist, von selbst zunächst zur Frage, ob bei dem
so grell hervorgetretenenBedürfniß einer Erweiterung der Hülfskassenicht die Provinz in's Mittel zu treten
habe und derselben eine Vergrößerung des Stainmcapitals durch Zuschüsse aus Provinzial-Fonds oder wenig¬
stens die Uebernahme einer Garantie für die Geschäfte der Hülfskasse, wodurch dieser eine Vergrößerung
ihrer Betriebsfonds zugeführt werden kann, anzusinnen sei. Die bejahende Beantwortung dieser Frage
darf uicht beanstandet werden, da eines Theiles der Nutzen, welcher die Wirksamkeitder Hülfslasse, der
Provinz, ihren Gemeinden, Instituten und den verschiedenen Klassen ihrer Bewohner, den ländlichenGrund¬
besitzern sowohl, wie den Unternehmern nützlicherGewerbe-Anlagen und den zur Prämirung berechtigten
Sparkassen-Interessenten des Handwerker-, Tagelöhner-, Arbeiter- uud Dieustbotcnstandes gewährt, nicht
geringer zu veranschlagenist, als der der übrigen ans Mitteln der Provinz gegründeten nnd unterhaltenen
Provinzial-Institute, andern Theils das Nisieo, welches übernommen werden muß, uur ein sehr geringes
ist, da gewagte Geschäfte von der Hülfskasse uicht unternommen werden, wie für die Gewährung von
Darlehen so auch für die sonstigeAnlegung der disponiblen Fonds die Erlangnng vollständiger Sicherheit
durch Statut und Geschäfts-Anweisungder Direction als Norm vorgeschrieben nnd für die insbesonderebei
dem HypothetenverkehrdennochmöglichenVerluste iu dem bereits vorhandenen nach dein Statut sich durch
den vierten Theil des Zinsgewinns stets mehrenden Reservefondsgenügende Deckung vorhandeilund ander¬
weit, wie noch näher nachgewiesenwerden wird, zu beschaffen ist.

Ohne disponible Mittel, dnrch deren Ueberweisuugeine Vergrößerung der Stammfouds der Hülfs¬
kasse sofort herbeigeführt werden könnte, würde die Proviuz diese unmittelbar nur dnrch eine Besteuerung
der Einwohner möglichmachen könneil. Abgesehen davon, daß durch solche nur nach geranmcr Zeit irgend
erheblicheSummeu zusammengebrachtwerden können, darf aber schon deshalb von solcher neuen Belastung
der Provinz vorläufig Umgang genommen werden, weil, die Bereitwilligkeit der Provinzialstände zur Ueber¬
nahme der rechtlichenGewähr für die bezüglichenGeschäftevorausgesetzt,noch andere Wege sich darbieten,
schneller und sicherer zu der erforderlichenVergrößerung des Betriebsfonds der Hülfskassezn gelangen.

K. Verausgabn««, unkündbarer auf den Inhaber lautender
Obligationen.

Zunächst ist in dieser Beziehung die der Hülstasse zn verleihendeBefngniß, verzinsliche auf jeden
Inhaber lautende und von den Ständen garantirte nnlüudbare Papiere ausgcbeu zu dürfeu, um diese als
Darlehensvaluta zu benutzen,nach den Erfahruugen, welche mit den landschaftlichenCredit-Instituten in
den östlichen Provinzen gemacht wordeil sind, in Betracht zu ziehen. Werden diese Papiere, in Appoints
zu 500, 200 nnd !00 Thlr. ausgefertigt, zn einem den Zeit- und Creditvcrhältnissen angemessenenZins¬
fuß cmittirt nnd mit etwa V. l^s 1 "/„ amortisirt, so werden sich für dieselbenunter den Capitalisten wohl
Abnehmer finden, schwierigeraber wird es werdeil, sie bei Gewährung von Darlehucn statt baarer Zahlung
zu dem Nominalwerthe unterzubringen, denn fraglich bleibt es, ob für diejenigen, welche mit ihren bezüg¬
lichen Bedürfnissen sonst bei der HülfskasseBefriedigung finden können, nicht gerade diese Art der Reali-
siruug der Darlehen solche Nachtheile mit sich führt, welche davon abhalten werden, die Darlehen bei der
Hülfstasse zu suchen. Wenn beispiclweisedie Hülfstassen-Obligationen zu 4°/, verzinslich ausgegeben
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werden, so müssen die Darlehens-Empfänger den Betrag der ihnen an Zahlungsstatt übergebenenObligationen
behnfs Deckung der Verzinsung, der Verwaltungs- uud sonstigenKosten mit wenigstens4'/,°/» verzinsen, sie
weiden aber bei Versilberung der ihnen übergebenen Obligationen an Coursdifferenz, Provision, Courtage
«. wenigstens 4 bis 5"/« vom Nominalwerthe derselben verlieren, eine Capital-Einbuße, welche bei dem
Umstände, daß in hiesiger Provinz der Zinsfuß für gute hypothekarische Darlehen 47//„ durchschnittlich
nicht übersteigt und die Hülfslasse seither mich keine höhern Zinsen für die Darlehen an die Provinzial-
Institute, Kreise, Gemeinden, Corporationen und Genossenschaftenbeansprucht hat, die Nachsuchung von
Darlehnen jener Art der Nealisirung auf die Fälle der äußersten Noth beschränkenwird. Ja dies wird
selbst dann eintreten, wenn, um für die auszugebenden Obligationen den Paricours zu erzielen, eiue Ver¬
zinsung zn 4'///« zngesichert wird uud demzufolgedie Darlehens-Empfauger ü°/, an Zinsen der Hülfskasse
zu vergüten haben. Aber für die Hülfskasse selbst ist der Besitz von nnlündbaren Capitalien von der größ¬
ten Wichtigkeit,wenn auch eine anderweite Emission der von ihr nnter Garantie der Provinz ans den In¬
haber ausgestellten zu 4'//'/« verzinslichenObligationen als durch Abgabe an Zahlungsstatt ans die von
ihr bewilligten Darlehen ihr kaum einen effectivenGewinn bringen wird, weil sie, will sie ihren Zweck
erfüllen, zu möglichstgeringen Zinsen ihre Aushülfe durch Darlehen gewähren muß und schon deßhalb für
die von ihr ausgelieheuen Gelder durchschnittlichnicht mehr als 4'///„ an Zinsen nehmen darf. Zudem
bleibt für diejenigen Corporationen und Genossenschaften,welche für den Fall, daß sie die erforderlichen
Darlehen von der Hülfskassenicht erhalten können, darauf hingewiesensind, selbst die Erlaubniß zur Emis¬
sion auf den Inhaber lautender Schuldverschreibungenzur Deckung ihrer größern Bedürfnisse nachzusncheu,
aber auch nach Erlangung derselbeumit Schwierigkeitenbei deren Unterbringung zu kämpfenhaben würden,
weil sie und ihre Zahluugsfähigkeit in größern Kreisen nicht bekannt sind und daher, wenn sich überhaupt
Abnehmer dafür finden, dies nur zn ungünstigen Coursen geschieht, es in hohem Grade wünschenswert»),
daß die Hülfskasse durch Ausstellung des erforderlichenBetrages an Schuldverschreibungennnter ihrem
Namen und unter Garantie der Provinz denselben einen bessern Cours verschafft. Diese Corporationen
und Genossenschaftenwerden sich nicht entschlagenkönnen, der Hülfskasse für die Gewährung dieser Garantie
durch Zahluug höherer Zinsen von den ihnen durch Ueberweisungder ausgefertigten Schuldverschreibungen
geleisteten Vorschüsseneine entsprechendePrämie zu vergüten. An Corporationen und Genossenschaften,
welche solcher Darlehen bedürfen, fehlt es in der Provinz nicht, beispielweise haben die Niers- und Nord¬
kanal- so wie die Erft-Genossenschaftenin den ersten Jahren noch mehrere hunderttauseud Thaler zur Aus¬
führung der veranschlagtenMeliorationen nöthig. Die Ermächtigung, nnkiindbare Obligationen auf den
Inhaber lautend, unter Garantie der Provinz für einen Betrag von vorläufig einer Million Thaler ab¬
zugeben, wird deshalb zur gedeihlicherenEntwickelungdes Hülsstassen-Instituts beitragen.

e. Annahme verzinslicher Depositen von Privatpersonen.

Sie wird aber nach dem Angeführten allein bei weitem nicht hinreichen, nm der Hülfskasse die
zur ausgedehntem Erfüllung ihrer Zwecke erforderlichen Betriebsfonds zuzuführen. Dazn bedarf es vielmehr
auch der Ermächtigung von Privatpersonen, Gelder zur Verzinsung anzunehmen und über die Annahme
Empfangsbescheinigungenauf den Namen oder ans den Inhaber lautend auszustellen. Die Befuguiß zur
Annahme verzinslicherDepositen ist in neuerer Zeit überall den Privatbanken verliehen worden, es darf
daher, da die Hülfskasse in Beziehung auf Gemeiunützigkeitden Privatbanken nicht nachsteht,nicht bezwei¬
felt werden, daß auch ihr diese Befugniß in ausgedehnterm Maße, als sie solche bisher besessen, ertheilt
werden wird, wenn die Provinz auch für diesen Geschäftszweigder Hülfskasse die rechtlicheGewähr über¬
nimmt. Den Gefahren, welcheaus einem schnellen massenhaftenZurückziehender Depositen entstehen kön¬
nen, Wird dabei durch Vorbedingung längerer Kündigungsfristen möglichstvorgebengt werden, es wird sich
aber in gewöhnlichenZeiten die Hülfstasse nicht entschlagen können, auch Rückzahlungen vor Ablauf der
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Kündigungsfristen nach dem, was bei andern Geld-Instituten Gebrauch ist, zu leisten, da nur so eine reich¬
liche Benutzung zu erzielen ist.

ll. Ausstellung kündbarer verzinslicher auf den Inhaber lautender
Schuldscheine.

Wünschenswert!)bleibt es aber, der Hülfstasse wenigstens einen Theil der Depositen bleibend zu
erhalten. Das Mittel dazu gewährt die Ausstelluug der Empfangsscheineauf den Inhaber, welche, wcun
sie nicht über zn hohe Beträge in runden Snmmen ausgefertigt, mit einer Zinstabelle versehen und uuter
Beigcbuug von Zinseoupons ansgegcben werden, sehr bald ein beliebtes Mittel zur Anleguug disponibel
zu erhaltender Geldbestände werden dürfte. Das Zurückströmen derselben zur Hülfskasse, bei der Leich¬
tigkeit ihres Uebergauges vou Hand zu Hand ohnehin nicht zu erwarte», ist durch eine vorzubedingende Kün-
diguugsfrist vou eiuem Jahre zu verhiudern und wird diese Kündigungsfrist selbst für den Fall einer allge-
gemeinen Geldkrisis gegen Verlegenheitenschützen. Die Verziusuugwird uicht 27,"/» zu übersteigenbrauchen,
wodurch diese Art der Annahme von Depositen zu eiuem der einträglichstenGeschäfteder Hülfstasse werden
kann. Sie wird voraussichtlichnicht unbedeutende sonst unbenutzt aufbewahrte Capitalien dem allgemeinen
Geldverkehrzugänglich machen und einen Allfang bilden, dein auch in dem Jahresberichte der Kölner Han¬
delskammer i"'n l<^57 Seite ^ erwähnten Mangel an Gelegenheit für die preußischenKapitalisten znr An¬
lage ihrer disponibel!: Bestände iu verziuslicheu Uou« '<« l,^8«s »der llxl-1,««^!- Kill» abzuhelfen. Im
Wesentlichenwerden diese von der Hülfstasse ans den Inhaber ausgestellteil verzinslichen und kündbaren
Schuldscheineuur deu Charakter voll Spartassenbücheru babeu, deun auch gegeu Aushändiguug dieser kann
in der Regel jeder Inhaber den Einlagebetrag nebst Zinsen erheben, wenngleich sie auf einen Namen und
zwar häufig auf einen fingirten ausgestellt sind. Die Befugnis; der Hülfslasse zur Verausgabung solcher
Schuldscheiuebei Annahme von Depositen kann übrigens vorläufig ebenfalls auf deu Betrag von einer
Million Thaler beschränkt bleibell.

«. Verausgabung unverzinslicher auf jedeu Inhaber lautender Noten.

Die Verleihung der vorstehend erwähnten Befugnisse an die Hülfstasse wird übrigens, wenn sie
dadurch auch in den Stand gesetzt wird, ihren Zwecken durch Bcwilliguug von Darlehnen in ansgedehn-
terer Weise als bisher zn entsprechen, uicht besouders gewinnbringend für sie sein, denn sie wird immer in
der Lage sein, größere Geldbestäude,die ihr verziusbar zuflosseu, auf längere oder kürzere Zeit zinslos in
der Kasse zu habeu, uud es erwachse,; ihr abgesehen von den allgemeinen Verwaltungs- nud den Kosten
der Anfertigung der verschiedenen Gattungen der bezeichneten Schuldverschreibnugen insbesondere durch die
Nothwendigkeitder Verwendung von Stempel zu denselben und zu allen von ihr über die Rückerstattungen
auf die den Proviuzial-Instituten, Kreiseu, Gemeiuden :e, bewilligten Darlehen auszustellendenQuittungen
nicht unerheblicheAusgaben. Aber nicht bloß zur Deckuug dieser Ausgaben nnd Zinsen-Ausfälle ist der
Hülfskasse,wenn auch lein reichlicher, so doch ein augemcsseuer jährlicher Neiugewinu nöthig, sie bedarf
dessen anch zur Deckung des größern Nisico's, welches ihr durch die ausgedehntere Oewährnng von Neal-
Credit an ländliche Grundbesitzer entstehen wird, so wie nicht minder zur Grzielung der gemeinnützigen
Zwecke, zu welchennach dem Statute der Hülfskasseihr jährlicher Neingewinn bestimmt ist. Die Befugniß
zur Verausgabung unverzinslicher, auf jeden Inhaber lautender Noten über Beträge von 10 und 20
Thaler, wie sie allen Privatbanken im Interesse von Handel und Industrie verliehen worden ist, wird da¬
her auch ihr zu ertheile,: uud dabei zugleich die Auorduung zu treffen sein, daß diese Noten bei allen Zah-
lnngen an Provinzial-, Kreis- und Gemeinde-Kassen der Provinz zu ihren, Nominalwerthe voll anzu-
nehlneu sind.
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Anlegungder disponibel«GelouciMoc.

In dem Besitze größerer Betriebsfonds müssen für die Hülfskasse anch die Schranken beseitigt
werden, welche durch die von dem Ministerium des Innern erlassene Geschäfts-Anweisuugfür die Direction
in Bezug auf die verzinsliche Anlegung der disponibel« Bestände gezogen worden sind. Der von den
Provinzial-Ständen unterm 20. Octobcr 1856 gestellte Antrag, unter Aufhebung des 8 15 der Geschäfts-
Anweisuug der Direction der Hülfskassedie Verpflichtung anfznerlegen, Vorsorge zu treffeu, daß sämmtliche
baaren Kapitalbeträge jederzeit möglichstnutzbar und sicher augclegt werden, ist durch Rescript des König¬
lichen Ministern der Finanzen nnd des Innern vom 18. August 1857 zurückgewiesenworden, weil keine
Veraulafsung vorliege, von den früher getroffenenBestimmungen abzugehen, wodurch insbesondere als uu-
zulässig erklärt worden, die verzinsliche Anlegung der disponibel,! Baarbcstände bei Banquierhäuseln zu
gestatten. Es ist deshalb bisher nichts anders übrig geblieben, als diese Bestände durch Ankauf von Staats-
papiercn zinsbar zu machen. Dieser Ankauf konnte nur in Berlin geschehen, nnd ist, sowie der zeitweise
wieder nothwendig gewordeneVerkauf, insbesonderedurch das entstandenePorto, kostspielig geworden — seit
dem Anfange des Jahres 1856 bis jetzt sind in Staatspapieren 183,700 Thlr. verkauft nnd 84,043'/.. Thlr.
angekauft worden —. Was in dieser Beziehung die Staatsregierung Aktien-Gesellschaften, welche behufs
Erfüllung ihrer Zwecke grundsätzlichihre disponibel,, Bestände möglichstsicher anzulegeu habe,,, wie z. V.
deu Vechcherungs-Gesellschaften, gestattet, das dürfte aber auch der Hülfskasse nachzugebensein, und da
es für sie überdies mitunter vortheilhafter sein kann, statt durch deu Verkauf von Effekten durch Beleihung
derselben oder durch den Uebertrag von anstehenden Forderungen und Wechseln sich die erforderlichenVaar-
Bestände zu verschaffen, letzterer aber kaum ausführbar sein wird, wenn nicht wenigstens für die Verität der
zn übertragenden Forderung die rechtliche Gewähr übernommeu wird, so erscheint es nothwendig, an die
Stelle des 8 45 des Statuts eine Bestimmung aufzunehmen, wodnrch die Direetion der Hülfskasse ver¬
pflichtet wird, die disponibel« Gelder zinsbar anzulegen, entweder durch Ankauf oder Beleihnng inländischer
Staatspapiere, Pfandbriefe, Provinzial-, Kreis- und Stadt-Obligationen nnd sonstiger auf deu Inhaber
ausgestellten Papiere, die als pnpillarischeSicherheit angenommen werden können, oder durch das Discon-
tiren von gezogenenund trockenen, im Inlande zahlbaren, nicht länger als drei Monate nach dem Datum
der Discontirung laufenden Wechseln, aus deuen wenigstens zwei solide Verbundene haften, dieselbe zugleich
aber anch ermächtigt wird, die der Hülfskasse zuständigen Forderungen an dritte Personen zu übertragen
und Gelder gegen Verpfändung der derselben gehöngcn geldwerthen Papiere anfznnchmen.

Portofmhcit.

Wiederholt ist bereits die Anerkennung resp. Verleihung einer ausgedehnteren Portofreiheit sowie
die Stempelfreiheit für die Hülfskasse Gegenstand von Anträgen bei den KöniglichenMinisterien gewesen;
es sind dieselben aber stets zurückgewiesen worden. Die Kirchen, Schulen, frommen und milden Stiftungen,
welchendie schon früher besessene Portofreiheit auch durch die Bank-Ordnung vom 5. October 1846 für
ihren Geldverkehrmit der Bank fortgewährt worden, mnß es befremden, dieselbe für den gleichen Verkehr
mit dem ihnen näher stehenden Provinzial-Institute entbehren zu müssen, und gewiß hält nicht selten diese
fehlende Portofreiheit von der Benutzung der Hülfskasse zur Belegung von Geldern ab. Zur Förderung
des Sparkassenwesens, welche mit zur Aufgabe der Hülfskassegemacht worden, würde es sodann nicht un¬
wesentlich beitragen, wenn auch den Sparkassen für ihren Geldvcrkehr mit der Hülfskasse in der Nhein-
provinz, wie in Westphalen bereits geschehen, die Portofreiheit bewilligt würde.

Stenlpelfrcihclt.

Bezüglich der Stempelfreiheit haben die Königlichen Ministerien des Innern und der Finanzen
angenommen, daß es möglich sein würde, den von der Hülfskasse angestellten Empfang?-Bescheinigungen
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eine Form zu geben, welche die Verwendung von Stempeln unnöthig mache. Eine solche Form hat sich
bisher nicht gefunden, denn die Nendanten der Kassen, mit denen die Hülfskassein Geschäftsverkehrsteht,
bedürfen zum Nachweis der von ihnen geleistetenZahlungen an Depositen und zurückerstattetenDarlehns-
Beträgen stets von der Direetion der HülfskasseausgestellterBescheinigungen, und zu diesen Bescheinigungen
hat, wenn man sie als Schuldschciueoder Quittungen betrachtet, die Hülfskassedie Stempel zu entrichten.
Bisher ist dies zwar von dieser nicht geschehen,weil an der Ansicht festgehaltenwurde, daß die von dem
Staate gegründete nnd dotirte Hülfskasse, von deren Reinertrag ein Theil der Staatskasse wieder zufließen
wird, als eine milde Stiftung im Sinne der Declaration vom 27. Juni 1«l1 und der Allerhöchsten Cabi-
nets-Ordre vom 1L. Januar 182? bezüglich des 8 !> lit, «, des Stempelgesetzeszu betrachtensei; indeß ist
in neuerer Zeit im Regierungsbezirk Coblenz von dem dortigen Königlichen Stempelfiscal das Fehlen
der Stempel zu vielen solcher Bescheinigungen der Hülfskasse mouirt worden und die nachgesuchte
Entscheidungder KöniglichenMinisteriell zur Beseitiguug dieser Stempel-Defecte bis jetzt noch nicht ein¬
gegangen. Durch landesherrliche Anerkennung der Stempelfrciheit der Hülfskasse für die von ihr auszu¬
stellenden, sonst stempelpflichtigen Urkunden erscheintam geeignetsten,alle Zweifel zu beseitigen, und würde
wesentlichanch eineil geregelten Geschäftsgang erleichtern.

ÜiiuftigcVerwaltung der Hülfölussc.

Die Verwaltung der Hülfskasse wird auch bei Gewährung der als nothwendig nachgewiesenen
Erweiterung ihrer Befugnisse wesentlich die bisherige bleiben können. Die collegialischzusammengesetzte
Direetion, einerseits gebunden an die von der Provinzial-Versammlung zu berathenden und festzustellenden
allgemeinen Verwaltungs-Grundsätze, nnd verpflichtet, dieser und dem von derselben gewählteil Ausschusse
Rechnung zu legen, andererseits der von dem Herrn Oberpräsidenten der Provinz auszuübenden Staats-
Nufsicht unterworfen, wird auch für die Folge alle Garantie für einen geregelten, prompten nnd sicheren
Geschäftsverkehrleisten. Nur das Personal der Nnterbeamten wird vermehrt werden müssen. Auch erscheint
es zweckmäßig,aus der uicht veröffentlichtenGeschäfts-Anweisuug für die Direction die Vorschrift, daß die
Urkunden und Ausfertigungen vou dem Vorsitzenden Namens der Direetion vollzogenund von dem Seeretair
contrasignirt werden, nachträglichzur öffentlichenKenntniß zu bringen, damit das Publikum nicht über die
Formen im Zweifel ist, unter denen Verpflichtuugcufür die Hülfskasserechtsgültig übernommen werden.

Entwurf zn einem Nachtrage zum Statut.

Zu den Abänderungen und Ergänzungen, denen das Statut der Hülfstasse nach dem Vorerwähnten
bedarf, sowie dem AllerhöchstenErlasse, wodurch dieselben landesherrlich genehmigt und der Hülfskassedas
Privilegium zur Verausgabung der auf den Inhaber lautenden Empfangsscheineund Obligationen ertheilt
wird, sind Entwürfe beigefügt. In so weit die Fassung derselben nicht in dem vorstehendGesagten ihre
Begründung fiudet, hat dasjenige, was für ähnliche Geld-Institute, bezüglich derselben Befugnisse, landes¬
herrlich genehmigt worden und sich praktisch bewährt hat, dazu Veranlassung gegeben.

Jüngster Kassen-Abschluß.

Um schließlich die Provinzial - Stände von dem gegenwärtigen Stande der Hülfskasse in Kenntniß
zu setzen, folgt der Kassen-Abschluß, wie er sich bei der jüngsten Kassen-Revision am 19. d. M. (October)
ergeben hat.



53

Kassen-Abschluß vom 19. Oktober 1838.
H. Activa.

1) Baarer Geldbestand .................
2) Effekten und zwar:

->. Staatsschuldscheine....... 281,550 Thlr. — Sgr.
I,. 4'^ °/Fge Staatsschuldverschreibungen 99,700 „ — „

3) Darlehen, nnd zwar:
u. der Hnlfstasse ........1,205,997 Thlr. 25 Sgr.
1.. des Meliorationsfonds ..... 33,402 „ —

». Passiva.
1) Depositen auf Kündigung ..............
2) Guthaben des Prämirungsfonds der Sparkassen-Interessenten . .
3) Guthaben des Fonds znr Verfügung der Provinzial-Stände lud.

11,425 Thlr. in Staatsschuldscheiuen ...........
4) Guthaben des Melioratiousfonds inel. 28,850 Thlr. in Staatsschuld¬

scheinen und 33,402 Thlr. in ausstehende,!Darlehnen .....
5) Asservateiuol. 1500 Thlr. in Staatsschuldscheinen ......

15,296 Thlr. 16 Sgr. 5 Pf.

381,250

- 1,239,399 » 25 » — »

1,635,946 « 11 // 5 "

1,077,782 » 2 »/ 6 „
21,400 ,/ 22 ^ 11 «

23,412 »^ 11 /» — /'

64,l10 »5 9 »/ 8 «
1,534 // 27 ,/ 4 u

Cöln, am 20. October 1858.
im Ganzen: 1,188,240 Thlr. 13 Sgr. 5 Pf.

Die Nrectiou der Rheinischen VrovinM-MssKasse.
(gez.) Bircl.

n a
der gewährtenDarlehen

I. Regierungsbezirk Hachen.
Thnler,

1) Stadtkreis Aachen —
2) Landkreis Aachen . 10,500
3) Kreis Düren . . 86,480
4) „ Erkelenz. . 8,500
5) „ Eupen . . —

6) „ Geilmkirchen 4,170
7) „ Heinsberg . 7,000
8) „ Iülich . . . 10,100
9) „ Malmedy . . 22,480

10) „ Montjoie . , 7,000
11) „ Schleiden . 4,500

ch u, e i s u n g
nach den NcgieruugÄczirtenu»d Kreisen.

Zusammen zu übertragen: 160,730 Thlr.

Uebertrag: 160,730 Thlr.
li. NegiernngsbeM Cobleuz.

Thciler,

1) Kreis Adcnau. . . 5,500
2) . Ahrweiler . 33,400
3) „ Altenkirchen 20,650
4) „ Koblenz. . 25,300
5) „ Eochem . . 31,600
6) „ Creuznach . 18,000
7) „ Mayeu. . 41,950
8) „ Neuwied . 38,020
9) „ Simmein . . 6,480

10) „ St. Goar. 2,000
11) „ Wetzlar. . , —

12) „ Zell . . - . 22.180
Z'isammen: 245,080 Thll.

Zu übertragen: 405,810 Thlr.
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Uebertrag:
Ili. Regierungsbezirk Cöln.

Thaler.

, 61,400

405,810 Thlr.

1) Kreis Bergheim
2) „ Bonn . . .
3) „ Cöln, Stadt.
4) „ Cöln, Land .
5) „ Cuskirchen. .
6) „ Gummersbach.
7) „ Mnlheim . .
8) „ Nheinbach . .
9) „ Sieg . . .

10) „ Waldbrö'l . .
11) „ Wipperfürth . ______

Znsammen:

iv. NegierungsbezirKDüsseldorf.
Thaler,

1) Kreis Cleve . .

62,170
9,000

44,575
25,130
17,200
27,940
68,650
57,320
17,190
20,400

^1
3)
4)
5)
6)
7)

Crefeld . .
Düsseldorf.
Dnisburg .
Elberfeld .
Geldern
Gladbach .
Grevenbroich

9,060
48,400
20,700
69,750
16,000

88,700
7,125

410,975 Thlr.

Zn übertragen: 250,735 816,785 Thlr.

9) Kreis Kempen.

Thaler,

Uebertrag: 250,735
. 37,820
. 40,000
. 104,510
. 96,490

900

. ^6,800
Zusammen:

v. Regierungsbezirk Trier.
Thaler,

1) Kreis Berncastel .

10)
,,)
l2)
13)
14)

Leunev .
Mors .
Ncuß .
Nees .
Solingen

2)
3)
^)
5)
6)
7)
8)
9)

10)
14)
12)
13)

Bitburg. .
Dann . .
Vierzig. .
Ottw eiler .
Prüin . .
Saarbrücken
Saarburg .
Saarlouis.
St. Wendel
Trier, Stadt
Trier, Land
Wittlich .

3,500
31,673
6,9l5

13,850
600

4,930
5,600

14,900

816,785 Thlr.

546,255 Thlr.

Zusammen: 81,968 T hlr.
Summa für die ganze Rheiuprovinz: 1,445,008 Thlr.

Nachmessung
der aus dem Rheinischen Mcliorations-Fonds gewährten, der bewilligtenaber noch nicht gezahlten

und der nachgesuchtenaber der Entscheidung noch vorliegenden Darlehen.

I. Regierungsbezirk Aachen.
Thaler,

1) Gemeinde Havert .... 1200
2) „ Berk .... 500
3) „ Udenbreth... 500

4)

5)

Schönberg 3000

250Recht . . .
6) Wiesenverbandzu Blankenheim 1400
7) Gemeinde Hoefen .... 2000

Summa I. Aachen:

ä.. Gewährte Darlehen.

zu Meliorationen
zur Anlage von Kunstwiesen

» » " u

zum Straßenbau

zur Wieseuaulage
zu Meliorationen
zum Straßenbau

8850 Thlr.

erstattet in 10 Jahresraten »120 Thlr.
, „10 „ » 50 „
„ .10 „ » 50 .

< ,, „ 6 „ «425 ^
! „ „ 1 „ »450 „

« /, 10 „ » 25 ,
^ „ 15halbj.Raten» 93'/^

verzinset und amortisirt nach Ablauf
von 3 Freijahren mit jährlich 5'/. "/<>
der Darlehns-Summe.
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Uebertrag: 8850 Thlr.
II Regierungsbezirk Eublenz.

Thaler.

8) Gemeinde Virneburg 3750 zum Straßenbau

9)
10)

12)
13)
14)

15)
16)
1?)
18)
19)
20)
21)
22)
23)

Dümvelfeld
Pomster. .
Dorsel . ,
Müsch . .
Wirft . .
Niederbreitbach

Acht. . .
Lang scheid .
Schuld . .
Herschbroich
Honnerath.
Hoffeld . .
Seuscheid .
Nohn . .
Arenberg .

1000
400
400
000
250
177

500
150
600

1000
500

1000
125
200

1000

zn Culturen
zu Kunstwiesen-Anlagen
znm Straßenbau

dito
dito

verzinsetund amortifirt nach Ablauf
von 3 Freijahren mit 5 °/« jährlich
von der Darlehns-Summe.

desgleichen,
desgleichen,
desgleichen,
desgleichen,
desgleichen,

zn Kunstwiesen-Anlagen erstattet in 3 Jahresraten » 50, 50
und 77 Thlr.

zum Wegeban erstattet in 15 Jahresraten »33'/.Thlr.
znr Anlage einer Nieselwiese „ „ 5 „ °30 „

,, ,, ,, „ Wie .-..i 8, jedoch mit 7"/,.
zum Straßenbau wie »ll 8.

Wie »<1 8.
wie nll 8.

zur Anlage einer Kunstwiese erstattet in 15Iahrcsratcu » 8'/, Thlr.
Rieselwiese „ „15 „ »13'/2 „

znm Wegebau 15 »66'/-

Snmma »I. Coblenz: 11,652 Thlr.

III. Regierungsbezirk <3öln.
Thaler.

24) Wiehler WiesenvcrbandNr. 2 200

25) GemeindeBornheim-Brenig 1200

znr Wiesenanlage

zu Culturen

Summa III. Cöln: 1400 Thlr.

IV Negierungsbezirk Düsseldorf.
Thaler.

26) Windhorstzn Wesel n. Genossen 1500 zu Meliorationen

zinslos bis znr Rückzahlung am 1.
Januar 1860.

erstattet iu 12 Jahresraten »100 Thlr.

erstaltet in 10 Jahresraten »150 Thlr.

Summa IV. Düsseldorf: 1500 Thlr.

V. Regierungsbezirk Trier.

27) Meliorationsgenossenschaft
des Alfbachthales . . .

Thaler.

8000 zurRegnliruug desAlfbach- verzinsetnnd amortisirt vom Jahre
thales 1860 ab mit jährlich 5 "/„ der Dar¬

lehns-Snmme.
28) Gemeinde Neroth . . . . 1000 zu Kunstwiesen-Anlagen erstattet in 20 halbj. Raten » 50 Thlr.
29) „ Leidenborn. . . W00 znm Straßenbau , „ 20 „ „ »50 „

Summa V. Trier: 10,000 Thlr.

Summa der gewährten Darlehen: 33,402 Thlr.
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n. Sewilligte aber noch nicht zur Auszahlung gekommene Darlehen.
I. Regierungsbezirk Coblenz.

1) Gemeinde Gimmingen . . . 1000 Thlr. zum Wegebau.
2) „ Lohrsdorf . . . 1250 „ zu Knnstwieseuanlagen.
3) Bäcker Jacob Gaß in Kirchberg 2000 „ zu Culturen.

Summa I. Coblenz 42 50 Thlr.

II Regierungsbezirk Cöln.
4) Gemeinde Waldbrvl .... 10,000 Thlr. zum Straßenbau.
5) „ Ruppichteroth . . 3250 „ „ „

Summa II Cöln 13,250 Thlr.
III. Regierungsbezirk Düsseldorf.

6) Windhorst in Wesel u. Genossen l 000 Thlr. zu Meliorationeil.

Summa III. Düsseldorf 1000 Thlr.

Summa U. bewilligte Darlehen 18M) Thlr.

6. Nachgesuchteund der Entscheidnng noch vorliegende Darlehen.
I. RegierungsbezirkAachen.

1) GemeindeBlaukenheimerdorf . 800 Thlr. zu Wiesenanlagen.
2) „ Gangelt .... 15,000 „ zur Trockenlegungdes Gaugelt-Stahler-Bruches.

Summa I. Aachen 15,800 Thlr.
II. RegierungsbezirkCöln.

3) Gemeinde Morsbach . . . 5000 Thlr. zum Straßenbau.

Summa II. Cöln 5000 Thlr.
III. RegierungsbezirkTrier.

4) Gemeinde Walweiler . . . 1500 Thlr. zum Straßenbau.
5) Alfbachthal-Meliorations - Ge¬

nossenschaft .......2000 „ zu Meliorationen.
6) Mathias Thom« zu Daleiden 250 „ zur Kunstwiesenanlage.
?) Will). Leist zu Schwickratherhof 360 „

Summa III. Trier 4110 Thlr.

Summa «. beantragte Darlehen 24M0 Thlr.

Bemerkung. Für die Darlehen Nr. 1, 4, L und 7 ist die Bewilligungnach Aufstellung dieser Nachwetsung erfolgt.

CrgiinMg des Statuts
d<r rheinischen Prouinzial-Hülfslasse.

I. Zu § 5 des Statuts.
1) Der Hülfskasseist auch gestattet, von Privatpersonen Gelder zur Verzinsung anzunehmen.
2) Die von der Hülfskasseüber den Empfang der ihr zur Verzinsung übergebenen Gelder ausge-
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stellten Bescheinigungen können nach der Wahl des Hinterlegers entweder auf den Name» oder den In¬
haber lautend ausgestellt werden.

3) Die auf den Inhaber ausgestellten Empfangsbescheinigungendürfen jedoch den Gesammtbetrag
von einer Million Thaler Preußisch Conrant uicht übersteigen. Sie werden in folgenden Appoints

2000 Stück zu 200 Thaler gleich 40,j,!>00Thaler
4000 „ „ 100 „ „ 400,000 „
4000 „ „ 50 „ „ 200,000 „

nach dem anliegenden Formular ^ ausgefertigt und zur Berechnung und Erhebung der 27, Proeent be¬
tragenden Zinsen auf der Rückseite mit einer Zinsentabelle versehen und mit Zinscoupous ausgegeben.

4) Der Betrag dieser auf den Inhaber ausgestellteu Empfangsbescheinigungenist rückzahlbar nach
einer sowohl der Hülfstasse als dem Inhaber des Scheins zustehenden einjährigen Kündigung. Seitens
der HülfSkasseerfolgt diese Küudigung durch eine in den Staats-Anzeiger, die Amtsblätter der Provinz
und die Kölnische Zeitung, zwölf, sechs, drei uud einen Monat vor dem Zahlungstermine aufzu¬
nehmende Belanutmachung, iu welcher die getüudigten Scheine nach ihren Buchstaben, Nummern und
Beträgen speciell zu bezeichnensind und der Termm, an welchem die Rückzahlung erfolgen soll, genan
anzugeben ist.

Bei Kündigungen Seitens der Inhaber der Scheine sind diese der Direction der Proviuzial-Hülfs-
tasse zur Eiutragnng des Kündigungsvermcrtes ans denselben vorzulegen; es sind aber diese Kündignngen
und die darüber auf deu Scheinen gemachtenVermerke als uicht erfolgt uud wirkungslos zu betrachten,
wenn nicht spätestensbinnen Monatsfrist uach Ablauf der Kündiguugsfristder Betrag bei der Hülfskasseerho-
ben worden ist.

Nnr bis zum Ablauf der Kündigungsfrist werdeu die gekündigten Beträge verzinsetnnd die Aus¬
zahlung erfolgt nnr gegen Rückgabe der gekündigtenScheine. Für die dabei fehlenden Zinsconpons der
spätern Fälligkeitstermine wird der Betrag vom Capitale abgezogen.

Die gekündigtenBeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nach dcm Nückzahlnngsteriuine uicht
erhoben werden, so wie die innerhalb fünf Jahren nach ihrem Verfalle nicht erhobenen Zinsen verjähreil
zu Gunsten der Hülfstasse.

5) Für die richtige Verzinsung und die Erstattung der von der Hülfskasse angenommenen verzins¬
lichen Depositen haftet zunächstdas Gesammtvermögender Hülfskasse, überdies aber auch die Provinz in
Folge der von den RheinischenProvinzialständen unter'm ..... mit landesherrlicher Genehmigung über¬
nommenen rechtlichenGewähr für die bezüglichenGeschäfteder Nheiuischeu Provinzial-Hülfskasse.

II. Zu § 6 des Statuts.

Die Hülfskasse lanu auch die Darlehen statt in baarem Gelde durch Aushändigung von auf den
Inhaber lautenden, Seitens dieses unkündbaren, Obligationen gewähren, zu deren Verausgabung dieselbe
bis zu einem Gesammtbetrage von einer Million Thaler in Appoints von 500, 200 nnd 100 Thaler nach
dem beigefügten Formular lt, nnter Garantie der Nhciuprovinz, in Folge des landesherrlich bestätigte,:
Beschlussesdes 43. RheinischenProvinzial-Landtagcs vom ...... ermächtigt ist.

Ili. Zu § 8 des Statuts.

Die Hülfstasse kann an ländliche GrundbesitzerDarlehen auch zu andern Zwecken als zu Cultur-
verbesseruugengewähren.

lV. Zu 8 41 des Statuts.

Die von Privaten für die gewährten Darlehen zu stellende Sicherheit kann wie durch Verpfändung
von Staatspapieren auch durch Verpfändung von inländischenProvinzial-, Kreis- uud Stadt-Obligationen
geleistetwerden.
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V. Zu 8 15 des Statuts.

Die Direction der Hülfstasse hat deren disponible Gelder zinsbar anzulegen, entweder dnrch Nn-
kanf oder Veleihuug inländischer Staatspapiere, Pfandbriefe, Provinzial-, Kreis- und Stadt-Obligationen
und sonstigenauf den Inhaber ausgestellten Papiere, die als pnpillarischeSicherheit gelte», oder dnrch das
Discontiren von gezogenenund trockenen, im Inlande zahlbaren, nicht langer als drei Monate nach dem
Datum der Discontirung laufenden Wechseln, auf denen wenigstens zwei solide verbundene haften. Die
Hülsstasse taun die ihr zuständigen Forderungen an dritte Personen übertragen und Gelder gegen Verpfän¬
dung der ihr gehörigen geldwerthen Papiere anfnehmen.

Vi. Zu 8 tti des Statuts.

Von dem jährlichen Reingewinn der Hnlfstasse ist künftig nur mehr ein Viertel zur Prämirung
von Sparkassen-Interessenten der Provinz zn verwenden. Ein Viertel wird dein RheinischenMeliorations¬
fonds so lange überwiesen, bis dessen Stammcapital die Summe vou hunderttausend Thaler erreicht haben
wird. Von diesem Zeitpunkte ab haben die Stände der Provinz nicht bloß über ein Viertel, sondern über
die Hälfte des Reingewinns der Hülfstasse zn ofseutlichen Zwecken innerhalb der Provinz frei zn verfügen.
Gin Viertel des Reingewinns bleibt zur Deckung etwaiger Verluste uud zur attmäligen Vermehrung des
Stammvermögens der Hülfstasse vorbehalten.

Vll, Zu 8 l!> des Statuts.

!) Den Geldern der Kirchen, Schulen, frommen nnd milden Stiftungen, welchebei einer Belegung
bei der KöniglichenBa»t die Portofreiheit genießen würde», soll solche anch bei Belegung bei der Provinzial-
Hülfstasse zn Theil werden. Nicht nunder findet die Portofreiheit für den Geldverlehr zwischen der Hülfs¬
tasse und den Sparlassen der Provinz statt.

2) Dle Hülfstasse genießt die Stempelfreiheit für die von ihr auszustellenden sonst stempclpflichtigcn
Urkunden.

!!) Die der Proviuzial-Hnlfstasse anvertrauten Gelder tonnen niemals mit Arrest belegt werde».
4) Die Hülfstasse hat das Recht, während der Dauer ihres Bestehens nnverzinsbare, auf jeden

Inhaber lauteude Noten bis zum Betrage von einer Million Thaler auszufertigen uud in Umlauf zu setzen.
Ausfertigung und Form derselben unterliegt der Genehmignng beziehungsweiseBeaufsichtigungder

Negierung. Sie werden zur Hälfte der Gescimmtsummeauf Beträge von zehn und zur anderen Hälfte auf
Beträge von zwanzig Thalern ausgestellt.

Die Hülfskasseist verpflichtet,die Noten ans Verlangen der Inhaber bei der Präsentation in Cöln
sofort gegen klingendes Conrant einzulösen, dieselbe» sind aber auch bei allen Zahlungen an Provinzial-,
Kreis- und Gemeinde-Kassen der Provinz zu ihrem Nominalbetrage anzunehmen.

Anzeigen eines durch Diebstahl oder irgend ein anderes Ereigniß entstandenen Verlustes der aus¬
gegebenen Noten tonnen die Zahlnug an den Voczeiger niemals aufhalten und sind für die Hülfskasse
nnverbindlich.

Dies nnd daß der Hnlfstasse die Befugnis; znsteht, die von ihr ausgegebenen Noten zur Einlösung
oder zum Umtausch in einem bestimmtenTermine bei Vermeidnng der Präclnsion öffentlichaufzurufen, ist
auf jeder Note deutlich zn vermerken.

Zum Zwecke des oben erwähnten Aufrufs der Noten erläßt die Hülfskasse dnrch dreimalige Be¬
kanntmachung,in Zwischenräumen von einem Monate, mittels der oben «»1> 1 gedachte»öffentlichen Blätter
eine Aufforderungzur Viulösuug oder z»m Umtauschder Noten.

Nach Ablauf der vorstehendenFristen werden die Inhaber der Noten, welche sich nicht gemeldet
haben, in den vorbezeichneten Blättern behnfs der Einlösung oder des Umtauscheszu einem mindestens drei
Monate vom Tage der letzten Insertion hinauszusetzendenPräclnsivtermine unter der Warnung nnd mit
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der rechtlichen Wirkung vorgeladen, daß mit Ablauf dieses Terminesalle Ansprüche an die Hülfskasse aus
den aufgerufenen Noten erlöschen. Anmeldungenzum Schutze gegen die Präclnsion sind nicht zulässig,
vielmehr tritt diese letztere unmittelbar mit dem Ablaufe des Präelusivterminsgegen alle Diejenigen ein,
welche sich nicht gemeldet haben, dergestalt,daß jeder Anspruchauf Einlösung oder Umtausch erloschen ist,
alle aufgerufenen, nicht eingelieferten Noten werthlos sind, uud, wenn sie noch zum Vorscheinkommen, von
der Hülfstasse augehalten uud vernichtet werden können.

Die Directionder Hülfstafse ist dafür verautwortlich, daß jederzeit ein dem Betrage der circnlircn-
dcn Noten gleicher Bestand an Dcctnngsmitteln von mindestens einem Drittel in baarcmGelde nnd zwei
Dritteln in diseontirten Wechseln oder Effecten, welche Eigenthum der Hülfstafse sind, in einer unter drei¬
fachem Verschlüsse zu haltendenund für die sonstigen Bedürfnisse der Hülfstafse nicht zu verwendenden
Noteutasse aufbewahrtwerden. Außerdem dienen sämmtliche übrigen Aetiva der Hülfskasse zur Deckuug
der Noten.

Vlll. Zu § 24 des Statuts.
Die im Namen der Hülfstasse auszustellenden Urkunden und Ausfertigungenwerden von dem

Vorsitzenden der Directiouvollzogenund von dem Sccretair eontrasignirt.

Formular 4.

Z I.itlei'a H. Nro. 8.

stK Empfang-Schein
2 Kl er

Z zweihundert Thaler Preußisch Eourant,
Z' welche die Rheinische Provinzial-Hülfstassedem Inhaber nach einer ein Jahr vorher gemäß

^ <5l den Bestimmungen der Ergänzungihres Statuts vom erstattet
« T uud mit 2'/, vom Hundert jährlich durch Einlösung der beigefügten Couponsverzinset.
^ 3< Köln, den w' >8 .

Vie Äireetionder Rheinischen PromnMl-WfsKassc.
A <3. (Trockener Siegel.) N. N.

3 EontrasignirtN. N., Sccretair.

<^>

^ «^ W

VZB Talon
zu dem Empfang-Schein der Rheinischen ProUiuzial-HnWassc.

Mittel» ^ Nro. 8 über 200 Thaler.
Der Inhaber dieses Talons erhält gegen dessen Aushändigungdie für den vorstehend

Z' bezeichneten Empfang-Scheinneu auszufertigendenZins-Coupons für fünf Jahre vom
V <?« bis
« ß Köln, den '^ 18 .

die Virectionder NheinischenProninzial-Hiilfsllaffe.
"I W N. N.

Eontrasignirt
N. N.

8"
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1^^ »
<^ c»>^>

3
O ^'3

!?
^W c.

^ß- V' » c?^

<^ Zins "Coupon Nr.
zu dem Empfang - Schein der Rheinischen Prouinzial-Hülfslassc.

l.i,ta.--> ^ Nr. 8 über 200 Thäler.
Inhaber dieses empfängt am 2. Januar die einjährigen Zinsen des vorstehend

2 bezeichneten Empfangs-Scheins mit fünf l.5) Thaler.
Köln, den ii" 18

Nie Virectimider Rheinischen ProvinMl-MfLkafse.
N. N.

Contrasignirt
N. N.

^ Iin S - Tabcl l e.

Hie Zinsen von 2UU Thalern « 2v, Proccnt betragen
THIr S«l, Pf, THIr, T«r, Pf, Thlr, S»r, Pf,

für 1 Tag -- — 5 für !L Tage -08 für 1 Monat — 12 «>
„ 2 Tage — — 10 „ 1? „ - 7 1 „ 2 Monate — 25 —
„ 3 „ — 1 3 „ 18 „ 7 « » " ,! 1 7 6
„ 4 /» 1 8 „ ,9 „ - 7 11 4 1 20 —
„ 5 „ — 2 1 „ 20 „ 8 4 5. ^ » 2 2«
. 0 /5 2 6 „ 21 „ 8 9 » 6 » 2 15 —
. 7 /, 2 11 2 2? 6
.. 8 „ -- 3 4 „ 23 „ - 9 7 » 8 „ 3 15 —
„ 9 » 3 9 .24 „ -10- 9 3 22 6
„ " // 4 2 „ 25 „ - 10 5 '„ ^0 I 4 5 —
„ 11 „ -- 4 7 . 2L „ ^ 10 10 ,. " „ 4 17 L

12 » 5 — . 27 „ - 11 3 1') 5--------
„ 13 »/ 5 5 . 28 „ ^ 11 8
„ 14 » 5 10 „ 29 „ - 12 1
„ ^ „ ^ 6 3 „ 30 „ - 12 6

Formular v.
Königlich Preußische Rheinprovinz.

Obligation
» der

N h c i n i s ch c n P r o v i n z i a I - H ii l f s k a s s e
I^iNorn H. .N ...................

über
...................ThalerPreußisch Courant.

Nachdem die Stände der Rheinprovinz auf dem dreizehnten Provinzial-Landtage am ...... .
1858 beschlossenhaben, die RheinischeProvinzial-Hülfskasse zu ermächtigen, unter Garantie der Provinz
zur Erweiterung der Betriebsfonds der Hülfskasse einen Betrag von einer Million Thaler durch Veraus¬
gabung von Seiten des Gläubigers unkündbaren, auf den Inhaber lautenden Schuldverschreibungenaufzu¬
nehmen, und dieser Beschlußunterm ......... die landesherrliche Bestätigung erhalten hat, bekennt
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sich die RheinischeProviuzial-Hülfötasfe durch diese, für jeden Inhaber gültige. Seitens des Gläubigers
unkündbare Verschreibungzu einer Schuld von ..... Thalern, welche mit 4>/, vom Hundert m halb¬
jährigen Raten am 2. Januar und 1. Juli jeden Jahres, aber nnr gegen Rückgabe der ausgefertigten
halbjährigen Zinscoupous verzinset wird.

Zur Amortisation der von der Hülfskassehiernach ausgegebenenObligationen wird vom 2. Januar
1804 ab jährlich wcuigsteus ein halb Prozent des Sammtbetragcs der ausgegebenenObligationen verwendet.
Der HülfMsse bleibt aber auch die Bcfugmß, sämmtlichenoch umlaufenden Obligationen zu kündigen.

Die zu tilgenden Obligationen werden durch das Loos, mit Ausschlußdes Anlaufs unter der Hand,
bezeichnet.

Die ausgeloosteu, sowie die gelündigten Obligatioueu werdeu, uuter Bezeichnungihrer Buchstaben
Nummern und Beträge, sowie des Termins, an welchem die Rückzahlungerfolgen soll, öffentlich bekannt
gemacht. Diese Belauntmachung erfolgt fechs, drei und einen Monat vor dem Zahlnngstermin in dem
Staats-Auzeiger, den Amtsblättern der Rheinproviuz und der KölnischenZeitung.

Mit der znr Empfangnahme des Kapitals zu präscntirenden Schuldverschreibungsind auch die dazu
gehörigen Zinscoupous der späteren Fälligkeitstermine einzuliefern. Für die fehlenden Ziuscoupons wird
der Betrag vom Kapitale abgezogen.

Von dem Termine ab, an welchen: die Rückzahlungzngesichert worden, laufen keine Zinsen mehr.
Die ausgcloosten und gekündigtenKapitalbeträge, welche innerhalb 30 Jahren nach dem Rückzahluugs-
Termine nicht erhoben worden, sowie die innerhalb fünf Jahren nicht erhobenen Ziuseu, verjähren zu
Guusten der Hülfskasse.

Mit dieser Schuldverschreibung sind zehn halbjährige Zinscoupons ausgegeben, die Alisgabe einer
neuen Zinscoupons-Serie erfolgt gegen Ablieferung des der älteren Serie beigedruckteu Talons. Beim
Verluste des Talons erfolgt die Aushäudiguug der neuen Zinsconpons-Serie an den Inhaber der Obli¬
gation gegen deren rechtzeitige Vorzeigung.

Znr Sicherheit der hierdurch eingegangenenVerpflichtungenhat nicht mir die Provinz die Garantie
übernommen, es haftet dafür auch das gesammteVermögen der Hülfskasse.

Köln, den '5"

Dir Äircction der Rheinischen Promnzml-Hnlfskaffe.
N. N.

Contrafignirt
N. N.

Zins - Coupon
zur Obligation

der Nhcinischc» PioUinzial-HiilfMsse
!.!». ................... ^»?. ....................über ................... Thaler.

Dem Inhaber dieses Zins-Coupons zahlen wir gegen dessen Rückgabeam 2. Januar .... die
Zinsen der vorbezeichneten Obligation für das Halbjahr vom ......bis ...... mit..... Thaler
..... Sgroschen.

Köln, den ^"

Vie Hirrction der Rheinischen ProuinMl-MssKasse.
N. N.

Contrafignirt
N. N.
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Talon
zur Obligation

der Rheinischen Provinzial - Hnlfstasse
l^in...................M ....................über ................... Thaler.

Der Inhaber dieses Talons empfängt gegen dessen Rückgabe zu der vorbezeichncten Obligation die
,.. Serie der Zins-Eonpons für die Jahre 18.. bis

Köln, den »°"
Nie Virectiou der Uheinischru jlrouinMl-HüIfsKnjse.

N. N.
Contrasignirt

N. N.

Entwurf
zum allerhöchstenErlaß, betreffenddie Ergänzung des Statuts der Rheinischen Provinzial-Hülfskasseund die
Verleihungdes Privilegiums an dieselbe zur Verausgabung auf dcu Znhabcr lautender Empfangsbescheinigungen

und Obligationen im Betrage von 2 Millioucu Thaler.
Der mit Ihrem Berichte vom........ eingereichtenErgänzung des Statuts der Rheinischen

Provinzial-Hülfskasse, welche anbei zurückfolgt, ertheile Ich hierdurch Meine landesherrlicheGenehmigung.
Gleichzeitigwill Ich bei Bestätigung des Beschlusses der zum 1!',. Provinzial-Landtage versammelt gewesenen
RheinischenStände vom ........ wodurch dieselben Namens der Rheinprovinz die Garantie für die
von der RheinischenProvinzial-Hülfskassc angenommenen verzinslichenDepositen und die auf den Inhaber
ausgestellten Seitens desselben nnlündbaren Obligationen übernommen haben, der RheinischenProvinzial-
Hülfstasse hierdurch das Privilegium ertheilen, die in der Ergänzung ihres Statuts näher bezeichneten,auf
den Inhaber lautenden Empfangs-Bescheinigungen über Depositen nnd Seitens des Gläubigers unkünd¬
baren Obligationen in Gemäßheit der Bestimmungen desselben mit der rechtlichen Wirkung auszustellen, daß
ein jeder Inhaber derselbendie daraus hervorgehendenRechte, ohne die Uebertragnng des Eigenthums nach¬
weisen zu müssen, geltend zu machen befugt ist. Dieses Privilegium wird ertheilt vorbehaltlich der Rechte
Dritter und ohne dadurch für die Befriedigung der Inhaber der Empfangsscheineund Obligationen nnd der
dazu gehörigen Eoupons eine Gewährleistung Seitens des Staates zu übernehmen.!

Dieser Mein Erlaß ist mit dem unter'm 27- September 1852 landesherrlich genehmigten Statute
der Rheinischen Provinzial-Hülfskasse und dessen vorstehendgenehmigtenErgänznng durch die Gesetz-Samm¬
lung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen.

Berlin, den
An die Minister für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten, der Finanzen,

des Innern und das Ministerium für die landwirthschaftlichenÄNssclegenheiten.

2. Auszug aus dem Protokoll der sechstel! Sitzuug.

Der Referent, Abgeordneter v. d. Heydt, verliest das,Referat, uud es wird auf Autrag des Aus¬
schusses zuerst die allgemeine Discussion über die Frage eröffnet: Soll die Provinz für die Geschäfte der
Provinzial-Hülfskasse die Garantie übernehmen? Der Marschall schlägt vor, die Abstimmung über die
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Anträge des Ausschusses in der Weise vorzunehmen, daß jeder einzelne Antrag des Ansschnsseszuerst zur
Debatte und Abstimmunggebracht,und dann erst über die vom Ausschußangeregte Frage wegen Neberuahme
der Garantie durch die Provinz beschlossen werde. Nach kurzer Debatte entscheidet sich die Versammlung für
diese Art der Fragestellnng, nnd es wird zuerst der Antrag des Ausschusses, daß die Provinzial-Hülfskasse
ermächtigt werde, nnkündbare, auf deu Inhaber lautende Obligationen auszugeben, von der Versammlung
mit mehr als '/, der Stimmen angenommen.

Der zweite Antrag, daß die Provinzial-Hülfskasse ermächtigt werde, Depositen von Privatpersonen
anzunehmen, wird nach längerer Debatte von der Versammlnng ebenfalls mit 7, der Stimmen angenom¬
men; — ebenso der dritte Autrag auf Ausstellung kündbarer, verzinslicherund ans den Inhaber lautender
Schuldscheine, und endlich der vierte Antrag ans Ausgabe unverzinslicher, auf jeden Inhaber lautender
Noten ebenfalls mit mehr als 7,-, der Stimmen angenommen.

Schließlich stellt der Marsch all die Frage: Ist die hohe Ständeversammlnng geneigt, die für die
projeltirte Erweiterung der Provinzial-Hnlfstasse zu Köln verlangte Garantie der Provinz M bewilligcu,
resp, ein dahin gehendes Petitum an Se. königliche Hoheit den Prinz-Regenten zu erlassen?

Es wird namentlicheAbstimmung beantragt, und diese Frage mit ül gegen 1« Stimmen bejaht.

3. Bericht des VemaltnnMathcs der Rheinischen Pioninzial-Hülfslasse nnd des
neunten Ansschnsses

über die Nhmnsche Provinzial-Hülfskasse.
Referent: Abgeordneterv. d. Heydt.

Der KöniglicheLandtags-Commissarius, Ober-Präsident der Nheinprovinz, Herr von Pommer-
Esche, hat mittels Verfügung <>. <!, !2. d. Ms. der Ständr-Versammlnng eine unterm 20. Oetobcr d. I.
an HochdenselbengerichteteEingabe der Direetion der RheinischenPrvvinzial-Hülfskasse eingesandt, worin
nnter Bezugnahme auf den Verwaltungsbericht ,,>'<> !^',l! nnd 1>^>? über sieben verschiedene Gegenstände
eine gutachtliche Aeußerung Seitens der zum dreizehnten Rheinischen Prvvinzial-Landtage versammelten
Stände erfordert wird.

Dem neunten Ausschnsse liegt es vb, der heben Versammlnng zn Ertheilnng der verlangten Be-
schlnßnahmedie bezüglichen Vorschlägezn maeben.

Der Eingangs erwähnte Nerwaltungsbericht der Prvvinzial-Hülfstasse ist allen Mitgliedern der
hohen Versammlnng zngestelltworden. Dieser klare nnd sorgfältige Bericht liefert den erfreulichenBeweis,
daß die Wirksamkeitder Kasse in den beiden verflossenen Jahren eine fortschreitendsegensreichegewesen ist.
Dieses günstige Resultat, welchesunter vergleichsweisesehr geringen Verwaltuugstosten erzielt worden ist,
verdanken wir guten Theils dem Eifer und der Umsicht der Direetion, nnd der Ansschnßglaubt nur eine
Pflicht zu erfüllen, wenn er die hohe Versammlung einladet, der genannten Direetion für ihre erfolgreiche
und nmfichtigeGeschäftsführung die Anerkennung auszusprechen.

Bevor Ihr Ansschnßin Erörterung derjenigenPunkte eingetreten ist, worüber er die Beschlnßnahme
der hohen Versammlnng vorzubereitenhat, ist er mit dein Verwaltungsrathe der Hülfskassein Verbindung
getreten, znm Zwecke der Prüfung der mittelst Oberpräsidial-Nerfüguug >l. >>- «. d. Mts. eingerejchten
Haupt-Exemplare der Rechnungen i"-u IM? und 1^'«» nebst 1!) Vol. und resp, l? Vol. Beläge nnd der
Abnahme-Prototolle vom 8. September und 14. Angnst 18l>«. Da sich bei der Prüfung dieser Rechnungen
und bei Nergleichnngmit den Belägen nichts zu eriuuern gcfuudeu, so ertheilt der Verwaltungsrath der
RheinischenPrvvinzial-Hülfskasse, welcher einen integrirenden Bestandtheil des neunten Ausschusses bildet,
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und dessen Mitglieder in ihrer Eigenschaftden gegenwärtigen Bericht unterzeichnethaben, hiermit die nach
Maßgabe des § 21 des unterm 27. September l852 Allerhöchst bestätigten Statnts erforderlicheDechargi-
rung, womit Pos. 1 erledigt ist.

Nunmehr zn der Seitens der hohen Stände-Versammlnng erfordertenBeschlnßnahmcüber die von
der Directiou aufgestellten sechs übrigen Puntte übergehend, beehrt sich der Ausschnß die nachstehenden
Vorschlägezu machen:

H,<1 2 erklärt sich der Ausschnß durch die in der erstgedachten Oberpräsidial-Verfügung enthaltenen
Erläuterungen und die die frühere unzureichendeDarstellnng ergänzende Eröffnung des hohen Finanzmini¬
steriums befriedigt, und trägt darauf an, daß es der hohen Versammlung gefalle, die wiederholt verlangte
zustimmendeErklärung, „daß der auf das statutgemäß in Baar mit 80,000 Thlrn. zn entrichtendeFünftel
des Stammfonds von der General-Staats-Kasse in Staatsschuldscheinenüberwiese!«Betrag zu dem Cours¬
werth von W °/„ anzunehmen nnd zu verrechnensei", nunmehr zu ertheilen.

H,ä I bringt der Ausschuß der hohen Versammlnng in Erinnerung, daß die vorige Diät dem
Antrage der Direetion der Hülfstasse sich völlig anschließend anerkannt hatte, daß die Interessenten der
Prämienkasse des „Aachener Vereins zur Beförderung der Arbeitsamkeit", resp, dieser Verein selbst, nicht
berechtigt seien, an der znr Prämiirung der Sparkassen-Interessenten der Provinz bestimmtenHälfte des
jährlichen Zinsgewinnes der Hülfstasse Theil zu nehmen. Diese Beschlußnahme der hohen Stände-Ver¬
sammlung ist vom Herrn Minister des Innern, ungeachtet der Protestatiouen des AachenerVereins, als
rechtsbegriindetanerkannt worden.

Nachdem sonnt Ansprüchean nnserenPrämiirungs-Fonds beseitigt sind, die fast drei Viertel desselben
absorbirt haben würden, ist nach Ausweis des Berichts S. !0 ein disponibler Bestand von 20,92« Thlrn.
13 Sgr. 10 Pf. vorhanden, über dessen Verwendung die gegenwärtige Diät sich gutachtlichzn äußern hat.
Dem Antrage der Direetion, den vorerwähnten Betrag i"»'« dem rheinischen Melioratious-Fonds zn über¬
weisen, hat der Anssehnßbeizntreten Anstand gefunden. Ohne gerade eine gänzlicheoder theilweise Zuwei¬
sung au den Meliorations-Fonds auszuschließen,dessen wichtigeund segeusreiche Bestimmung der Ausschuß
keineswegs verkennt, hat derselbegeglanot, dringendere Bedürfnisse nnd Anträge um Darlehen ans diesem
Fonds, als welche nach mündlicher Aeußerung der Directionsmitglieder gegenwärtig vorliegen, abwarten zu
sollen. Er hat erwogen, daß überdies für andere Zwecke dringendere nnd für die allgemeineWohlfahrt der
Provinz möglicherweise wichtigere Bedürfen zum Vorscheinkommen könnten, wofür einen vorsorglichen Fonds
zn besitzen als höchst wünschcnswerth erachtet werden müsse. In dieser Absicht schlägt der Ausschußjder
hohen Versammlung vor, sie möge ein Immediatgesnch vorlegen, des Inhalts, baß der gegenwärtigeBestand
des Pramiirungsfonds znr Disposition der Stände asservirt nnd bis auf weiteres zinsbar von der Hülfslasse
verwaltet werde. Es hat sich herausgestellt,daß die statutgemäß für den Prämiirnngsfonds bestimmte Hälfte
des Neingewinnes der Hülfslasse zu hoch gegriffenist, nnd es unterliegt erfahrnngsmäßig keinem Zweifel,
daß nach dem Vorschlageder Direetion eiu Viertel des Neingewinncs völlig ausreichend ist. Der Aus¬
schuß nimmt deshalb keinen Anstand, den bezüglichen Vorschlagder Direetion zn nnterstützen; nicht minder
erscheint der Vorschlag derselben, die Dotiruug oes Melioratiousfonds zu begränzen, ganz sachgemäß. Die
S. 11 des Berichts vorgeschlageneAbänderung des § Itt des Statuts der RheinischenProvinzial-Hülfstafse
hat der Ansschnß einstimmig gutgeheißen, und sein Antrag geht dahin, daß es der hohen Versammlnng
gefalle, die beantragte Aenderung des Statuts: „daß von dem jährlichen :c. — znr Verfügung zu stellen
sei", höheren Orts nachzusuchen.

Der Herr Ober-Präsident hat bereits seinerseits die beantragte Nednction des '/, auf '/^ befür¬
wortet, uud es darf mithin an der staatlichenGenchungung nicht gezweifeltwerden.

^<1 4 glanbt der Ausschuß, der näheren Verfügung der hohen Versammlung nicht vorgreifen zu
sollen, um so weniger, als ihm unbekannt ist, ob nnd welche Ansprüche von anderer Seite aus dem Schooße
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der Versammlung noch werden erhoben werden, nnd die von dem Herrn Ober-Präsidenten empfohlene
Ueberweisungan den Meliorationsfonds nicht so dringlich erscheint.

Er wird sich mithin darauf beschränken, nachzuweisen, welche Mittel gegenwärtig zur Verfügung
der Stände bereit stehen, uud was darauf schon vorweg von der vorigen Diät angewiesenworden ist.

Nach Ausweis des von der Direction vorgelegten Nechnungs-Auszuges beträgt der Bestand zu
Ende des Jahres 1858: iu baar .............. 10/« 2 Thlr. 9 Sgr. 3 Pf.
fodann in Staatsschuldscheiuen,deren Coupons detachirt sind: 11,425 Thlr.

zum Course von 84'/, ................ 9,654 „ 3 „ 9 „

Summa: 19,966 Thlr. 13 Sgr. — Pf.
wobei zu bemerken, daß der Ertrag der Staatsschuldscheine bei der Veräußerung ein kleines Mehr oder
Minder ergeben kann.

Darauf ist bereits verfügt, aber noch nicht gezahlt:
1. für den Peusionsfonds der Brauweiler Anstalt .............. 2,000 Thlr.,
2. für Begründung einer Bliudeu-Anstalt ................ 10,000 „

sodann fortlaufend jährlich für Gehalts-Verbesserung uud Remunerationen bei den
Archiven in Düsseldorf und Coblenz ............ 800 Thlr.

sowie bis zum Jahre 1862 für die Archive jährlich ........ 200 „
macht i"-» 1859 uud 1800: 2,000 „

zusammen: 14,000 Thlr.,
welche, von dem oben angegebenen Bestände »<I 19,966 Thlr. 13 Sgr. abgezogen, einen für jetzt dispo¬
nibel Bestand von 5966 THIrn. 13 Sgr. nachweisen, über dessen Verwendung die hohe Nersammluug zu
beschließen hat.

4ll 5 glaubt der Ausschußsich nicht berufen, über den Pensions-Anspruch des «. Heindl eine
Approbation oder Improbation auszusprecheu. Er hat diese Frage lediglichmit Rücksicht auf die Rheinische
Provinzial-Hülfstafse zu beurtheilen, und da kann er nicht umhin, dem Antrage der Direction beizutreten,
welcher dahin geht, daß eine derartige Pension von dem Etat der Hülfskasse, wohin sie offenbar nicht
gehört, fern gehalten werde. Zur näheren Erläuterung bemerktder Ausschuß, daß jener :c. Heindl früher
Reudant des Landarmenhauses war, uud demnächst die Communal-Depositcntasse zu Trier verwaltet hat.
Die letztere Kasse, welcheeinen nur sehr unerheblichenGeschäftsbetriebhat, soll am 1. April k. I. in die
Provinzial-Hülfskasse übergehen; wenn die Hülfskasse dafür die beantragte Peusionirung auf ihren Etat
nehmen soll, so würde sie durch die Uebernahme der Trierer Depositenkasseoffenbare Einbuße erleiden, was
ihr billigcrweisenicht kann angesonnen werden.

^cl 6 und 7. Die Vorschläge, welche der Ausschuß zu deu Punkten 1 bis einschließlich 5 der
hohen Versammlung unterbreitet hat, sind einstimmig abgefaßt worden. Zu den Punkten 6 und ? stehen
inmitten des Ausschusses zwei Ansichtendiametral entgegen, deren Ausgleichuug in fortgesetzter eingehender
Discussion nicht hat erzielt werden können. Der Referent hat jetzt die Aufgabe, die Grüude und Gegen-
gründe der numerischfast glcichsteheudeu Parteien näher zu entwickeln. Die hohe Versammluug wird den¬
selben eine eingehendeund gewissenhaftePrüfung und Erwägung um so weniger versagen, als es sich um
eine Geldfrage von erheblichem Umfange handelt, wofür die Provinz durch die Stände verpflichtet
werden soll.

Auf Seite 13 bis 21 des Verwaltungsbcrichts hat die Direction die Nothwendigkeit der Erwei¬
terung der Hülfskassenachzuweisenversucht und sodann zur Vcrwirklichuug der beabsichtigtenErweiterung
praktische Vorschlägeformulirt, welche unläugbar für die Provinz durch die derselbenangesonnene Garantie
ein großes Oblige mit sich führen.

9
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Die Minorität des Ausschusses konnte sich überhaupt von der Nothwendigkeiteiner so umfassenden
Erweiterung der Hülfstasse nicht überzeugen. In der projectirten Form der Erweiterung erblickt sie die
Umbildung der Hülfstasse zu einer großartigen Bank- nnd Credit-Anstalt, welche abweichendvon der sonst
geltenden Reget nicht dnrch ein entsprechendesStamm-Capital, sondern durch einen von der Provinz zu
gewährleistendenCredit begründet werden soll.

Die Minorität, welche zum Theil vermöge ihres Berufs einige Kenntniß vom Geld- und Bank¬
verkehr bei sich voraussetzendarf, ist der Ansicht, daß schon gegenwärtig die Hnlfstafse in ihren Engagements
ziemlich weit gegangen ist, insofern als sie gegenüber den auf lange znm Theil zehnjährigeFristen ausgegebenen
DarlchcnVerpflichtnngeneingegangenist in Gestalt von in kürzeren Fristeil kündbarenDepositen, welche bei ein¬
tretender politischer Umwälzung oder in Kriegsgefahr geeignet wären, der Hülfskasse Verlegenheitenzu bereiten.
Solche Verlegenheiten würden nach Ansicht der Minorität nm so gewisser eintreten, wenn die Befugniß, von
Privaten Depositen nnbeschränlt anzunehmen, eingeräumt würde. Von Gemeinen und Korporationen, anf
welche die Behörde stets einigen Einfluß ausübe, sei eher bei Eintreten einer allgemeinen Calamität Rück¬
sichtnahmezu erwarten; dagegen würde es in solchem Falle nicht befremden, wenn Private rücksichtslos die
Rückzahlung ihrer Depositen forderten. Die Hülfstasse würde bei ihrer Organisation einem solchen An¬
dränge nicht gewachsen sein nnd die Garantie der Stände werde alsdann der Provinz große Unbequemlichkeiten
nnd Lasten bereiten müssen. Daß ein solches Andringen an die Kasse bei Wiederholung einer Krisis wie
1848 keine Chimäre sei, beweisendie Vorfälle bei den bestfnndirtestcnSparkassen, sogar bei der Aachener,
welche in jenen Tagen förmlichbelagert worden sei. Diese reich ausgestattete Kasse, so behauptet die Mi¬
norität, hätte unzweifelhaft erliegeil müssen, wären ihre Ausstände auch uur theilweise so festgelegt und
nngreifbar, wie es bei der Hülfskasseihrer Natur nach der Fall sein muß.

Aus diesen nnd anderen Gründeil wollte die Minorität des Ansschnsscsden ganzen Erweiterungs-
plan, insofern er auf eine Garantie der Provinz gegründet ist, abgelehnt wissen.

In dem Vorschlage«ul. I>. (Seite 18 des Berichts) erkennt sie den Versuch eiues in ihren Angen
ans diesem Wege unlösbaren Problems: dem Grnndbesitz zn niedrigem Zins Geld zu verschaffen. Sie
glaubt, daß die projeetirtenObligationen selbst zn 4'///<> nicht nnterznbringen sind. Wenn auch nnpractisch,
so hält die Minorität doch diesen Vorschlag für eher nugefährlich, nnd würde nichts einwenden, daß die
Direetion zu einem Versnchautorisirt werde. Sie bemerktbei diesem Anlasse, daß die Strömung, welche
die Kapitalien längere Zeit durch den Reiz größeren Gewinnes von dem alten soliden Wege der Geldanlage
auf Liegenheiten zn gewagteil Unternehmungen in Aetien und Speeulations-Papieren hingedrängt habe,
bereits am Verlaufen sei, nnd daß in Folge der eingetretenen Reaction dem Grnndbcsttz die Kapitalien
zu dem Zins, der für die Obligationen in Alissichtgenomuten sei, von selbst wieder zustießenwürden.

Der Vorschlag ««l, o. Seite 10 ist bereits im Eingange besprochen und Seitens der Minorität als
gefährlichbezeichnet.

Den Vorschlag »»1, lt. hält die Minorität für ein Institut wie die Hülfskasse geradezu für verderblich.
Dem preußischenFinanzminister wird der große Vortheil, der mit Ausgabe von tlou« cl« lre«oi, wie sie
in Frankreich und Belgien, oder Nxulie^l,«.- LiH», wie sie in England cursiren, verbunden ist, gewiß nicht
entgangen sein nnd nicht entgehen. Dennoch hat nnser Vaterland die Vortheile und die Gefahren einer
llun« lluNuul« bis jetzt gemieden, nnd es mag bezweifeltwerden, ob die Landesvcrtretung dazn ihre Zu-
stinlmnng geben würde. Um so sicherer lasse sich, so meint die Minorität, voraussehen, daß die Staats-
Negiernng zu diesem Projeete der Hülfskassen-Direetion die Genehmignng versagen werde.

Was den Vorschlag «"1> «- betrifft (Seite 20 n. f.), so kann dieselbe Minorität des Ausschusses
darin nichts anderes erblicken,als den Plan, eine neue Privatbank neben der bereits in Köln bestehenden
zu begründen. Ob für eine zweite Privatbank ein Bedürfniß obwalte, ob es sich empfehle, eine solche mit
der Provinzial-Hülfskasse zu verbinden, das glaubt die Minorität entschiedenverneinen zu müssen. Sie
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hält sich von ihrem Standpunkte aus verpflichtet, von einem Experiment, das die Provinz mit einem höchst
gefährlichenRisico belasten würde, alles Ernstes abzumahnen.

Das sind in der Hauptsache die Gründe, welche die Minderzahl im Ausschusse gegen die Projekte
der Direction der Provinzial-Hülfskasse geltend machte. Die Majorität, in welchersich die drei von der
Ständeversammlung erwählten Directionsmitglicdcr befinden, welche als i„-° <!»«,« streitend vielleichtrich¬
tiger in Abzug zu bringen wären, wo dann das Mehr sich in das Weniger wandeln würde, — die Majo¬
rität des Ausschusses tonnte den vorgetragenenBedenken ihre Berechtigung nicht aberkennen. Sie war jedoch
der Ansicht, daß, in Betracht der von der Direction entwickelten Nothwendigkeit einer Erweiterung der
Hülfskafse/ferner in Betracht des großen Nutzens, den Gemeinden, Corporationen und der gesammte
Grundbesitz aus der projcctirten Erweiterung ziehen würden, der Provinz das allerdings mögliche, aber
keineswegs" wahrscheinliche Risico der Garantie-Uebernahme wohl angesonnen werden dürfe. Demzufolge
schlägt der Ausschuß mit 7 gegen 5 und theilwcise mit 6 gegen 6 Stimmen der hohen Versammlnng vor,
die gesammtenVorschlägeder Direction, wie sie in dem Berichte «,.1> ... bis «. (Seite 17 bis 21) formulirt
sind, anznnehmcn, resp, deren Annahme bei der hohen Staats - Regierung zn befürworten.

Die Annahme dieser Vorschlägewürde nothwendig ciuc durchgreifendeAenderung des Statuts nach
sich ziehen, wozu die Direction der HülfskasseSeite 31 bis 33 eingehendePropositioncn gemacht hat. Drr
Ausschuß hat auch diesen Statut-Nachtrag einer näheren Prüfung unterzogen, und kann denselben, in der
NorausseKnng, daß die projectirte Erweiterung beschlossen wird, im Allgemeinenmir als zweckmäßig bezeichnen.
Es springt in die Augen, daß neben diesem Statut-Nachtrag sodann eine durchgreifendeAenderung in der
Organisation des Institnts, was die Anstellung und die Attribute der Beamten und die Controlle durch
die Staude-Versammlung betrifft, eintreten müßte. Das mag füglich der Folgezeit überlassen bleiben.
Endlich wird die hohe Versammlung nicht umhin tonnen, über die Seite 21 des Berichts angeregte Frage
über Anlegnng der disponibel,: Geldbestände sich zu äußern. Da der Herr Minister — und nach Ansicht
des Referenten mit Recht - die Genehmigung versagt hat, Gelder bei Banquiers zur Verzinsung anzulegen,
so glanbt der Ansschußvorzugsweisedie von dem Herrn Minister empfohlene Beleihuug bei der Königlichen
Bank als geeignet bezeichnen zu müssen, während ein Antanf von Wechselnbei der gegenwärtigen Organi¬
sation der Anstalt nicht empfohlen werden könnte.

Düsseldorf, den 21. Dezember 1858.

Mrrdurchlanchtigster Prinz!
Mrrgnndigjier Nrgrut und Herr!

Durch den § 16 des Statnts der Rheinischen Provinzial-Hülfskasse vom 27. September 1852 4) Prämienfondsfür die
ist bestimmt worden, daß die Hälfte der aufkommenden Zinsen zur Prämiirnng von Sparkassen-
Interessenten der Nheinprovinz sollen verwendet werden, damit Handwerker,Tagelöhner, Dienst¬
boten :c dadurch zur Ersparung kleiner Beträge anfgemuutert würden. Dieser wohlthätige Zweck wird auch
in vollem Maaße erreicht. Die Erfahrung hat jedoch gelehrt, daß die Hälfte der Zinsen das Bedürfniß bei
weitein überschreitet, und daß '/.. der Zinsen zn der angegebenen Verwendnng vollkommenausreichen wird.
Für die Jahre 1854, 55, 5«, 57 betrug die statutgemäß dem Prämiirungsfonds zu überweisendeHälfte
der Zinsen 34,310 Thlr. 12 Sgr. Es waren jedoch nur zu verwenden: 13,383 Thlr. 28 Sgr. 2 Pf., und
es hat sich sonach ein Ueberschnßvon 20,926 Thlm. 13 Sgr. 10 Pf. ergeben.

Die Direction der Provinzial-Hülfskasse hat in dem untertänigst beigefügtenBerichte vorgeschlagen,,
diesen Bestand dem Meliorationsfonds zu überweisen. Die Provinzialstände haben Bedenkengetragen, diesem
Vorschlagezu willfahren, glauben vielmehr, daß Angesichtsso vieler sonstigen provinziellen Bedürfnissen es

9«
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rathsam sei, diesen Bestand vorläufig zur Verfügung zu halten. — Dagegen haben sich die Stände mit dem
ferneren in dem erwähnten Berichte gemachtenNurschlage einverstanden erklärt, daß der Antheil der Spar¬
kassen-Interessenten an dem Zinsgewinne, welchernach dem 8 1U des Statuts auf die Hälfte festgestellt ist,
aus den im Berichte aufgeführten Gründen auf ein Viertel herabgesetzt werde. Nicht minder sind dieselben
hier dem Vorschlageder Direetion beigetreten, daß dieses ^ des Zinsgewinnes so lange zum Meliorations¬
fonds geschlagen werde, bis derselbe die Summe von 100,000 Thälern erreicht habeil werde, uud daß,
sobald dieser Zeitpunkt wird erreicht seiu, künftig statt '/< die Hälfte des Ziusgewiuues deu Ständen zur Ver¬
fügung gestellt werde.

Die tren gehorsamstenStände der Nheinprovinz richten demnach an (5w. Königliche Hoheit die
nnterthänigste Bitte, Allerhöchstdicselben wolleil

1. genehmigen, daß der Betrag von 20,!)2t> Thlrn 13 Sgr. 10 Pf. aus der Hälfte des Zinsgewinnes
aus den Jahren 1854 —1V7, welcher nach 8 iti des Statuts zur Prämiirung von Spartassen-
Interessenten bestimmt war, jedoch nicht zur Verweuduug gekommen ist, znr anderweitigen Verwen¬
dung zn provinziellen Zwecken disponibel gehalten werde, und bei der Proviuzial-Hülfstasse gegen
Verzinsung asservirt bleibe.

2. desgleichengenehmigen, daß der § 1« des Statuts dahin abgeändert werde, daß von dem jährlichen
Zinsgewinne der Hülfskasse nur ein Viertel zur Prämiirnng von Spartassen-Interesseuten zu ver-
weudeu, ein zweites Viertel dagegen dem Rheinischen Melioratiousfonds zur Ergäuzuug seines Sta.um-
tapitals bis zur Summe von 100,000 Thlrn. zu überweisen sei, uud daß, sobald diese Ergänzung
wird erfolgt sein, die Hälfte des Zinsgewiunes den Provinzial-Ständeu znr Verfügung gestellt werde.

In tiefster Ehrfurcht ersterben :c.
Düsseldorf, den 23. December 1858.

Anlage,
den Verwaltnngs-Bericht ?rn 185«/5? betreffend.

Ew. Hochwohlgeborcn verfehlen wir nicht, deu von nns erstatteten Gcschäfts-Bcricht über die
Verwaltung der Hülfstasse i»., t8'>U und !857 iu 1W Druck-Gzemplareu ganz gehorsamstznr weiteren
geeigneten Veranlassung eiuznreichen.

Die RheinischenProvinzialstände werden bei ihrer bevorstehendenVersammlung uach diesem Ge¬
schäftsberichte über folgende Gegenstände zn beschließen haben:

1. Die Prüfuug und Dechargirnng der Ncchnnngender Hülfskasse,»« 185»! und 1857.
2. Die Zustimmung znr Verrechnungder von der General-Staatskasse auf das in Baar mit 80,000

Thalern der Hülfstasse zugesicherte Fünftel des Stammfonds übcrwiesenen Staatsschuldscheine nach
dcn Anordnungen der KöniglichenMinisterien des Innern und der Finanzen.

3) Die Ueberwcisungder nnverwendet gebliebenen Bestände des Prämiirnngs-Fonds für die Sparkassen-
Interessenten an den RheinischenMelioration^ Fouds.

4. Die Verwendung der Bestände des zn ihrer Verfügung stehendenGewinn-Antheils zu öffentlichen
Zwecken innerhalb der Provinz.

5. Die Pensionirung des seitherigen Nendanten des Landarmenhauscs und der Communal-Depositen-
Kasse in Trier.

0. Die Uebernahme der Garantie Seitens der Provinz für den Depositen-Verkehr der Hülfslasse nnd
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die von derselben auszugebenden, Seitens des Gläubigers unkündbaren, auf den Inhaber lautenden
Obligationen, und

7. Die Zustimmnng zu dem vorgelegten Entwürfe zu einer Ergänzung des Statuts der Hülfskasse.
Wir geben uns der Hoffnung hin, daß eine größere Verbreitung des erstattetenNerwaltnngs-Berichts

dazu dienen wird, die Wirksamkeitder Hülfskassennd den Nutzen derselben für die Provinz nnd ihre Be¬
wohner zu erhöhe», geben daher zugleichehrerbietigstanheim, von demselbenauch die Landräthe und Negie¬
rungen der Provinz durch Mittheilung von Druck - Exemplaren in Kenntniß setzen zn wollen.

Köln, den 20. Octobcr 1858. „. ^,. ... . . »,, . .^. .. ... ^.,,^. , „.V,e Viltttioil der Uheni, scheu ^rolnuzml-HulsbKujsc.

Kassen-Abschluß am »« December «llti».

Summarischcl
D a v o n i n

Betrag.
Thlr, Lnr, Pf,

B a a r.
Thlr, Sgr, Pf,

Staats¬
papieren.

THI-,

Schuldver- !
schreibungen.

Thlr, '

Die Einahme nru 1858 beträgt .
Die Ausgabe .......

. Mithin Bestand .

2,837,748
1,137,135

29
14

2
9

1,0,3., 00
953,853

6
22

8
3

430,908'/,,
,0,318'/,

1,387,6 ?4 l
! 06,903

1,700,613 14 5 59,252 14 5 420,050 1,220,711

Darlehen pro 1848 Einnahme..... 447,950 Thlr.
„ Ausgabe ...... 160,903 „

Depositeu „ „ Einnahme ..... 747,802 „
„ Ausgabe ...... 33,8,951 „

Bilanz.

Activa. Thlr, S>n, Pf, ^ a s s i r> a. Thlr, 2«r, Pf,

1. Vaarcr Geldbestand. . . 59,252 14 I 5 1. Depositen auf Kündigung . 1,123,992 2 6 '

2. Effekten, nnd zwar: 2. Gutbabcn des Prämiiruuqs-
») 3 V.proeentiqe Staats¬ ! Fonds ....... 20,921 >) 10

schuld scheine ....
1,) 4// pioeentige Staats-

281,550 — --- ! 3. Guthaben des Ständefonds
inel.l 1,425 Thlr. in Staats¬

schuldscheinen.

21,512 11

Obligationen.... 139,100!- ---
4. GuthabendesMeliorations-

3. Darlehen, und zwar: ! Fonds . . 64,110 9 8

z ») der Hülfstasse . . .
!>) des Meliorationsfonds

1,186,509,^ —
34,202^— —

incl. 28,850 Thlr. in Staats¬
schuldscheinen nnd 34,202
Thlr. in ausstehenden Dar¬
lehen.

5. Asservate incl. 1500 Thlr. in

Im Ganzen:

! Staatsschnldscheineu . . 1,528 10 1

1,700,613 14 5 ,,232,064 6 1

An den KöniglichenOber-Präsidenten der Nheinprovinz,
Herru von Po mm er-Esche, Hochwohlgeborenzu Coblenz.



- 70 —

MrrdurchllNlchtiBtl- Prinz!
Illergniidigsttr Uegrut und Herr!

5>) Verwendung des zur 3^ach dem in Abschrift unterthänigst beigefügten Berichte der Dircction der rheinischenPro-
Vnfüssungder Stände stc- vinzial-Hülfskasse vom 5. December d. I., und der diesem Berichte beigefügten Berechnung
henden Antheils <m den Zins- ^,^ dm den Provinzialständen zur Verfügnng gestelltenZinsgewinn besteht der letztere für
"Müssen der Provinz,«!- ^" ^"hre 185l! nnd 1857 in Staatsschnldscheinen im Betrage von 11,425 Thalern, oder im

^, Course von 84'/. "/»..............9,654 Thlr. 3 Sgr. »Pf.
^^ ^ sodann in Baar in...............10,312 „ 9 „ 3 „

inl Ganzen: ,9,966 Thlr. 13 Sgr. — Pf.
Nach dem Beschluß des 12. Provinzial-Landtages sind daraus vorbehaltlich der Allerhöchsten Bestä¬

tigung für die Errichtung einer zweiten Blinden-Anstalt zn entnehmen die Summe von . . 10,000 Thlr.
sodann für Gehalts-Verbesserung und Remunerationen bei den Archiven zu Düsseldorf uud

Coblenz jährlich ....................800 Thlr.
nnd für die Archive selbst ................ 200 „

mithin für die Jahre 1859 und 1660 2,000 „

Summa: 12,000 Thlr.
Es verbleibt demnach ein Bestand von 7966 Thlrn, 13 Sgr. zur Disposition der Stände.
Die zum dreizehnten Provinzial-Landtage versammelten Stände haben beschlossen,aus diesem

Vestaude zur Gründung eines Peusiousfonds für die Beamten der Arbeits-Anstalt zu Brauweiler den Be¬
trag von 2000 Thlr.; desgleichen wie ans dem zwölften Landtage, so auch dermalen des fortdauernden
Bedürfnisses wegen der Blinden-Anstalt in Düren znr Aushülse einen Betrag von 800 Thlrn. jährlich,
mithin für die beiden uächsteuJahre 1859 und 1860 die Snmme von 1600 Thlr. zn überweisen.

Ew. Königliche Hoheit bitten die tren gehorsamstenStände unterthänigst, Allerhöchstdieselben wollen
zu genehmigen geruhen, daß, den gefaßten Beschlüssengemäß, aus dem obigen Bestände von 7966 Thlrn.
13 Sgr. dem Pensionsfonds der Beamten der Arbeits-Anstalt zn Branweiler 2000 Thlr. nnd der Blinden-
Anstalt in Düren für die Jahre 1859 uud 1860: 800 Thlr. jährlich, mithiu 1600 Thlr. überwiesen werden.

In tiefster Ehrfurcht ersterben«.

Anlage.

Bericht der Direction der Rheinischen Provinzial-Hülfskajsevom 5. December 1858.
In Grledignng des geehrten Erlasses vom gestrigen Tage beehren wir uus, anliegend Ew. Hoch-

wohlgeboren einen Anszng aus der Rechnung über die Einnahmen und Ausgaben bei dem Fonds zur Ver¬
fügung der Provinzialstände i»« 1857 nnd 1858 zn überreichen. Derselbe schließt sich an den von uns nnterm
2. März 1857 eingereichten, für die Jahre 1854, 1855 uud 1856 an. Es werden hiernach die Provinzial-
Stände, wenn ihrer Disposition nicht der Nechnungs-Bestand am Ende des Jahres 1857, sowie er in

inssichtlichbei
,425 Thlr. in

. , ,'.,—.. ..... ^,«— ,^.,„. ^ "UV. >^ ^. vu«l Hl l'rl^u^rn, vuvvl U!,'^ zu !.'^>,!lu.nchtigen haben,
daß noch für den Pcnsionsfonds der Branweiler Anstalt 2000 Thlr., und zur Begrüudung einer neuen
Blindeu-Anstalt 10,000 Thlr. zn zahlen sind, wenn die ans dem zwölftenProvinzial-Landtage beschlossenen
Bewilligungen die landesherrlicheZustimmung erhalten und fortlaufend jährlich aus dem Fonds zu entrichten
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sind, 400 Thlr. zur Verbesserungder Gehälter der Archivare in Düsseldorf und Eoblenz, sodann 400 Thlr.
zur Nenninerirung der Archivar-Gehülfen, und bis zum Jahre 1862 jährlich 200 Thlr. zur Vervollstän-
diguug der Archive.

3tcchn „ ngs - Auszug
über die bei der Rheinischen ProUlNMl-HnlfMsscverwaltetenSpczialfondszur VcrfiiWm,der Pwuinzialständc.

E in n a h IN e.

18 57.
1. Rechnuugs-Bestand °x 1856 ..............
2. Antheil am Zinsgewinne der Rheinischen Provinzial-Hülfvlasse ,>rn ,850
3. Antheil an der Zinsen-Uebcrweisnng der Köuigl. General-Staatskasse
4. Zinsen von !.!,431'/. Thlr. in Staatsschuldscheinen......
5. Zinsen von der Hülfstasse für die Baar-Bestände ......
0. Erstattung früher gezahlter Reisekosten des Archivraths Beyer . .

Summa der Einnahme
Ab die Ausgabe

Bestand Ende 1857
1858.

1. Antheil am Zinsgcwinne der Rheinischen Provinzial-Hülfstasse i„<, 1857
2. Zinsen von 11,431'/^ Thlr. in Staatsschuldscheincni»'c> i. Seinester .
3. Für verkaufte,!Antheil eines StaatsschnldscheinS- - - ......
4. Zinsen-Ueberweisnng der KöniglichenGeneral-Staatskasse . . . .
5. Zinsen von 1 !,425 Thlrn. in Staatsschuldscheineni»'" n Semester .
0. Zinsen von der Hülfslasse für die Baar-Bestände .......

Summa der Eiuuahme .
Ab die Ausgabe .

Bestand Ende 1858 .
Ausgabe n.

18 5 7.
1. Schlußzahlung auf das Kloster St. Martiu.
2. Gchalts-Zulägc der Archivare .....
3. Remuueratioucu der Archivar-Gehülfen . .
4. Für die Archiv-Bibliotheken......

1858.
1. Gehalts-Zulage der Archivare .....
2. Remuneration der Archivar-Gehülfen. . .
3. Für die Archiv-Bibliotheken......
4. Für das mittelrheiuischeNrtnndenbuch . .
5. Für die Elisabeth-Stiftung zn Düren . .
6. Verlauster Antheil eines Stnatsschnldscheins

Summa der Ausgab

Summa der Ausgabe

S e t r a a

i» Vanr in Stnnts-
schuldscheinci!,

tülr, S«r, Ps l Thlr, S»r, Pf,

4404
4<19

0?
400
2!0

?0
9938
2492

> ,43,,

>43!

71 10

5080
^00

50
199
225

3, 0

0
4
8

2^

13^12!
2900 !

9! 3

1031

1500
400
392
200

9, 3

23

2492 23 4

400 —
400 ----
200 ___!
300 — —

1600
6 7

2900 j —!

!43l

6
l 1425

?! 6

0

Bemerkung: I»,o 1858 sind die Zahlungen, welche i'nztnumer.-»,.»» geschehen,
geleistet, ebenso sind die l»o«. 5 und 6 der Einnahme noch nicht erl

Köln, den 5. December 1858.
An den KöniglichenOber-Präsidenten der Nheinprovinz,

Herrn von Pomm er-Esche, Hochwohlgcborenzn Eoblenz.

theilw
oben.

eise noch
7, 6

nicht
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Ällerdurchlauchtigster priiy!
^llergniidigster Uegeut und Herr!

6) Gemewde-sshoussce von Den treugchorsamstcnStauden des RheinischenLandtages ist von einem Abgeordneten ans
Coblenz nach AIs. ihrer Mitte der Antrag gestellt worden:

Ew. Königliche Hoheit allernnterthänigst zn bitten: den Theil der Moselstraße von Coblenz über
Cochemnach AIs, soweit dieser im Znsammenhange in einer Gesammt-Länge von 10,342 Ruthen mit
einem Kostenaufwandevon 147,190 Thlrn. durch die Kreise Cochemund Zcll fertig gestellt ist, jetzt
schon auf den Bezirksstraßen-Fonds zu übernehmen, und den Kreis Coblenz, welcher bis jetzt nicht
einmal einen Anfang zum Baue dieser Prämienstraße gemachtbat, zur Erfüllung seiner Verbindlichkeit
anhalten zu wollen.

Obgleich es Prinzip ist, eine Straße nur dann ans den Ctat des Bezirksstraßen-Fonds zu über¬
nehmen, wenn solche in ihrer ganzen pramiirtcn Länge fertig ist, so erlauben sich doch die treugehorsamstenStände:

in Anbetracht, daß es für die Kreise Cochem und Zell eine Härte sein würde, die Anfnahme deren
fertiger Strecke so lange zu beaustanden, bis der Kreis Coblenz, der bis jetzt nicht einmal einen
Anfang zum Baue gemachthat, seiner übernommenen Verbindlichkeitnachgekommen ist, und

in Erwägung, daß die genannte Strecke eine zusammenhängendeLänge von 5'/. Meilen bildet,
Ew. KöniglicheHoheit allernnterthänigst zn bitten:

die Aufnahme desjenigen Theiles der genannten Moselstraße, welcher von den Kreisen Cochem und
Zcll in einer zusammenhängendenLänge von 10,342 Ruthen fertig gestellt ist, in den Etat der Be¬
zirksstraßenvon Coblenz Allergnädigst befehlen zu wollen.

In tiefster Ehrfurcht ersterben «.
Düsseldorf, dm 21. December 1858.

Merdurchlaiichtigster Priiy!
MerguiidiMr Algen! und Herr!

7) Baukosten-Zuschußaus Die treugehorsamstversammelten Provinzial-Stände der Rheinprovinz haben in ihrer dies-
V«ztrksstraß°n-F°nbs fürdie jährigen Diät den Beschluß gefaßt, der Gemeinde Lorscheid im Kreise Neuwied einen Znschnß

'"' >" ' von 4000 Thalern ans dem rechtsrheinischenBezirksstraßen-Fonds zum Ausbau der Wiedbach-
Straße zu bewilligen.

Die Gemeinde Lorscheid ist ganz arm und nicht im Stande, die Baukosten der in ihrer Gemeinde
besonders schwierigenund kostspieligen Anlage, anch wenn die Staatsprämie gegeben wird, aufznbringen.
Die Anlage re«i,. Durchführung der Straße aber ist für das ganze Wiedbachthal von größter Wichtigkeit,
und nur durch Bewilligung des erwähnten Zuschussesmöglich.

Aus diesen Gründen empfehlendie trengehorsamstversammelten Stände ihren Beschluß der Aller¬
höchsten Genehmigung uud ersterben:c.

Düsseldorf, den 23. December 1858.



— 73 —

HllerdurchllluchtigsterPrinz!
HllerMdigstcr Negrnt und Herr!

Indem Ew. Königlichen Hoheit trengehorsamsteStände des dreizehntenRheinischenProvinzial- 8) Gemeinde-Chausseeuon
Landtages den Antrag mehrerer Insassen des BergischenLandes, die Uebernahme einer noch Kaijeiau über Fnclmgsborf
in Angriff zu nehmenden Prämienstraße von Knhlbach nach Niedergaul ans den Vczirksstraßen-""^°^"" "°^^
Fonds, nach erfolgter Fertigstellung, zn befürworten, der reiflichsten Erwägung unterzogen
haben, sind dieselbenzu der Ueberzeugunggelangt, daß der Ausbau dieser Straße nicht allein von dem
größten allgemeinenInteresse ist, weil durch denselbendie in jeder Beziehung zweckmäßigste Verbindnn gdes
Ober- und Niederbergischenhergestellt, sondern auch das fernere Aufblühen der localen Industrie des Berg-
und Ackerbauesin dortiger Gegend bedingt wird.

Das Zustandekommen dieser so nothwendigen Straße hängt aber zumeist davon ab, daß die
Garantie der Uebernahme auf den Bezirksstraßen-Fonds erfolgt, indem die von der Straße betroffenen
Gemeinden ohne diese Garantie zur Uebernahme des Bancs selbst mit Bewilligung einer noch so hohen
Prämie nicht zn bewegen sind.

Die treugehorsamsten Stände des dreizehnten Provinzial-Landtages unterbreiten demnach Ew.
KöniglichenHoheit die allerunterthänigste Bitte, nnter gehorsamsterBeifügung einer Denkschrift:

die Aufnahme der projcktirten Straße von Kaiserau nach Niedergaul respcctive Wipperfürth,
nach deren Fertigstellung in die Reihe der rheinischen Bezirksstraßen des Negierungs-Bezirks
Cöln huldreichstbewilligen zu wollen.

In tiefster Ehrfurcht ersterben:c.
Düsseldorf, dcu 23. December 1858.

Anlag

Denkschrift,
betreffeud

das Projekt einer directen Chaussee-Verbindung zwischenKaiserau und Niedergaul resp. Wipperfürth.
Referent: Graf von Nesselrode.

Die Herstellung einer Ehanssee (Kai serau-Wip verfürt her Straße), welche zu Kaiserau an
der Leppestraßebeginnt, an Kuhlbach, Frielingsdorf, Habbach, Eilen, Dierdorf und Dohrgaul sich hinzieht
nach Niedergaul, und hier in die bestehende Lindlar-Wivverfürthcr Straße einmündet, ist für unsere jetzige
Zeit, wo die Industrie überall die kürzesten und besten Communicationen aufzusuchenerheischt, falls ihre
fernere Gzistenz gesichert sein soll, ans zweifachem Gesichtspunktevon nicht zu bestreuenderNothwendigkeit.
Es ist diese Straßen-Verbindung nämlich von der größten Wichtigkeit:

1. für das allgemeine Interesse,
2. für die lokale Indnstrie.

Betrachten wir
1. das allgemeine Interesse,

so ist beim Anblick ans die Karte gleich einleuchtend, daß die hier projektirte Chaussee ein Mittelglied zur
Perbindung der ober- und niederbergischen Straßen-Netze abgiebt. Für das Oberbergischerücksich-
tigm Wir hier zumeist auf den zum Kreise Gummersbach gehörigen Canton Homburg, bestehendaus den

10
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Bürgermeistereien Wiehl, Nümbrecht, Drabenderhöhe und Marienberghausen, sodann auf den weiter östlich
gelegenen Kreis Waldbröl und den südöstlich gelegenen nördlichen Theil des Kreises Sieg. Das hierortige
Straßen-Netz mündet in zwei Punkten auf die Aggerstraße:

«. vermittelst der Wiehlstraße zu Wiehlmüuden,
I,. vermittelst der Engelstircheu-Drabeudcrhöher Straße oberhalb Engelstirchcn. Sodann kommt

in Betracht
o. die Overall)-Siegburgel Straße.

Die Agger- (Cölu-Olper) Straße nun steht bis jetzt durch zwei Straßen mit dem Niederbergischen
in Verbinduug; die eine führt

von Niederseßmarüber Gummersbach und Marieicheide (Born-Gummcrsbacher Straße),
die andere

von Gngelslnchen über Lindlar (Engelstirchen-Wipperfürther Straße)
nach Wipperfürth, uird vou hier aus bewegen sich beide verbunden über Hückcswagennach dem Nieder¬
bergischen.

Die hier von nns projettirte Straße würde eine dritte Verbindung der Ugger- (Cöln-Olper)
Straße mit Wipperfürth sein, welche ebenfalls in Engclslirchen beginnen, die neu angelegte, am 10. Nov.
1855 eröffnete, schöne Leppestmßcbis Kaiserau verfolgen uud von hier in der Gingangs angegebenen Rich¬
tung nach Wipperfürth gelangen würde.

Gs entsteht min zunächstdie Frage: Wird dieser dritte von nns hier projettirte Straßentmin vor
den bereits jetzt bestehendenbeiden solche Vortheile bieten, daß dessen Herstellung im allgemeinen In¬
teresse des Ober- und Niederbergischen— als von außerordentlicherWichtigkeit und selbst unbestreitbarer
Nothwendigkeit- mit aller Energie zn betreiben nnd zu fördern gerechtfertigt erscheint? Wir antworten
unbedingt mit: „Ja!" und wollen dies nachstehendkurz rechtfertigen.

Vergleichenwir daher znnächstdie projettirte Linie mit der bestehendenChaussee von Engelskirchen
über Lindlar nach Wipperfürth.

Nach den anliegenden Vermessungs-Arbeiten des Kataster-Controleurs Herrn BeUingroth zu
Drabeuderhöh — ausgeführt uud zusammengestelltauf Veraulnssung des Herrn FabrikbesitzersFriedlich
Engels zu Engelskirchen (resp. Barmen) — hat die bestehende Gngelskirchen-Lindlar-Wipperfürther
Straße von Engelstirchen bis Niedergaul eine Länge von 5268 Ruthen; dem gegenüber hat die von uns
projettirte Verbindung eine Länge von nur 50V Ruthen. Letztere ist demnach um 2L5 Ruthen — 13'/.
Minuten kürzer. Wären nun keine anderen Gründe bestimmend, so würde dieser scheinbar geringe Unter¬
schied nicht hinreichen, um den Bau einer im Ausbau 3000 Ruthen langen Straße, neben der bestehenden,
im allgemeinen Interesse rechtfertigen zu können. Aber wenn einerseits, wie später gezeigt wird, die
Interessen der lokalen Industrie in Rücksicht des Längenverhältnisses ein nicht zu bewältigendes
Gewicht zu Guusten der projettirten Linie in die Waagschaalc werfen, so wird andererseits auch im allge¬
meinen Interesse dieser geringe Längenunterschiedhier von sehr großer Bedeutung, wenn wir das
unbedingt wichtigereSteignngs -Verhältniß mit in Erwägung ziehen.

Bei Anlage einer Chaussee, bestimmt zur Verbindung des Oberbergischenmit dem Niederbergischen,
ist vor allen Theilen deren Hauptzweck im Auge zu halten. Je mehr die auf einer Straße zu bewe¬
genden Massen spezifischin's Gewicht fallen, um so weniger darf dies bei Straßenanlagen übersehen werden,
und da es nun unläugbar feststeht, daß zwischendem Ober- und Niederbergischendie spezifisch schwersten
Frachtmassenzu bewegen sind, so muß darauf gehalten werden, daß diese Bewegung vor allen unnöthiqen
Steigungen und gar Verlornen Gefallen bewahrt bleibe.

Das Niederbergischemuß die zur Vereitung von Eisen und Stahl in allen Verzweigungen im
Oberbergljchen nöthigen Steinkohlenmassen liefern, und dieses versendet als Rückfracht wieder die hier
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erzeugten Mengen rohen Eisens nnd Stahl. So finden wir bereits jclst in den Kreisen WipPerfürtb «um-
mersbach und Waldbröl - an der Sülze, Leppe, Agger, Wiehl, Bröl und an einigen andern tteium Neben¬
flüssen - eine Menge Etablissements,welche in Eisen nnd Stahl arbeiten und meist zu dereu Erzeugung bestimmt
sind, als: Hochöfen, Puddlings- uud Walzwerte, Gießereien, Hammerwerte, uud iu der Anlage eiue Gnß-
stahl-Fabnk - anderer Fabriken, die ebenfalls zu ibrein Betriebe eine nnqehenre Menge' Steinkohlen
bedürfen, nicht zu gedenken,und dürfen wir mit Sicherheit in diesen Richtungen als Minimum der aus
diesen Etablissements resultirendcn Frachtbewegungen5.- bis !>M,W<»Centner jährlich annehmen

Außerdem ist aus dem Betriebe der Landwirthschaftuud für denselben, ans dcnQiader- und Sand-
stembrüchenau der Leppe und zu Lindlar uud aus anderen Industrie- uud Handelszweigen eine Fracht-
beweguug von 2- bis 300,000 Centnern mindestens in Anschlagzu bringen, und dürfte die Nunahme einer
icchrlichen Frachtbewegnngvon einer Million Eentnern nicht zu hoch gegriffen sein

Die Bewegung dieser Frachtmassenkann demnach füglich als Hauptzweckder unsererseits projettirten
sowle der mit dieser concurrirenden fertigenStraßen betrachtetwerden. Die Fortschritteder Industrie - und
wir wollen vorläufig der Eisen-Industrie unser besonderes Augenmerk zugewandt halten ^ sowie die
Leichtigkeit der Transport- uud Communications-Mittel sind aber in heutiger Zeit derart gewachsen daß
mau mit Nothwendigkeitjeden, anch den kleinsten Vortheil ergreifen muß, der es ermöglicht/die Concurren'
größerer, oder für den Weltmarkt günstiger gelegener Etablissemcnts noch mit knapper Noth aushalten zu
können, und hierhin gehört denn auch namentlich jedes Mittel, welches die FrachtsäKeder obigen mit so
großem spezifischemGewichte belasteten Gegenstände zu ermäßigen im Stande ist.

Billige Frachtsätzeaber Haugen ab von der Beschaffenheitder die Bewegung der Frachtmassenver¬
mittelnden Straßen, und hier siud außer dem baulichen Zustande der Straßen an und für sich, namentlich
die Steigungs-Verhältnisse nnbestritten vom größten Einfluß.

Betrachten wir nun die Steigungs-Verhältnisse der von nns projettirten Straßen-Verbindung im
Vergleichezu deuen der Engelskirchen-Lindlar-Wipperfürther Straße, so stellt sich das Verhältniß zu Gunsten
der ersten Linie so cclatant, daß diese schon hierdurch altein als eine im allgemeinen Interesse drin¬
gend nothwendige Straße erscheinen muß.

Nach der vorhin erwähnten Bellingrath'schcn Vermessung, .'<>«,., vergleichendenZusammenstellung,
habcu wir auf der besteheudcn Engclstirchen-Lindlar-Wipperfürthcr Straße im Ganzen"

ein Steigeil von !254'/, Fnß, und
ein Fallen von ?4l Fuß.

Auf der von uns projettirten Verbindung vou Eugelstircheu Über Kaisern«, Frielingsdorf und
Dohrgaul habeu wir dagegen

ciu Steigen von nur 756'/. Fuß,
ein Falleil vou nur 244'/, Fuß,

also auf der ersten Linie ein Mehr
im Steigen von 497'/, Fuß,
im Fallen von 49« ^ Fuß.

Demnach hat jede Linie ein Verlornes Gefalle von sehr nahe 500 Fuß auf stark 2'/, Meilen, wo¬
durch bei der Verdoppelung im Steigen und Fallen i"-» laufende Ruthe eine Mehrsteigung vou ,>i»t>-. 2'/,
Zoll dargestellt wird.

Erwägt man nun, daß dies auf einer Länge von beiläufig 2'/, Meilen stattfindet, so wird es
Wahrlich nicht als Uebertreibung erscheinen, wenn wir behaupten, daß dadurch der Frachtsatz für jeden
Centner um mehr als Einen Sgr. verthenert ist; und nehmen wir nuu die hier zu bewegendeGütermasse
für die Gisen-Industrie, wie oben geschehen, jährlich zu 600,000 Ctnr, an, so repräsentirt dies für die Gisen-
gewerker des Ober- und Niederbcrgischeneinen Frachtverlust von nicht weniger als 20,000 Thlr. jährlich.

10*
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Wir wollen jetzt die beiderseitigenSteignngs-Verhältnisse auch noch im Einzelnen vergleichen; die
Vortheile auf der projettirten Verbindung werden dadurch noch anschaulichersich herausstellen.

Der projektirte Straßentrain benutzt von Gngelstirchen bis Kaiserau die neue Leppestraßeund ver-
länft hier iu fast ebenmäßiger Steigung ans der Thalsohle. In Kaiseran liegt die Straße nicht volle 200
Fuß höher als in Engelstirchen; ihre Länge von hier bis dort beträgt 92 Minuten, « 20 Ruthen, also im
Ganzen 1840 Ruthen. Es hat demnachdieser Theil der projektirtenVerbindung eine durchschnittliche Stei¬
gung von 1,/ !»-<, Ruthe.

Sodann finden wir weiter von Kaiserau über Frielingsdorf, Habach, Dohrgaul bis Niedergaul ein
Steigen ro»!». Fallen

von 5 bis 5,5 Zoll Pin Ruthe auf eine Länge von 550 Ruthen,
4 4 °>15

''? «

" ,/ ^/4 ,, „ „ ,, „ „ „ 4010
^ » ^>> » „ » » „ ,, „ 88<1
^ „ ''/» » » ,, „ « » „ 12^)

3155 „
dazu von Engelskirchen bis Kaiserau mit durchschnittlich 1 „" i" »>Ruthe auf 1840

Summa der Länge: 4995 Rutheu.
Dem gegenüber finden wir auf der bestehendenStraße von Engelstirchen über Lindlar bis Nieder¬

gaul eiu Steigen >'«»i'. Fallen
von 8 bis 8„ Zoll pro Ruthe auf eiue Länge von 795 Ruthen,

/? 7„ » 7,4 //
?l 6 » «,. »
„ 5 »/ ^,<> „
» 4 » 4,. ,»
,/ ,^> » ^,vz /»
» I „ 2 , „
/» 1 /» ll »
» 0 » 0„ »

»^ /» // 15
^ „ „ 1440
„ „ „ 450
/? ,/ »/ 0ti3
// /» // 295
,/ „ „ 430
,»

//
// 490

690

Summa: 5208 Ruthen.
Aus dieser Uebersicht ersehen wir, daß sich auf der projcctirten Linie 3855 Nutheu, also beinahe 2

Meilen, finden, mit einer Steigung von 0 — 2„ Zoll pr. Nnthe — die also fast als eben zu betrachten
sind, — wo hingegen die bestehende Straße nur 1010 Ruthen — also 2214 Nnthcn weniger — nachweiset
mit der noch immerhin etwas ungünstigem Steignng von 0 — 3" vr. Ruthe.

Auf der projcctirten Liuie erreichenwir nirgends das für den jetzigenChansseebangesetzlichehöchste
Normalmaaß von 0" Steignng vr. Ruthe, wohiugcgen wir auf der Engelstirchen-Lindlar-Wipperfürther
Linie 2250 Ruthen finden, welche über diese normalmäßige Steigung hinaus gehen und zwar bis zu 8„"
pr. Ruthe.

Endlich haben wir auf unserer Linie in der dem höchsten Normalmaaß am nächsten kommenden
Steigung nnr 705 Ruthen — sie haben 4 — 5,«" Steignng pr. Ruthe, — währeud die bestehendeStraße
über Lindlar 1113 laufende Ruthen mit dem durchgängig noch schlechter« Steigungs-Verhältniß von 4 big
0" pr. Ruthe uns bietet.

Wir überwinden schließlich die beiden Wasserscheidenauf den in den Straßenrichtungen durchaus
niedrigst gelegenenPunkten, nämlich zwischen Agger resp. Leppe und Sülze vermittelst des niedrigen
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Bergsattels zu Frieliugsdorf; zwischen der Sülze und dem Gaulbache bei Dohrgaul; wohingegen die
bestehende Straße die höchsten Pnnltc der Wasserscheiden als Uebergangspnnktesich zum Ziele genommen
hat. So kommt es denn, daß die Uebergangspnnlte der Wasserscheideneinen so großen Abstand zeigen;
Fnelmgsdorf nämlich liegt stark 200 Fnß niedriger, als die gegenthciligeWasserscheide zwischen Engclstirchcn
und Lindlar; Dohrgaul liegt an 90 Fuß niedriger, als die dieser entsprechende Wasserscheide Grünenberg. —
Wir haben daher mich ans dem hier projeetirten Straßcutrain im Winter bei Schnecstürmen «. ein nur
äußerst selten vorkommendesnnd dann gewiß unerheblichesHcmmniß des Verkehrs zn befürchten, während
dies andererseits bekanntlichkeine große Seltenheit nnd oft mit erheblichenNachtheilen für Gewerbe und
Verkehr verbunden ist.

Wenn wir vorstehendden anf Thatsachen und Zahlen gegründeten Beweis geliefert haben, daß die
von nns projectirte Straßenverbindung — der jetzt bestehenden Straße von Engelstirchcn über Lindlar
nach Wipperfürth gegenüber — die größten Vortbeile für den zwischen dem Ober- und Niederbergischen sich
bewegendenVerkehr bietet, nnd in Folge dessen im allgemeinen Interesse eine Nothwendig¬
keit ist: so ist dieser Beweis noch leichter, wenn wir die projectirte Straße mit der Born-Gummersbacher
Staatsstraße von Niederseßmarbis Wipperfürth vergleichen.

Zu dem Ende aber müssen wir als End- und Anfangspunkte der beiden gegenüberstehenden Straßen¬
trains Wiehlmünden und Wipperfürth annehmen, indem ersterer Ort, als Nerbinduugspuntt der Agger- und
Wiehlstraße, den Verkehr ans dem Hombnrg'schen, dem Siegen'schen nnd dem Kreise Waldbröl ab- und
zuführt, und selber dann über Wipperfürth mit dem Niederbcrgischcnvermittelt wird.

Was das Längenverhältniß anbetrifft, so haben wir in der Richtung
1. der Born-Gummersbacher Straße

») von Wiehlmünden bis Niederseßmar ............ 2430 Ruthen
I,) von Niederseßmarbis Wipperfürth ............ 0240 „

Snmma 8670 Ruthen.
2, über Engelskirchen, Kaiseran und Dohrganl

») von Wiehlmünden bis Engelslirchcn ....... 1870 Nnthen
>.) von Engelstirchen bis Kaiseran ......... 1840 „
«) von Kaiseran bis Wipperfürth ........ . 3495 „

Summa 7205 Ruthen.

Die projectirte Linie ist also kürzer um ............... 1405 Ruthen
und spricht dieser große Längen-Unterschied gewiß mächtig zn Gunsten der letzteren Linie.

Die Steigungs-Verhältnisse sind dabei ebenfalls bei Weitem ungünstiger, als auf der unsererseits
projeetirtenLinie, indem zwischen Fricdrichsthal und Scßmar, zwischen hier nnd Gnmmersbach, sowie zwischen
Gummcrsbach nnd Kotthauserhöhuoch lauge Strecken sich finden, die über das Normalmaß von 0" Steignng
pro Ruthe hinaus gehen, nnd sogar 8" pro Nnthc und mehr erreichen.

Zudem liegt der höchste Punkt jener Straße zwischen Kotthauserhöh und Marienheide nm mehr als
160 Fnß höher, als die höchste Wasserscheide der projeetirten Linie zu Dohrgaul; jeue Straße führt dort
eine lange Strecke über eine kahle, nackte Haide, liegt dadurch bei ihrer außerordentlichenHöhenlage im
Winter ganz ungeschütztnnd in Folge dessen ist der dorthin sich bewegende Verkehr zur Winterzeit den
erheblichsten Stockungen nud Nachtheilen ausgesetzt. Die projectirte Liuie hingegen kann als vollständige
Thalstraße betrachtet werden, da die beiden zn übersteigende»Bergsättel, die zudem mit kurzer Strecke
Übergängen werden, eben in Folge ihrer niedrigen Lage znr Winterzeit noch vollständig vor Stürmen
geschützt sind.
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Es ist demnach klar, daß der hier projectirte Straßentrain, sowohl in Rücksicht des Steigungs- als
des Längen-Verhältnisses auch der Born-Gummersbacher Straße gegenüber die größten Vortheile bietet,
und ist es unsere innerste Ueberzeugung, daß die Frachtersparniß hier von nicht minderem Belange ist, als
die oben beschriebene,der Engelskirchen-Liudlar-Wipperfürther Straße gegenüber.

Also auch hier wieder für das allgemeine Interesse die größten Vortheile, und
somit die Forderung der baldigsten Ausführung dieses Projcctes gerechtfertigt.

Es könnte indessen immerhin noch die Frage entstehen — nnd dieselbe hätte ein vollkommenes
Recht — ob znr Verbindung des Niederbergischenmit dem Oberbergischcn, und zwar zwischen Wipperfürth
und der Aggerstraße,nicht eine noch günstigere Richtung gefunden nnd eingeschlagenwerden könnte? —
Wir dürfen hier ein nnbedingtes „Nein" anssvrechen, nnd ist ein einziger Blick ans die anliegende Karte
hinreichend, um unser Projeet als Thalstraße und als die kürzeste Verbindung in's klarste ,^icht zu stellen:
so dürfen wir auch dreist behaupten, daß unser Projeet gerade die allcrniedrigsten Uebergangspnntte auf der
zwischen Agger nnd Wnppcr sich hinziehendenlangen Wasserscheide eingeschlagen hat. Demnach können wir
in vollster Wahrheit behaupten: Es kann durchaus keiue günstiger gelegene Straße in der
angegebenen Richtung geb ant werden; in ihr liegt die einzig richtige Verbindung des Ober- und
Nicdcrucrgischcn.

Schreiten wir jetzt zur Darstellung der Wichtigkeitund Nothwendigkeitder Straße
2. in Rücksicht ans die locale Industrie.

Hier tritt uns mm zunächst die große Gewcrbthätigkeit des Leppethales entgegen. Seit Jahrhun¬
derten ist hier die Eisen- und Stahlfabrikation heimisch,und unter allen Wechselfällender Conjnncturen im
Verhältniß zu andern Gegenden in schwunghaftemBetriebe stetig fortgeschritten. Dennoch würde bei der
allwärts immer mächtiger anschwellendenConcurreuz ihr Verfall unausbleiblich herangereift sein, wenn
nicht — Dank der Fürsorge der hohen nnd höchsten Behörden! — dnrch den Bau der Leppe-Chaussee
zwischcu Engelskirchennnd Marienheide, ihre Konkurrenzfähigkeitwieder gehoben worden wäre.

Vor dem Bau dieser vor 2 Jahren fertig gewordenen Straße bestanden bereits im Leppethale, und
zwar im nntern Theile desselben, von Engclskirchenbis oberhalb Gimborn ^- eine Strecke von etwa 3200
Rnthen — nicht weniger als

18 Hammerwerke,
4 Pulverfabriken,
2 Papiermühlen,
4 Fruchtmühlen,
7 Knochenstampfen
3 Loh- und Oehlmühlen und
1 großartige Banmwollspinnerei und Zwirnerei (in Gngelskirchen) — im

________Ganzen also
39 industrielle Etablissements, welche damals schon eine jährliche Ab- und

Znfuhr an Rohmaterial nnd Fabrikaten von mehr als 120,000 Centnern erheischten. Seit Herstellung der
Leppestraßeaber hat sich diese Industrie sicher um mehr als das Dreifache, ja bis zum Vierfachen und
darüber gesteigert. Beispielsweiseführen wir mir an:

Das Comit« für den Bau der Leppestraßehatte damals für die Pulverfabriken eine jährlicheFracht-
vewegung von 320,000 Pfund verrechnet,und jetzt haben diese contractlich mehr als 6000 Centner fertiges
Fadrlkat mhrlich zu liefern. - Die Kuochenstampfenwaren zu je 12,000 Pfund jährlicher Frachtbewegung
veranschlagt, also sämmtliche7 Gewerte zu 84,000 Pfund, und jetzt haben nachweislichdie Knochenstampfe

^^!!^ ^ ^/^ b"" Bau der Leppestraßezu Hütte neu erbaute im vorigen Jahre allein mehr
als 300,000 Pfund Knochengestoßen.
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Wir können nun zwar nicht in so bestimmtenZahlen die Zunahme der aus den Hammerwerken«.
resultirenden Frachtbewegnng angeben: allein bei der seit den letzten Iahreu iu so schwuughafterZunahme
begriffenen Eisen-Industrie machen wir uns sicher keiner Uebertreibung schuldig, wenn wir ihre jetzige Fracht¬
bewegnng auf das Dreifache des frühern Anschlagssteigern.

Nun siud aber gleichzeitigmit dem Bau der Leppestraßenoch 2 neue großartige Puddliugswerke,
gleich unterhalb Kaiscran entstanden, welche jetzt schon mindestens 50,000 Centner fertiges Fabrikat jährlich
versenden. Hierzn sind erforderlich gegen 60,000 Centner Rohmaterial und gegen 100,000 Centner Stein¬
kohlen. Ihre alleinige Frachtbewegungbeträgt demnachjährlich gegen 210,000 Ccntner, und da dieselben
ihren Betrieb von Tag zu Tag noch erweitern, so werden binnen Kurzem diese Zahlen lange nicht hinreichen,
um ihre Frachtbewegungauch nur zur Hälfte zu bestimmen.

Außerdem entstehenan den noch uubeuutztcn Gefallen immerfort neue Gewerkeund die bestehenden
werden erweitert und zu großartigem, dem jetzigenStandpunkte der Ciseu-Iudustrie entsprechenden Eta¬
blissementsumgeschaffen. Wir führen zu dem Ende nur au, daß der Besitzerdes neuen Puddlingswcrtcs
Neu-Remscheid an der Leppe, Herr Kochenrath, ein 20 Minuten oberhalb Kaiscran befindlichesHammer¬
werk nicht nur in großem Maße erweitert, sondern dort selbst augenblicklichauch mit Anlage einer Guß-
stahlfabrik und einer Feilenhanerei beschäftigt ist, sowie ferner, daß die Herren Harkort u. Comp.
gleich oberhalb Engelskirchenneben der Aggerstraßeein neues Hütteuwerk im großartigsten Maßstabe
uud den neuesten Anforderungen der Industrie entsprechend, anlegen und bereits binnen einigen Wochen in
Betrieb setzen. Die Frachtbeweguugdieser beiden letzter« Gewerkedürfte wohl sicherlich nicht unter 500,000
Centner jährlich zu verrechnensein.

Nun entsteht die Frage: Welche Vortheile zieht die hier beschriebene locale Industrie aus der
Anlage der von uns hier projectirten Chaussee?

Hier ist nun zunächst darauf zu achten, daß sämmtliche znm Betriebe erforderlichenSteinkohlen
aus dem Nicderbergischcn und Märkischen, mithin über Wipperfürth bezogen,die fertigen Fabrikate aber zu
mindestens '/- bis '/, nach eben diesen Gegenden versendetwerden.

Die jetzige Straßenverbindung des Leppethales mit Wipperfürth zieht sich bekanntlich über die
Leppestraße aufwärts bis Marieuheide und von hier über die Born-Gummersbacher Straße nach Wipper¬
fürth. Die Entfernung nun beträgt

») von Kaiserau bis Marieuheide ................ 2867 Ruthen
1,) von Marienheide bis Wipperfürth ............... 3140 „

in Summa also 6007 Ruthen
oder 3 Meilen stark.

Wir projeetirm nun eine directe Verbindung von Kaiserau nach Wipperfürth und haben
nach der Vermessungdes Kataster-Controleurs Herrn Belliugrath eine Entfernung

») von Kaiserau über Dohrgaul mich Niedcrgaul ...... 3155 Ruthen
1>) die fertige Straße von Niedergaul nach Wipperfürth . . . 340 „_____

in Summa also 3495 Ruthen.

Demnach ist die hier projectirtedirecte Verbindung um nicht weniger als ..... 2512 Ruthen
oder stark 1'/. Meile kürzer, als die Straße von Kaiseran über Marienheide nach Wipperfürth.

Dieser bedeuteude Vortheil kommt natürlich allen Etablissements von Kaiseran abwärts bis Engels¬
kirchen vollauf zu Gunsten; alle Gewerke von Kaiserau aufwärts im Leppethaleparticipiren indessen nur
insoweit an diesem Vortheile, als sie näher bei Kaiserau denu bei Marienheide gelegen sind. Nuu liegt
aber die Mehrzahl der Hammerwerke,die beiden Puddliugswerke, die beiden Papierfabriken :c. zu uud eben
unterhalb Kaiserau, uud repräsentiren diese sicher, in Folge des großartigenVerkehrs der Puddclwcrke, gegen
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'/, der sämmtlichenFrachtbewegung. Und da die oberhalb Kaiserau liegenden Gewcrte, eben wegen der
Wasserkraftder Leppe, beinahe sämmtlichin der untern Hälfte der Straße zwischen Kaiserau und Marien¬
heide liegen — die Bürgermeisterei Maricnheide hat nur 1 Frucht- und 2 kleinere Knochen-und 2 Ochl-
mühlen — ; so genießen diese sämmtlich mehr oder minder die Vortheile des projcctirten Straßentrains.
Wir wollen diese Vortheile einzeln nachweisen,und nehmen bei Berechnung der Entfernungen die Nummer¬
steine der Leppestraße, neben welchen die GeWerke sieben, zur Maßgabe.

Nnmmcl-
stcinc

der Leppe-
snasie.

.1?.

Etablissements.

Entfern»!!!; von
Kaiser«!! bis
WiMrsüith

über

Wann,-
beide.
Ruthen,

diep>ojcct,
Stiasie.
Üluthcn,

Nlso näher
auf der
projec-
tirten

Stiaße.
Ruthen.

0,92
0,07
4,04
4,09
4,l5

1,19
1,25
1,40

4,50

Kaiserau, 2 Hammerwerke(Osberghaus) .......
2 Hammerwerke (H. Höver) ............
2 do (Chr. Ufer u. Wwe. Wahlscheid) . . .
1 do (Gust. Osberghaus).........
4 do und 4 Gußstahlfabrik nnd Feilenhaucrei in der

Anlage (I. A. Kochenrath)..........
'1 Hammerwerk (Gebr. Honsbcrg)..........
Magazin der 4 Pulverfabriken (Karthaus u. Bausenberg) .
Unbenutzte schöne Gefalle und Abgang zu dem Gimborner Hämmern,

Fruchtmühle und Knochcnstampfe(Graf zu Stolberg . .
Abgang zum Nordheller Hammer (Chr. Ufer)......

6007 3495
590? 3595
576? 3735
5667 3835

5547 3955
5467 4035
5347 4455

5047 4455
4847 4655

2542
2342
2032
4832

4592
4432
4492

592
492

Ans dieser Uebersichtersehen wir, daß für mehr als "/„ der gesammtenLeppe-Industrie durch
Anlage der projectirten Straße die größten Vortheile erwachsen.

Aber, könnte man fragen, warum hat man denn die Leppestraßenicht gleich von Engelslirchen
über Kaiserau und Frielingsdorf nach Wipperfürth gebaut? Die Antwort liegt indessen nahe. Es liegen
oberhalb Kaiserau immerhin noch die vorgenannten GeWerke, und weiter aufwärts sind deren noch 7, wenn
auch kleinere, von denen 5 in der Bürgermeisterei Marienheidc. Alle diese aber mnßten durch Anlage der
Leppestraßedem Verkehr erst eröffnet werden. Daher mußte zuerst die Richtung über Marienheide festge¬
halten werden, und dies um so mehr, als man damals, wie bekannt, die Wetterführung der Leppestraße
über Maricnheide hinaus, direkt zur Volmestraßebeabsichtigte,und auch jetzt noch diesen, im größten Inter¬
esse des Leppethales liegenden Anschluß an die Volmestraße betreibt, welcher Zweck indeß bisheran dnrch die
Renitenz der im RegierungsbezirkArnsberg liegenden, betreffendenGemeinden leider noch immer nicht hat
erreicht werden können und daran bis jetzt gescheitert ist, woran wichtige Straßen-Anlagen leider so häusig
noch scheitern; wir meinen: die Nichtbefriedigung aller Sonder-Interessen.

Jetzt aber, wo die Leppestraßegebaut, ist die hier projcetute, direkte Straßeuvcrbinduug mit Wip¬
perfürth für die hiesige Local-Indnstrie ebenso nothwendig, und wir möchtenbehaupte», noch noth¬
wendiger, als sie wichtig ist für das allgemeine Interesse. Soll die hiesige Industrie die Concm-
renzfahigkeitmit andern für den Weltmarkt in Folge von Eisenbahnen nnd andern Begünstigungen besser
und vortheilhaftcr gelegenenEtablissements auch fernerhin nnd andauernd behalten, so müssen unbedingt
mit aller Energie die auf stets bessere und auf die besten Communicationsmittel gerichtetenBestrebungen
rastlos bis zu ihrer Verwirklichung verfolgt werden.
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Nehmen wir nun die Frachtbewcgung der hiesigen Industrie in der Richtung nach nnd von Wipper¬
fürth zu jährlich nur 200,000 Ctr. au — uud sie ist in beständiger Zunahme begriffen — nnd erwägen,
daß schon durch die kürzere Entfernung bei Anlage der projectirteu Straße an jedem Ctr. mindestens Gin
Sgr. Frachtersparniß gcwouuen wird, so liegt die Nothwendigkeitder Straße auch iu dieser Beziehung auf
der Hand.

Man könnte uns jedoch entgegnen, daß trotz der kürzeren Entfernnng die Frachtersparniß nicht so
bedeutend wäre, für deu Fall nämlich, daß die Steignngs-Verhältnisse in der Nichtuug auf Marieilheide
besser wärm, als über Frielingsdorf uud Dohrganl. Hierüber kurz dieses:

Wie wir schou oben geseheu, hat der projectirte Traiu auf einer Länge von 5»i»<» Ruthen seine
höchste Steigung, nämlich 5" bis 5„" pr. Ruthe, hiermit ist die höchste Wasserscheide bei Dohrgaul erreicht.
Vou Dohrgaul uach Wipperfürth beträgt die Steigung ««l'- Neigung nur 4,," pr. Ruthe auf >!<» Nutheu
Länge und 2" bis 2,/ pr. auf 20 laufende Ruthen. Im Uebrigeu verläuft die Straße fast eben. Nun
fiudeu wir auf der Leppcstraßc unterhalb Marieuheide eine eben so ungünstige Steignng und zwar auf
längerer Strecke, als zwischen .Naiseranund Dohrgaul; hingegen von Maricnheidc abwärts nach Wipper-
fürth ist das Verhältniß auf der Born-Gummersbacher Straße bei Weitem ungünstiger, als von Dohrgaul
nach Wipperfürth.

Und angenommen, daß wir in der Richtung von Kaiserau nach Wipperfürth auf beiden concur¬
rirenden Linien eine gleich günstige Steignng haben, so ist dieselbe indeß in der umgekehrtenRichtung von
Wipperfürth nach Kaiserau auf der projectirteu Straße, trotz der kürzen: Entfernung, weit günstiger; und
da nun eben in der letztern Richtung dnrch den Bezug der Steinkohlen die meisten und spezifisch schwersten
Frachten für die hiesige Industrie zn bewegen sind, so steht die projectirte Straße anch in dieser Beziehung
bei Weitem im Vortheil.

Endlich ist nicht zn übersehen, daß der höchste Puukt der Straße in Marienheide gegen 100 Fuß
höher liegt — uach Augabe der „Höhenmessungvon v. Dechen"; ^ als der höchste Punkt der Straße bei
Dohrganl, wodurch für deu Verkehr zur Wiuterzcit wieder der letzter» Liuie eiu uuglcich güustigercs Ver¬
hältniß gesichert ist.

Uud so gelaugen wir denn zu dem Schlüsse: daß die hier projectirte Straße von Kai¬
serau über Frieliugsdorf und Dohrganl nach Niedergaul in jeder Beziehung ebenso¬
wohl für die hiesige Local-Industrie, wie nicht minder für das allgemeine Interesse eine uicht uur
vortheilhafte, souderu auch eiue durchaus uothweudige Straße ist.

Wir könnten unsere Denkschrifthiermit schließen, sehen nns indeß veranlaßt, noch ein Verhältniß
näher zu berühren.

Es ist eine allgemein bekannte Thatsache, daß, sobald irgeud eine Straßen-Anlage projectirt wird,
auch die Souder-Iuteresseu sich geltend machen, und ist es uicht zu läugueu, daß diese uicht immer ohne
Berechtigung sind, falls sie nämlich dem wahren und eigeutlicheuZwecke des Projectes uicht eutgegeu siud.
Um so mehr nuu fühlen wir nns verpflichtet, auf eiu Nebeuvroject des unsrigen zurück zu kommen,
als dasselbeeinerseits den erkannten, vorstehendbeschriebenen Zweck einer zwischen Kaiseran und Niedergaul
?e«I». Wipperfürth auzulegeudeuStraße durchaus uicht zu erfülleu im Stande ist, und als demselben anderer¬
seits, namentlich von der Gemeinde Lindlar, dennocheiue gewisse Protection iu Aussicht steheu dürfte.

Dieses Nebeuvroject nuu beabsichtigt, eine Verbindung zwischen Kaiserau uud Wipperfürth dadurch
herzustellen, daß mau uuser Projcct vou ersteremOrte bis Frieliugsdorf beibehält, von hier ab aber das¬
selbe verläßt uud durch das Sülzthal abwärts nach Steineubrück baucu will, um hier schon iu die Engels-
kircheu-Liudlar-Wipperfürther Straße eiuzumünden.

Bei dieser Verbindung wären im Ganzen «!>«-> < WO Ruthen auszubauen, wohingegennach uuserm
Projecte, Wie schon erwähnt, 3155 Rutheu gebaut werden müssen. Jenes Project fällt ganz iu die Bürger-

11
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meistere! Lindlar; unser Project hingegen berührt mit start 1000 Ruthen die Bürgermeisterei Lindlar, mit
eii-eu 1700 Ruthen die Bürgermeisterei Klüppelberg und mit den bleibenden 450 Ruthen die Bürgermeiste¬
rei Wipperfürth.

Die Anlagekostenwären bei Ausführung jenes Projectes natürlich weit geringer; allein dennoch
können wir, die wir bei der hiesigen Local-Industrie besonders stark betheiligt sind, uns für dasselbe nicht
sonderlichinteressiren, nnd zwar eben darum, weil dadurch der Zweck nicht erreicht würde, der nach unserer
innigsten Ueberzeugungbei einer Straßenvcrbindung zwischen Kaiserau und Wipperfürth sowohl im allge¬
meinen Interesse, als in dem der Local-Industrie verfolgt werden muß.

Unser Projeet beabsichtigteine Verbindung mit Wipperfürth, die auf dem möglichst kürzesten
Wege soviel als nur irgend möglich auch in der Ebene verläuft. Und diese Forderung mnß
unbedingt, aus den mehrfach angegebenen Gründen, festgehalten werden, weil anders die beabsichtigte
Frachtersparniß für die zu bewegende,:schweren Lasten durchaus nicht erzielt werden kann.

Nnn haben wir nach dem gegentheitigenProjecte von Frielingsdorf — als dem Trennungspunkte
beider Projecte — bis nach Steinenbrück ................ 722 Ruthen;
von Steinenbrück die fertige Straße bis Niederganl — dem Punkte, wo beide Projecte

sich wieder vereinigen, ..................... 2120 „

also von Frielingsdorf über Steinenbrück nach Niederganl..........2842 Ruthen;
dagegen unser Project über Dohrgaul nach Niedergaul nur ..........2750 „

Unterschiedalso 92 Ruthen.
Hätte man bei einer Straßenaulage nur das Längenverhaltuiß zn berücksichtigen,so würden wir

uns unbedingt der Verbindung nach Steineubrück anschließen, eben weil hierbei nur die Anlagekostenfür
stark 1100 Ruthen zn bestreikn wären, wohingegen nach nnserm Projecte die Bautosten für mehr als 3100
Ruthen aufzubringen sind. Es könnte der geringe Unterschied von 02 Ruthen den Mehrkosten-Aufwand
nicht rechtfertigen.

Allein betrachten wir das Steignngs-Nerhältniß beider Linien, so stellt sich die Sache ganz anders.
Nehmen wir dasselbeerst im Allgemeinen und vergleichendie beiden Wasserscheiden, so haben wir nach dem
gegentheiligen Projecte dieselbe zu Grüncnberg, nach dem unsern zu Dohrgaul. Nach von Dechen's
„Höhemnessnngen"liegt jene an sich schon um 110 Fuß höher als diese; nach den Messungendes Kcitaster-
Eontrolenrs Bellingrath aber beträgt der Unterschied nur 00 Fuß. Letztere soll augenblickttchhier maß¬
gebend sein, obschouersterer Angabe anch das bei Anlage jener Straße aufgenommene geometrische Nivelle¬
ment zu Grunde liegen soll.

Der Tiefpunkt der Straße liegt nach dem gegentheiligcn Projecte zu Steinenbrück, nach dem
nnsrigen 300 Ruthen nördlich von Frielingsdorf im Sülzthal, nnd jener liegt wiederum um 78 Fuß
niedriger, als dieser. Wir haben also auf jener ein Verlornes Gefalle

». zwischen Frielingsdorf und Steinenbrück ein Fallen von ..... 78 Fnß,
1>, „ Steinenbrück und Grünenberg ein Steigen von ..... 90 „
«. „ Grüncnberg nnd Niederganl ein Fallen von ..... . 90 „

im Ganzen also 258 Fuß,
was im Durchschnitt auf jede Längcnruthe eine Mchrsteigung von beinahe 2" i"<» Ruthe bedingt.

Nehmen wir das Steigungs-Vcrhältniß beider Projecte im Einzelnen, so finden wir zwischen Frie¬
lingsdorf nnd Niederganl folgende Steigungen:
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«. nach der Verbindung über SteinenbrüÄ:
1020 laufende Ruthen steigen 6" bis 6„" z,r» Ruthe.
590 « » » 5" » 5 " // »
170 ,/ » » 4" // 4 "^t/9 » »
190 « <, /» 3" /' » »»
170 ,/ « // 2 " » 2 "^,9 /» <»
38? // »' /^ 1" „ 1 " »» /»
235 « // /» 0 " " 0 " /, /<

2762 laufende Ruthen.

Nach dem anliegenden Spezial-Nerzeichnisse fehlen hier mindestens 80 Längenruthen, indem der
jetzige Polizeiweg zwischen Frielingsdorf und SteinenbrüÄ nach den Nnmmersteinen desselben 722 Ruthen
lang ist, das Spezial-Verzeichnis) aber nur 665 Ruthen nachweiset.

I,. nach unserm Projecte über Dohrgaul:
300 laufende Rnthen steigen 5„" pro Ruthe,
195 „ „ „ 4" bis 4,«" pro Rnthe, darin 150 Ruthen « 4",
330 „ „ „ 3" „ 3,2" „ „ „ 315 „ 5 3",
^"^ » » » <^ ,, <5/» » ,/

840 „ „ „ 1" „ 1„" " „ darin nur 35 Rnthen über 1'/, pr« Ruthe,
100 N" s> "

2750 laufende Ruthen.

Bei dieser im Ganzen weit günstigern Steigung also finden wir hier unter 2750 Ruthen — 1925
Ruthen mit einer Steigung von 0" bis 2,." pr» Ruthe, demnach fast eben; — wohingegen oben 2130
Ruthen dieses Verhältniß bis zu 6„" pro Ruthe übersteigen.

Aus dem Gesagten ist es einleuchtend,warum die Inhaber der hiesigenLokal-Industrie bei einer
Verbindung von Kaiserau nach SteinenbrüÄ sich entweder gar nicht oder doch nur
höchst spärlich mit freiwilligen Beiträgen betheiligen; zu einer Verbindung nach unserem
Projekte, über Dohrgaul aber nach ihren besten Kräften beisteuern, was schon aus den bis jetzt gezeich¬
neten freiwilligen Beiträgen hervorgeht. Wir müssen und können unsere Kräfte nur anstrengen für die
möglichst beste Straßen-Verbindung mit Wipperfürth, und solche ist, nach unserer festesten Ueber¬
zeugung, nur in der von uus projektirten Richtung von Kaiserau über Frieliugsdorf, Habbach, Eilen, Dier-
dorf und Dohrgaul nach Niedergaul gegeben.

Anders verhält es sich indessenmit der Wichtigkeit des hier beschriebenenNebenprojekts, wenn die
längst beabsichtigteChaussee durch das Sülzthal, von Hartegasse abwärts nach Immekeppel und Eschbach,
mit einer event. Zweigstraße zur Wipperfürth-Gladbacher Straße in der Richtung auf Cürten, wofür seit
längerer Zeit auch ein Comite thätig ist, wirklich zur Ausführung gelangen sollte. Alsdann wäre die
Straße von Kaiserau nach SteinenbrüÄ, event, ein Anschlußan unser Projekt von Frielingsdorf nach Stei-
nenbrüs, unbedingt nothwendig zur Verbindung der Leppestraße mit der Sülzstraße. Nicht minder noth¬
wendig aber wäre dann auch die projektirte Weiterführung der Leppestraße über Marienheide hinaus zur
Nolmestraße, um diese letztere und '«-«P. Meinertshagen in die directeste und beste Straßen-Verbindung
mit Köln, re»,,. dem Rheine zu setzen.

Doch über die Wichtigkeitdieser Verbindung zu reden, ist selbstredend nicht Zwes dieser Abhandlung.
Wir begnügen uns, nachgewiesenzu haben, daß der von uns projektirte Straßentrain von unbedingter
Nothwendigkeitist

11*
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») für das allgemeine Interesse, und
!,) für die lokale Industrie,

und wir müßten daher auch, selbst dann, wenn die fragliche Sülzthal - Straße zur Ansführnng gelaugte,
bei unserem Projekte beharren, welches dadurch um so mehr noch an Bedeutung gewinnt, daß von anderer
Seite mit Eifer dahin gearbeitet wird, von Hückeswageuaus, längs der Wupper, eine Straße über
Veyenburg nach Barmen zn baueu, wovon die letztere Strecke von Behenbnrg bis Barmen bereits vollstäudig
vermessen ist, und ohne Zweifel bald zur Ausführung gelangen wird. — Auf diese Weise würde das Agger>
mit dem Wupperthale auf dem kürzesten Wege durch eine fast vollständige Thalstraße verbunden.

Hllc, durchlauchtigsterPriu? I
Hllerguiidigster Negcut und Herr!

9) Bau ein« Straße von Vw. Königlichen Hoheit trcngehvrsamsten Stäudeu des dreizchuteu Proviuzial-Landtages
Varmen nach Hückeswagen. ^m^ ein Antrag, den Ban einer Straße von Hückeswagen über Beyenburg uach Barmen

als Staatsstraße zn befürworten, vorgelegt.
Indem dieselben sich allerunterthänigst erlauben, auf beifolgeudeDenkschrift Bezug zu nehmen,

spricht der Proviuzial-Landtag die ganz gehorsamsteBitte aus:
Ew. KöniglicheHoheit wolle in Allergnädigstcr Rücksicht auf die hohe Wichtigkeitdieser Straße,
und auf die ganz besonderen Verhältnisse, welche deren Herstellung durch die Gemeinden unmög¬
lich machen, hnldvollst gewähren, daß der Bau dieser Straße Seitens des Staates baldigst
uuteruommen werde.

In tiefster Ehrfurcht ersterben «.

Düsseldorf, den 22. December 1^8.

Anlag

Deutschrift
über einen von dem Abgeordneten Graf Ncsselrode eingebrachten Antrag, „den Ban der

projektirten Straße von Hückeswagen längs der Wupper über Veyenburg bis Varmen
als Staatsstraße zn befürworten."

Ncfcrcut: Graf Nesselrode.

Nach sorgfältiger Prüfung beehrt sich die RheinischeProvinzial-Vertretung, nachstehendesResultat
der Berathung uuterthänigst vorzulegen:

Durch deu Antrag sah sich die Versammlung zuvörderstveranlaßt, in Erwägung zu ziehen, ob
I. das Projekt von solcher Wichtigkeitselbst für die Staatsregierung ist, wie der Antrag in seinen Mo¬

tiven besagt, so daß derselbe die Unterstützung des RheinischenLandtages in Anspruch zu nehmen
geeignet erscheint;

ll. ob gegenüber den in jüngster Zeit innegehaltenen Prinzipien der hohen Staatsregierung — nur in
drmgeudstcnFälleu auf die Uebernahmedes Baues einer Straße aus Staatsmitteln einzugeheu— der
Antrag genügendeMotive darbietet, einen diesen Prinzipien entgegenstehenden Antrag zu befürworten;
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lll, ob nicht andere Mittel vorhanden sind, zn dem angestrebten Ziele zn gelangen, ohne dem hohen
Staatsministerinm ein Abgehen von anscheinendfeststehenden Grundsätzen znznmuthcn. —

Die Anerkennung der Wichtigkeitder zn banenden Straße geht zuvörderst aus einer Petition des
neunten Provinzial-Landtages vom 80. October l^5,> hervor, worin derselbeSe. Majestät den König bittet,
nnter Beseitigung aller übrigen Projekte, ein hohes Staatsministerinm zn veranlassen, bei dem künftigen
Ausban eines ans dem Rheinlande nach dem Süden nnd dem Herzen Dentschlands führenden Schienen¬
weges, dem vorgelegtenProjekt nach dnrch das Wupperthal, die geeignete Beachtung zn widmen. Der Pro-
vinzial-Landtag hat also bereits die Nothwendigkeiteiner besseren Verbindnng als die anch jetzt noch immer
bestehendeanerkannt, nnd begrüßte die Versammlung freudig einen Antrag, welcher, wenn das höhere Ziel
leider nicht zn erreichenwar, ein erreichbares erstrebt, welches von den segensreichsten Folgen für die noch
nicht genügend aufgeschlossenen Gegenden des ganzen VcrgischenLandes werden wnrde. Die Stcignugs-

. Verhältnisse der dort bestehendenStraßen sind notorisch so ungünstig, daß eine dringende Abhülfe geboten
ist, wenn die Industrie in ihrer schönen Entwickelung,der Ackerbau, der Bergbau nud der allgemeineWohl¬
stand nicht dahinsiechensollen, weil in fast allen Ländern der Welt durch stete Verbesserungder Commnni-
cationsmittcl eine Concurrenz hervorgerufenwird, welche die in dieser Hinsicht minder begünstigtenGegenden
anßer Stande sind ansznhalteu. Welch' wichtige Verhältnisse der Concnrrcnz hier vorliegen, dürfte schon
der einfacheHinweis daranf darthun, daß eine ganze Hälfte der ausgezeichnetenrheinischenTuchfabrikation
in dem von schroffen Bergen eingeschlossenen Wuppcrthalc abwärts Hückcswagenbis Barmen beruht, und
daß diese Abgeschlossenheit der Fabrik-Etablissements bei der Gnnst, welche die Aachener Fabrikation sich
crfrent, sich bereits in der empfindlichsten Weise für die Bergische Industrie fühlbar macht. — Ohne Zweifel
sind es anch Rücksichten dieser Art, verbunden mit der Nothwendigkeit, den Bedarf an Lcbeusmitteln den
großen Städten an der Wuvver zu sichern, welche die Königliche Regierung zn Düsseldorf in der jüngsten
Zeit bestimmt haben, das ältere Projekt der Herstellung einer Chansseevon Barmen längs dem Wnppcrfluß
bis Hückeswagenmit erneneter nnd anerkennenswcrtherSorgfalt wieder aufzunehmen.

Bei der bestehendenStaatsstraße von Hückcswagennach Elberfeld tritt nicht bloß der Umstand ein,
daß thalanfwärts von Elberfeld nach Hückeswagenbedeutende Steigungen zu überwinden sind, — nein, ^
auch thalabwärts von Hückcswagennach Elberfeld sind beladene Fuhren !>mal Vorspann zn nehmeu genö¬
thigt, der bei jeder Ladung hin nnd zurück mindestens ! Thlr. 20 Sgr. beträgt, während die Natur auf
eine fast ohne alle Steigung ausführbare Straße läugs der Wupper hinweist, wo ein sehr bedeutenderTheil
der Bergischen Industrie — die Tuchfabritation — sich angcsiedclthat.

Von welch' hemmendem Einflnß diese Verkehrs-Verhältnisse ans die Entwickelung dcr Industrie
und auch dcr Landwirthschaftim Obcrbergischcnsein mnßtcn, wird leicht erklärlich,wenn man bedenkt,daß
der Scheffel Kohlen dort 12 — 14 Sgr. kostet.

Bis vor ^0 Jahren participirtcn dic Oberbergischcn Kreise noch an der Industrie des unteren Wupper-
thales — ihre Bewohner spannen für die Tuch- uud Bandfabritcn. Dic Maschinen entzogen diesen Verdienst
zwar langsam, aber nin so vollständiger, während lein Ersatz dafür geboten wurde, nnd im Zuwarten auf
die Wiederkehrder vergangenen Zeiten verschwandder letzte Nothpfennig der meisten Gehöfte — das Gehölz
fast spurlos. In demselbenMaaße nahmen der Bedarf an Kohlen nnd dic Geldopfer dafür zn, was bei
den so sehr erschwerten Verkehrs-Verhältnissen doppelt fühlbar wnrde.

Bis vor 10 Jahren noch lag die Viehzuchtgar sehr im Argen, und jeder Scheffel Kalk zur Besse¬
rung und Urbarmachung des Bodens mußte mit großen Unkostenin Barmen geholt werden.

Vergleichenwir die Kreise Wippcrfürth, Gummersbach und Walobröl, den Flächen-, Boden- nnd
klimatischenVerhältnissen nach, mit dem gleich großen Distrikt des benachbarten NassanischenWesterwaldes,
so sind nnscre Kreise unbedingt vortheilhafter gestellt. Besehen wir nnS aber die Holzbestände des Wester¬
waldes nnd — was uns leichtcr ist — dic Hcerden von Schlachtvieh, die allwöchentlich von dorther
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nur allein nach unseren rheinischen Städten Coblenz, Neuwied, Cöln, Düsseldorfund Barmen Herabkommen,
während unsere Kreise nichts liefern, so liegt die Frage nahe, woher der große Unterschied, und ob wir
nicht durch eine richtigere Pflege und Aufhülfe unserer heimischen Agrikultur-Verhältnisse diese Gelder, die
wir jetzt tributartig dem Nassauer Lande zuwenden müssen, unserer eigenen Provinz zu erhalten vermöchten.

Die Versammlung glaubt daher höhere Interessen geltend gemacht zu habeu, wenn sie die Herstel¬
lung einer möglichstgünstigen, kunstgerechten Straßen-Verbindung zwischen dem Ober- und Niederbergischen
durch das Wupperthal auf das Dringendste zu unterstützen sich erlaubt.

Es kann auffallend erscheinen,daß diesen Thatsachen gegenüber erst jetzt ein solcher Wunsch hervor¬
tritt, dürfte aber durch Nachstehendeszu erklären sein.

Einmal hatte die langgenährte Hoffnung auf Erlangung einer Eisenbahn die Erstrebung jedes
weniger günstigen Verkehrsmittels früher nicht angebracht erscheinenlassen müssen, dann aber ließen die
Mittel einzelner Gemeinden den Gedanken nicht aufkommen, dieselben würden den Van, welcher zumeist
als der Industrie zu Gute kommend erscheint, wenn auch mit noch so hohen Prämien in Angriff nehmen.
Wie groß aber die Bereitwilligkeit zu Opfern für Erreichung des vorliegenden Zweckesist, dürfte aus dem
Umstände zu beweisensein, daß sogar auf der turzeu Strecke von nicht ganz einer Meile einem Theile der
projektirten Straße die Interessenten eine Summe von «lro« 11000 Thalern zu vorliegendemZwecke zur
Disposition gestellt haben. Dieses Straßen-Projekt dürfte, auf technischeGutachten gestützt, wenn nicht in
gleichemMaaße wie ein Schienenweg, dessen projektirte Richtung dieselbegrößtentheils inne halten wird,
das einzige Mittel angeben, wenn auch uicht in dem Maaße, wie eine Eisenbahn dies bewirten würde, dem
allgemeinen und tief gefühlten Bedürfnisse abzuhelfen. Die hohe Staatslegierung hatte zur Zeit unzweifel¬
haft durch die Anlage von Staatsstraßen den Grund zu dem außerordentlichen Aufschwünge des ganzen
Staates und namentlich der Nheinprovinz gelegt, ging aber von diesem Prinzipe in sofern ab, daß sie
kleinen Gemeinden den Bau der Straßen überließ. Sehr bald stellte sich aber die Unzulänglichkeitder
Mittel und die daraus entspringendeBelastung Einzelner zu Gunsten des großen Ganzen heraus, uud man
war gezwungen, sich dem früher inne gehaltenen Prinzipe wieder zu nähern. Hieraus entstandenPrämien¬
straßen und die segensreiche Gründung der Bezirksstraßen-Fonds. Dieses System hat aber noch immer,
auch abgesehenvon dem hier vorliegenden Projekte, namentlich in Gebirgsgegenden, den Nachtheil, daß bei
dem Baue der Straßen den Erfordernissendes großen Ganzen nicht genügend Rechnung getragen werden
konnte, weil, wenn eine Gemeinde als solche Zuschüsse zu einer solchen gegeben, es in der Billigkeit lag,
daß ihre Separat-Interessen zumeist gewahrt wurden, und mußteu in den meisten Fällen sogar unzweck¬
mäßige Linien genehmigt werden, um die Gemeinden zu veranlassen, selbst mit Bewilligung hoher Staats-
Prämien dergleichennothwendige Wegebauten zu übernehmen. Es gibt daher unzweifelhafte Fälle, wo das
Einschreiten des großen Ganzen in seinem eigenen Interesse geboten ist, und liegt dieser Fall grade in dem
vorliegenden Antrage vor; denn diese Straße, welche berufen ist, den großen Verkehr zwischen Wupper und
Sieg zu vermitteln, durchschneidet in ihrer ganzen Länge wenig bewohnte Gegenden und arme Gemeinden
am Saume der Gemarkung, und fällt bald auf das Gebiet der Nheinprovinz, bald auf das von West-
phalen. Da nun letztere Provinz keine Bezirksstraßeufondsbesitzt, so ist die Uebernahme der Straße, wenn
dieselbe auch als Prämienstraße projeltirt würde, zur Zeit unmöglich. Uebrigens steht es fest, daß in den
Gebirgskrcisen die Gemeinden kaum zu bewegen sind, den Bau irgend welcher Straßen zu übernehmen,
wenn denselbennicht die Garantie geboten wird, daß die Unterhaltungskostennach Fertigstellung auf weitere
Kreise vertheilt werden.

Die Versammlung ist schließlichder Ansicht,daß bezüglich auf den auf der einmal fertig gestellten Linie
ohne Zweifel statthabenden Verkehr, diese Straße eine der frequentestenund bedeutendstenRheinlands und
Westphalens werden wird. Hieran reiht sich der Wunsch: „es möge der hohen Staatsregierung gefallen, dem
vorgelegtenProjekt einer Staatsstraße durch das Wupperthal eine hochgeneigte Beachtung widmen zu wollen."
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Allel durch lanchtigster Prinz!
Allergliiidigster Ncgcnt und Herr!

Uuf dem zwölften RheinischenProvinzial-Landtage wurde die Wichtigkeit der Straße von ^) Straße von Geld««
Geldern nach Rheinberg anerkannt und zur Aufnahme auf den Bezirks-Straßenfonds vorge- "^ Weinberg,
legt, ohne bis jetzt einen Bescheiderhalten zu habeu.

Auf den dringenden Antrag der betreffendenGemeinden erlauben sich daher die treugchorsamsten
Stände Ew. KöniglicheHoheit in der größten Ehrfurcht zu bitteu, Allergnädigst befehlen zn wollen: daß
die Straßenstreckevon Geldern nach Nheinberg, sobald solche den Anforderungen einer Bezirksstraße ent¬
spricht/ auf deu Etat der Bezirksstraßeu des westrheiuischen Theiles des RegierungsbezirksDüsseldorf über¬
nommen werden möge.

In tiefster Ehrsnrcht ersterben :c.

Düsseldorf, deu 21. Deeember 1858.

Hllcrdurchllmchtigjirr Prinz!
Merguiidigstrr Uegrot und Herr!

Guer KöniglicheHoheit trcugehorsamsteStände des dreizehnten RheinischenLandtages haben ") Etroße von Straelen
^ , .^ ^ ^^ n/ ^, bis zur Liinburg'schenGrenze,den bei ihnen angebrachten Antrag ^" °

nm Aufnahme der Communal-Chaussee von Straelen nach Arccn im Königreiche der Nieder¬
lande in die Reihe der Bezirksstraßendes westrheinischen Theils des RegierungsbezirksDüsseldorf

einer sorgfältigen Prüfuug unterworfen.
Diese 1213 Ruthen lange Straße beginnt im Orte Straelen des Kreises Geldern, wo die Staats-

Straße von Wesel nach Nenlo, die Bezirksstraßevon Straelen nach Süchteln, die Gemeinde-Chausseevon
Straelen nach Nieutcrk und dle Gemeinde-Chaussee von Straelen nach Kempen ebenfalls zusammentreffen,
und führt über das preuß. Zollamt Liugsfordt nach Arccn an der Maas. Soweit dicse Straße auf dem
holländischenGcbicte liegt, ist sie gut ausgeführt und ant unterhalten.

Die Wichtigkeit der Straße wird dadurch motivirt, daß sie eine Zollstraße für In- und Ausland
ist, und durch die vielen Kalk-, Kohlen-, Stein- und Holzaschen-Fuhren des Gcldern'schenLandes einen
bedeutendenVerkehr unterhält.

Ans den dringenden und begründeten Antrag der Gemeinde, welche nicht nnr im Laufe von 12
Jahren 4339 Ruthen Straßenzuges baute, sondern jetzt noch mit dem Baue der Prämienstraße von Straelen
nach Kaldentirchcn auf eine Länge von !4U0 Ruthen beschäftigtist, und zur Aufrechthaltuug dieses guten
Sinnes und der Opfcrwilligleit dicser Gemeinde, erlauben sich die treugehorsamstenStände Euer Königliche
Hoheit in der tiefsten Ehrfurcht zu bitteu, Allergnädigst befehlen zu wollen:

daß die Commnnal-Chaussee von Straelen nach Arcen baldthunlichst auf den Bczirlsstraßcn-
Etat des RegierungsbezirksDüsseldorfübernommen werden möge.

In tiefster Ehrfurcht ersterbeu:c.

Düsseldorf, den 21. Dezember 1858.
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Merdiirchlauchtigster priiy!
H.llrrg»ädig!trr tlcgrnt »nd Herr!

«) Abbüsninc,der gegen Vuer KöniglichenHoheit nahen sich die zum dreizehnten Provinzial-Landtage versammelten
jugendlicheVerbrcchncikann'Stände der Rheinprovinz in tiefster Ohrfurcht, um Allerhöchstdenselbeneine Bitte allerunter-
Arleits-Anstnttl'' 3«" thänigst vorzutragen. Durch AllerhöchsteCabinets-Ordre voin 19. September 1857 wnrde
weiln. genehmigt, daß die gegen Zöglinge der Detentions-Anstalt Steinfeld gerichtlich erkannten

Gefäugnißstrafen von der Daner bis zu einer Woche anstatt in einem gerichtlichenGefängnisse
in der Anstalt selbst vollstreckt werden dürfen. Die Ministerien der Justiz uud des Innern wurden zugleich
ermächtigt, gleiche Bestimmnngcu riictsichtlichderjeuigeu Teteutious-Anstalten zu treffe«, deren Einrich¬
tungen die angemessene VollstreckunggerichtlicherGefängnißstrafen ermöglichen. Von dieser Ermächtigung
hat das Königliche Justizministerium durch Neseript vom 10. November 185? rücksichtlichder Arbeits-Anstalt
zu Vrauweiler Gebrauch gemacht.

Inzwischen ist von der Verwaltungs-Kommission der Arbeits-Anstalt zn Brauweiler in dem in
Abschrift allerunterthänigst beigefügten Promemoria vom 21. Juli d. I. der Autrag gestellt worden, die
Allerhöchste Eabinets-Ordre vom W. September !85i auch auf die jugendlichen Verbrecher, welche nach
§ 43 des Strafgesetzbuchszurechnungsfähig sind, so wie überhaupt auf alle Häuslinge der Anstalt auszudehnen.

In vollkommener Uebereinstimmungmit den von der Verwaltungs-Kommissionentwickelten Gründen,
erlauben sich daher die treugehorsamstenStände an den Stnfen des AllerhöchstenThrones die ehrfurchts¬
vollste Bitte niederzulegen:

Eure KöniglicheHoheit wolle Allergnädigst gernhen zu befehlen, daß die Allerhöchste Vestimmnng
vom >9. September 1857 auch auf jugendlicheVerbrecher, welche als zurechnungsfähig nach
§ 43 des Strafgesetzbuchszu einer Gefängnißstrafe verurtheilt lind demnächst in die Anstalt zu
Brauweilcr aufgenommen sind, so wie ebenfalls auf alle Häusliuge der Anstalt auszudehnen sei.

In tiefster Ehrfurcht ersterben ?c.

Düsseldorf, den 23. December 1858.

Anlage.

Pro m e m o r i a
in Betreff der Anwendung oer Allerhöchsten Cadmets-Ordre vom 19. September 185? auf alle

Dctiuirtc der Provinzial-Arbeits-Anstalt zu Brauweiler.

Durch AllerhöchsteCabinets-Ordre vom 1!). September 185? ist bestimmt worden, daß die gegen
Zöglinge der Detentions-Anstalt zu Steinfeld gerichtlicherkannte Gefänguißstrafen von der Dauer bis zu
einer Woche anstatt in einem gerichtlichen Gefängnisse in der Anstalt selbst vollstreckt werden dürfen, und
hat der Herr Iustizminister in Folge der ihm durch diese Cabinets - Ordre ertheilten Ermächtigung, gleiche
Bestimmungen rücksichtlich derjenigen Detentious-Anstalten für jugeudlicheVerbrecherzu treffen, deren Ein¬
richtungen die angeniesseile VollstreckunggerichtlicherGefängnißstrafen möglich machen, durch Neseript vom
1U. November 1^5? die Provinzial-Arbeits-Anstalt zn Brauweiler als eine solche Anstalt bezeichnet, für
welche jene Cabinets-Ordre Allwendung finden soll.

Es ist nicht zu verkennen, daß diese Maßregel auf das Erziehnngswesen der Anstalt einen wohl¬
thätigen Einfluß ausübt. Da indessendie Allerhöchste Cabinets-Ordre vom 19. September 185? sich nur
auf solche Individuell bezieht, welcheauf Grund des 8 42 des Strafgesetzbuchsder Anstalt zu Brauweiler



— 89 —

zur Aufbewahrung und weitereu Erziehung übergeben werden, gegen welche aber von früher noch Gefäng¬
nißstrafen bis zur Dauer von 8 Tagen zu vollstrecken sind, so sind die iu der Anstalt dctinirtcn jugendlichen
Verbrecher, welcheals zurechnungsfähignach § 43 des Strafgesetzbuchszu einer Gefäuguißstrafe verurtheilt
und demnächstiu die Anstalt zu deren Abbüßuug aufgenommen worden sind, von den wohlthätigen Ein¬
wirkungen der Allerhöchsten Bestimmung ganz ausgeschlossen. Die Gründe aber, welche die fragliche Maß¬
regel veranlaßt haben, dürften bei diesen Detinirten um so mehr vorliegen, als sie mehr als die der Anstalt
blos zur Erziehung überwicscnenjungen Individuen vor nachtheiligen Einflüssen, denen sie auf dem Trans¬
porte nach dem Gefängnisse sowohl als während des Aufenthalts in demselben ausgesetzt sind, gesichert
werden müssen, wenn das in der Anstalt beobachteteGrziehungssystemnicht gestört werden soll. Ueberhaupt
dürfte es sich aber empfehlen, wenn auch in anderen Fällen, also auch bei den Erwachsenen, welche in der
Arbeits-Anstalt zu Brauweiler detinirt sind, die gegen sie erkannten Gefäuguißstrafcn bis zur Dauer einer
Woche in der Anstalt zu Brauweiler selbst verbüßt werden konnten; denn abgesehendavon, daß die Voll¬
streckung diesechNeinern Strafen in den Polizei-Gcfäuguisseu uuvcrhältnißmäßige Weiterungen veranlaßt
und mannigfache Störungen in dem Geschäftsgangeder Corrections-Anstalt zur Folge hat, liegt es auch
in der Natur der Sache, daß die häufigen Transporte nur einen nachtheiligen Einfluß auf den Nerur-
theilteu ciußcrukönnen.

Unter diesen Umständen und da in der Arbeits-Anstalt zu Brauweiler Einrichtungen vorhanden
sind, um jeue Gefäuguißstrafeu den gesetzlichen Anforderungen entsprechend zu vollstrecken, hat die unter¬
zeichnete Verwaltungs-Kommissionder gedachtenAnstalt mit dem Antrage nicht länger zurückhalteuwollen:
daß die Allerhöchste Bestimmung vom 19. September l85? auch auf jugendliche Verbrecher, welche als
zurechnungsfähig nach § 43 des Strafgesetzbuchszu eiuer Gefäuguißstrafc verurtheilt und demnächstin die
Anstalt zu Brauweiler aufgenommen worden sind, so wie überhaupt auf alle Häusliuge der Anstalt aus¬
gedehnt werde.

Cöln, den 21. Juli 1858.

Hllrrdurchllmchtigsttr Prinz!
Allcrguiidigster Kcgcnt und Herr! .

Den treugehorsamste», zum zwölften Proviuzial-Lcmdtage versammelten Standen der Rhein- ^3) Vorfluth-«nb Diai-
provinz war der Entwurf eines Gesetzes über die Vorfluth zur Berathung vorgelegt. Diese "ag°° Gesetz.
Vorlage bestand in den §§ 11 — 34 des Gesetzes vom 25. November 1811. Eine gründliche Prüfung
dieses Entwurfs führte indeß zu der Ueberzeugung, daß die meisten der darin enthaltenen Bestimmungen
für die Provinz nicht anwendbar, und der Entwurf überhaupt uicht geciguet sei, den Zweck des Gesetzes,
nämlich Beseitigung der der Drainage entgegenstehendenHindernisse, zu erreichen. Die Stände erlaubten
sich daher ein anderes Gesetz zu entwerfen, welches den hiesigen Rechts-Institutionen conform ist, und
dessen Ausführung durch höchst einfacheFormen bedingt ist.

Die KöniglicheStaatsregiernng hat jedoch dem allgemeinen Landtag in der Session von 1856—57
nicht den Entwurf der Stände, sondern die erste Vorlage zur Berathung unterbreitet. Die treugehorsamsten
Stände der Nheinprovinz sind indeß heute wie damals noch fest überzeugt, daß nur der von ihnen einge¬
reichte Entwurf geeignet ist, der Drainage, diesen: wichtigen Mittel der Boden-Verbesserung, Eingang in
die Provinz zu verschaffen. Die Gründe für diese Ueberzeugung sind in dem Berichte vom 25. October
1856 ausgeführt, worauf Bezug zu nehmen gestattet sein möge.

12
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Ew. KöniglicheHoheit bitten daher die trengehorsamstenStände, Allerhöchstdieselben wollen gernhen,
den Entwurf des zwölften RheinischenProvinzial-Landtags dein allgemeinen Landtag der Monarchie, und
zwar wegeil des dringenden Bedürfnisses der gedachtenlegislatorischenMaßregel in dessen nächsterSession,
zur Berathung und Beschlnßnahme vorlegen zu lassen.

In tiefster Ehrfurcht ersterben«.
Düsseldorf, den V. December 1858.

Merdurchlanchtüisttr Pniy!
Hlltl'glilidigstrr Nrgriil u»d Herr!

14) Gemeinde Neueiburg. Die Verwaltung der Gemeinde Neuerburg, Kreis Bitburg, Regierungsbezirks Trier, hat
durch die Vermittelung des Landraths au den Provinzial-Landtag zn Düsseldorf den Antrag gestellt, die
gedachteGemeinde in den Stand der Städte zu erheben.

Der Antrag wurde auch von der Königlichen Regierung unterstützt, nnd weil die beiliegenden
Beläge dem Landtage genügten, durch dieseu der von der Gemeinde Neuerburg gestellte Antrag angenommen.

Wir erlauben uns daher Gner KöniglicheHoheit ganz unterthänigst zu bitten: die Gemeinde Neuer-
burg in den Rang der Städte Allergnädigst erheben zu wollen.

In tiefster Ehrfurcht ersterbeu:c.
Düsseldorf, den 28. December 1.858.

Allerdnrchlnuchtigstrr ^>ri>i)!
MerMdiiM- UcnMt und Herr!

15) Einquartierung. Die Tragung und Ausgleichung der erheblichenLasteil der Einquartierung in der Nhcinpro-
viuz ist nach allgemeinen gesetzlichen Normen bis jetzt nicht geordnet.

Es fehlt an einem für die ganze Provinz gültigen Einquartieruugs-Reglement mit einheitlichen
Grundsätzen, welches eine ausreichende Entschädigung für alle Einquartierung^-Träger und zugleich die
Ausgleichung zwischen allen Verpflichtetenfestzustellen hat.

Es kommen allerdings Reglements dafür in Anweuduug; allein diese sind ebenso verschieden in den
Städten uud auf dem Laude, als abweichend in den Grundsätzen. Bald wird die Einquartierung als
Personal-, bald als Real-Last betrachtet und auferlegt.

Die jetzige ungleiche Belastung tritt besonders da um so schwererein, wo die Räumlichkeiten des
Einquartierungspflichtigen nicht gestatten, Wohnung und Verpflegnng selber zn gewähren, nnd folglich ein
gütliches Abkommenmit andern Quartier-Trägern für die Wohnung uud Verpfleguug gegeil oft ungemessene
Vergütung getroffen werdeil muß. Aber mich da, wo vorsorglicheEinrichtungen Seitens der Eomnmnal-
Behörde zur Uuterbriuguug der Mannschaft für Rechnung der Einquartieruugspflichtigen bestehen, uud ein
theilweiser Ersatz für die Kosteil der Einquartierung ans den Service-Geldern geleistet wird, ist diese Ver¬
gütung so gering, daß an allen den Orten, welche von Etappenstraßen berührt werden, oder nach ihrer
strategischenoder geographischenLage zu Militnir-Uebungen «., Militair-Züge anfzunchmen haben, die
von den Einquartierungspflichtigen zu leistenden Zuschüsse zu den Nerpflegungs- und Quartier-Kosten, nll-
jährig einer namhaften Steuer gleich zu achten sind.

Iu dem allgemeinen Wunsche eines solchen Gesetzes liegt Seitens der Einquartierungspflichtigen
unbezweifelt keine Ungeneigtheit zum Grunde, die Landeskindcr, welche die Wehrtraft darstellen, bei sich
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aufzunehmen; sie halten jedoch für eben so billig, wie gerecht, daß die Nertheilung der Kosten der Einquar¬
tierung nach bestimmten ausreichenden Normal-Sätzen in Friedens- wie in Kriegs-Zeiten durch Steuer-
Umlage im Bereiche der Provinz die entsprechende Ausgleichung erhalte.

Die zum dreizehntenProvinzial-Landtag versammeltengetrencn Stände haben in ihren Berathuugen
über diesen für das Gemeinwohl erheblichen Gegenstand sich dieser Ueberzeugungangeschlossen, und erlauben
sich Ew. KöniglichenHoheit die Bitte zu unterbreiten, Allerhöchstdieselben mögen gcrnhen, die Gmaniernng
eines Gesetz-Entwurfs zu befehlen, wodurch in Friedens- wie in Kriegs-Zeiten für die Nheiuvrovinz die
Kosten der Einquartierung nach ausreichenden, für die ganze Provinz gültigen, auf festen Principien
beruhendeu Sätzen, und die Ausgleichung derselben zwischen allen Ginquartierungspstichtigen im Bereiche
der Provinz festgestellt wird.

In tiefster Ehrfurcht ersterben«.
Düsseldorf, den 22. December 1858.

HllerdurchllmchtigsterPrinz!
Hllerguädigsttr Negcnt und Herr!

Die treugehorsamsten,znm dreizehnten RheinischenProvinzial-Landtage versammelten Stände 16) Nheinschiffahrts- Ab-
gestatten sich auf Gruud eingegangener Petition, welche die getreuen Stände als berechtigt 2«ben.
ancrkenueu, die ehrfurchtsvolleBitte an Eure KöuiglicheHoheit zu richteu:

Allerhöchstdieselben geruhen zu befehlen: daß, um die Höchst »richtige uud vielfache Interessen
umfassende Nheinschiffcihrtvor der sie ernstlich bedrohendenKonkurrenz sowohl der inländischen
Eisenstraßen als anch vornämlich der ausländischen Verbindungswege einigermaßen zn schützen,
die übermäßigen Octroigebühren so weit als thunlich ermäßigt, sodann die Necognitionsgebühren
und die Brückendurchlaßgebührengänzlich aufgehoben werden.

In tiefster Ehrfurcht ersterben :c.
Düsseldorf, den 23. December 1858.

. V^HA^«^^S'

Allerhöchster Landtags - Abschied.

Im Namen Seiner Majestät des Königs.
Wir Wilhelm,

von Gottes Gnaden

Prinz von Preußen, Regent,

entbieten den getreuen Ständen der Rheinprovinz Unsern gnädigsten Gruß, und ertheilen hiermit ans die
Uns vorgelegten Gutachten und Anträge des im Jahre 1858 versammelt gewesenenProvinzial-Landtages
den nachstehendenBescheid:

12*
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i. Auf die gutachtlichen Erklärungen über die Propofitionen.
1) Gewährleistung wegen Die gutachtlichenAeußerungen Unserer getreue,: Stände haben bei der weiteren Be¬

verborgener Mängel bei rssthung die entsprechende Berücksichtigungund durch das Gesetz vom 3. Mai 1859, (Gesetz-
dem Verkaufe und Tausche Sammlung S. 205), ihre Erledigung gefunden.
uon Hausthierennn Bezirke
des Appcllations - Gerichts¬
hofes !n Löln.

2) Wahlen im Stande der Wenn die getreuen Stände den Erlaß der ihnen im Entwürfe zur Begutachtung vorge-
Landgcmeinden. legten Verordnung,

betreffend die Ausführung der in den Artikeln IX. und Xlll der Verordnung vom
13 Juli 1827 enthaltenen Bestimmungen über die Provinzial-Landtags-Wahlen im
Stande der Landgemeinden der Nheinprovinz,

nm deswillen nicht befürworten zu können geglaubt habeu, weil das Verlassen des durch das
Gesetz von 27. März k824 vorgeschriebenenWahlmodus mit dem Grundsatze der Erhaltung
und Wahrnng ständischerRechte nicht zn vereinigen sein würde und weil die Mitglieder der
Bürgermeisterei-Versammlungen durch ihre Wahl Seitens der Gemeindewähler nur mit der
Verwaltung des Gcmeindevcrmögens, nicht aber mit der Ausübung einer ständischen Berech¬
tigung betraut würden, so haben sie dabei nicht genügend gewürdigt, daß durch die beabsich¬
tigte Verordnung keineswegs neue Grundsätze in die ständische Gesetzgebungeingeführt werden
sollen, sondern daß dieselbe nur die Ausführung der nnter ständischemBeirath erlassenenVer¬
ordnung vom 13. Juli 1827 bezweckt, in deren Artikel XII l. ausdrücklich und dispositiv
bestimmt worden ist, daß die Bezirtswähler znr Wahl der Abgeordneten der Landgemeinden
nach Negnlirung des ländlichen Communalwesens von den Gemeinde-Verordnetenjeder Sammt¬
gemeinde aus ihrer Mitte erwählt werden sollen.

Da das ländliche Gemeindewesenin der Nheiuproviuz jetzt geordnet ist, so würde es sich
nicht rechtfertigen lassen, wenn diese gesetzlicheBestimmung noch ferner unnnsgcführt bliebe;
es hat daher auf den hieranf gerichteten Antrag der getreuen Stände nicht eingegaugcn werden
können, vielmehr wird denselben der Entwurf mit den bei dessen nochmaliger Prüfung für
nothwendig nnd zweckmäßigerachteten Modifieationen anderweit zur Begutachtung vorgelegt
werden.

3) Verordnung die Spur- D"" von den getreuen Ständen anerkannten Bedürfnisse einer neuen Verordnung, die
weite und Achsschenkel-LängeSpurweite und Achsschenkel-Längedes RheinischenFuhrwerk betreffend, ist unter Berüctsich-
des Rheinischen Fuhrwerks tigung der abgegebenen gutachtlichenErklärung durch die inzwischen ergangene und in den
betreffend.' Amtsblättern der Provinz publicirte Verordnung entsprochen.

II Auf die stüudischen Petitionen.

n Provimial" Neuer- Anlangend die Anträge der getreuen Stände in der Petition vom 21. December1858,
Societät. so haben dieselben, insoweit sie auf Ergänzung und »-««p. Abänderung der §8 6, 8, 72 und 73

des revidirten Reglements für die Provinzial-Feuer-Societät der Rheinprovinz vom 1. Sep¬
tember 1852 (Gesetz-Sammlung S. 653 ff), gerichtetwaren, durch Unseren inzwischen in der
Gesetz-Sammlung publicirten Erlaß vom 12. März d. I. ihre Erledigung gefunden.

Was dagegen den Antrag u,1 I. betrifft, daß über die Petition vom 2«. October 1854
bezüglichder Garantirung der Prämienbeiträge durch die Provinz und bezüglichder Gestattung
der Annahme von Mibiliar-Versicherungen Entscheidung baldigst getroffen werden möge, so
muß diese Entscheidung noch vorbehalten bleiben, da die Erörterungen, welche in Bezug auf
diese Punkte eingeleitet worden, noch nicht geschlossen sind. Auf die Bitte »ä II. endlich, die
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Verpflichtungder Societät zum Ersatz des durch sogeuanutm kalten Blitzschlagau einem ver¬
sichertenGebäude verursachte,:Schadens (§54 des Reglements) lediglich davon abhängig zn
machen, daß die Beschädigung als Wirkung des Blitzes von der Direction anerkannt werde,
hat nicht eingegangen werden können, weil einerseits ein eigentlichesBedürfniß für den An¬
trag nicht vorliegt, und andererseits ein etwaiger Anspruch der Betheiligten nicht lediglich von
dem Ermessen der Direction abhängig gemacht werden kann, endlich auch der § 105 des
Reglements sowohl nach Seiten der Societät als des Beschädigten genügenden Schntz bietet.

Dem von den getreuen Ständen in der Petition vom 22. December 1858 gestelltenAn- 2) Landarmenhaus zu Trier,
trage gemäß haben Wir durch Unsere Ordre vom 30. April d. I. genehmigt, daß denjenigen
Kreisen des Regierungsbezirks Trier, welche darthun, daß in anderer Weise von ihnen für eine
angemessene Unterbringung ihrer Hospitaliten, Kranken und Waisenkinder gesorgt sei, gestattet
werde, sich in dieser Beziehung vom Landarmenhause zu Trier gegeu verhältnismäßige Ermä¬
ßigung ihrer bisherigen Beiträge zu trennen.

Die in der Petition vom 23. December 1858 von den getreuen Ständen gestelltenAn- 3. Erweiterungder Be¬
träge auf Erweiterung der Befugnisse der Proviuzial-Hülfs-Kafse unterliegen noch der Erwägung fugntsse der Rheinischen Pro-
und muß der darauf bezügliche Bescheidvorbehalteu bleiben. vinzial-Hülfskasse.

Den Anträgen der getreuen Stände in der Petition vom 23. December 1858 entsprechend, H) Prämienfondsfür die
haben Wir genehmigt, daß der Betrag von 20,926 Thlr. 13 Sgr. 10 Pf., welcher in den Sparkassen-Interessenten bet
Jahren 1854—185? nach § 16 des unter dem 27. September 1852 bestätigten Statnts der ^ Pr°«wz,al° Hülfskasse.
Rheinischen Provinzial-Hülfs-Kasse zur Prämirnng von Sparkassen-Interessenten bestimmt
war, jedoch nicht zur Verwendung gekommenist, von den Ständen zn anderweiten provinziellen
Zweckenverwendet nnd zu dem Ende disponibel gehalten werde.

Zugleich haben Wir auf die ferneren Anträge der getreuen Stände in Abänderung des
gedachten8 16 des Hülfskassen-Statuts bestimmt, daß von dem jährlichen Zinsgcwinn der
Hülfslasse künftig nur noch ein Viertel znr Prämirnng von Sparkassen-Interessenten der
Provinz verwendet werden soll. Das andere Viertel ist dem Rheinischen Meliorations-Fonds
so lange zu überweisen, bis dessen Stamm-Kapital die Snmme von hunderttausend Thaler
erreicht haben wird. Von diesemZeitpuuttc ab, haben die Stände der Provinz nicht blos
über ein Viertel, sondern über die Hälfte des Zinsgewinns der Hülfskasse zu öffentlichen Zwecken
innerhalb der Provinz, frei zn verfügen. Gin Viertel des Zinsgewinns bleibt zur Deckung
etwaiger Verluste und zur allmähligen Vermehrung des Stammvermögens der Hülfskasse vor¬
behalten.

Auf die Petition der getreuen Stände vom 23. December 1858 haben Wir den Be- 5) Verwendungdes zur
Müssen derselben Wegen Bewilligung Verfügung der Stände ste-

1) von 2000 Thalern zur Gründung eines Pensions-Fonds für die Beamten der Provin-
zial-Arbeits-Anstalt in Branweiler, Ueberschussen der Provinzial-

2) von 2000 Thalern zur Gründung eines gleichenPensions-Fonds für die Beamten der
Provinzial-Irren-Anstalt zu Sieg bürg,

3) von je 800 Thalern zur ferneren Unterstützungder Blinden-Anstalt in Dnren für die
Jahre 1859 und 1860

Unsere Genehmigung ertheilt.

Nachdem die Gemeindechausseenvon Coblenz über Moselkern uud Eochemnach Als, die ^ Gemeinde-Chausseevon
sogenannte Moselstraßc, und von Als über Merl nach Zell bereits durch die Erlasse vom 30. EMenz nach Nlf.
und 18. April 1855 zur Aufnahme unter die Bezirksstraßen des Regierungsbezirks Coblenz
nach vollendetemAusban designirt worden sind, wird der Minister für Handel, Gewerbe nnd
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öffentlicheArbeiten auf Grund des 8 7 des Bezirksstraßen-Regulativs von: 17. September
1855 den Termin der Uebernahme dieser Straßen oder zusammenhängenderStrecken derselben
bestimmen, sobald solche den Anforderungen des gedachtenRegulativs entsprechend hergestellt
sein werden.

7) Baukosten-Zuschußaus Der in der Petition der getreuen Stände vom 23. Deeember 1858 vorgetrageneBeschluß
Nczirksst-.aßen-Fondsfnidicwegen Zahlung eiues Kostenzuschusses von 4000 Thaler aus dem Bezirtsstrahen-Fonds an die
Gemeinde Lorscheid. Gemeinde Lorscheid hat dadurch seine Erledigung gefunden, daß diese Gemeinde an dem Aus¬

bau der Wiedbach-Straße Theil zu nehmen sich nicht entschlossen hat.

L) Gemeinde-Chaussee von Auf die Anträge in der Petition vom 23. December 1858 eröffnen Wir den getreuen
Kllisnau über Frieiingsdorf Ständen, daß die Aufnahme der Gemeinde-Chaussee von Kaiserau an der Leppe-Straße über
und Dohrgaul nach Nieder- F^lingMoif und Dohrgaul nach Niedcrganl an der Lindlar-Wipperfürther Bezirksstraßenach
eew."" "^'°"'"^ ' ^" deren vollständiger und vorschriftsmäßigerAnsdanung uuter die ostrheinischen Bezirtsstrahen des

Regierungsbezirks Coln von Uns genehmigt worden ist.

9) Vcm einer St'aße von Auf den Antrag der getreuen Stände, den Ban einer Chausseevou Barmen nach Hückes-
Varmen nach Hückcswagcn. wagen längs der Wupper auf Staatslosten ansznführcu, ist nicht einzugchen, dagegen geneh¬

migen Wir, daß denjenigen Korporationen oder Privaten, welche den Bau der gedachten
Chausseen auf cigeue Kosteu auszuführen übernehmen, eine Bauprämie von 10,000 Thlr. für
die Meile, für den Fall, daß anch die künftige Unterhaltuug der Straße gesichert ist, in Aus¬
sicht gestellt werde.

IN) Straße von Geldern Die von den getrencn Ständen in der Petition vom 21. December 1858 beantragte Ueber-
nach Nhemberg. nähme der Straße voll Geldern über Camp nach Rhcinberg nach deren bczirtsstraßenmäßigcr

Vollendnng ans den westrheinischenBczirlsstraßen-Fonds des Negierungsbezirts Düsseldorf
haben Wir genehmigt.

11) Straße von Straclcn Die in der Petition Unserer getreuen Stände vom 23. December 1858 beantragte Auf-
biszurLimburg'schmGrenze,nähme der Gemeinde-Chansseen von Straclen bis zur Limbnig'schenGrenze auf Arcen unter

die westrheinischen Bezirtsstraßen des Negiernngbezirts Düsseldorf haben Wir genehmigt.

12) «büßung der gegen Was den Antrag der getreuen Stände in der Petition vom 23. December 1858 betrifft,
jugendliche Verbrecher er- so haben Wir durch Unseren Crlaß an die Minister des Innern und der Justiz vom 14. Juni
kannten Gefängnißstrafen in 1859 genehmigt, daß die Bestimmung in der Ordre, vom 1v. September 1857, wonach die

gegen Zöglinge der Detentions-Anstalten gerichtlicherkannten Gefängnißstrafen von der Dauer
bis zu einer Woche, anstatt in einem gerichtlichen Gefängnisse, in der betreffenden Anstalt
selbst vollstrecktwerden dürfen, auch auf jugendlicheVerbrecher, welche als zurechnungsfähig
nach 8 43 des Strafgesetzbuches zu einer Gefängnißstrafe verurtheilt und demnächst in die
Arbeitsanstalt zu Branweiler aufgenommensind, sowie überhaupt auf alle Häuslinge der Anstalt
ausgedehnt werde.

13) Verfluch- und Dral- ^^ Wunsche welchen die getreuen Stände in der Petition vom 21. December 1858
wegen Erlassung eines Gesetzeszur Beförderung der Vorfluth und insbesondere der Drainage
ausgedrückt haben, ist durch das Gesetz vom 14. Inni 1859 (Gesetz-Sammlnng S. 325) ent¬
sprochen worden.

14) Gemeinde Nemrburg. Dem Antrage der getreuen Stände in der Petition vom 23. December 1858 entsprechend.
haben Wir die Vertretung der Gemeinde Neuerburg, Regierungsbezirks Trier, auf Kreis- und
Provinzial-Landtagen im Stande der Städte angeordnet, auch, auf das Gesuch der Gemeinde-
Vertretung des Ortes, demselbendie Städte-Ordnung für die Rheinprovinz vom 15. Mai 1856
verliehen.
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Auf die Petition vom 32. December 1856,
die Nertheilung und Ausgleichung der Eiuquartierungslast in der Nheinprovinz 15) Einquartierung,
betreffend,

wird den getreuen Ständen eine bezügliche Vorlage zur Begutachtung zngehcn.
Anf die, die Ermäßigung der Nheinschifffahrts-Abgaben betreffendePetition vom 23. W) Nl,ei»schifffcihits-Ab,

Deeember 1658 eröffnen Wir den getreuen Stauden, wie die Bemühungen Preußens schon 6"^
seit längerer Zeit daraus gerichtetsind, eiue Ermäßigung der Nheinschifffahrts-Abgabenherbei¬
zuführen, uud daß zur Erreichung dieses Zweckesneuerdings wieder Verhandlungen angeknüpft
sind, deren Ergebniß abznwarten sein wird.

Zu Nrkund dieser Unserer gnädigsten Bescheidungenhaben Wir den gegenwärtigen Landtags-Abschied
Höchsteigenhändigvollzogennnd verbleiben den getreuen Ständen in Gnaden gewogen.

Gegeben Schloß Babelsberg, den II!. Oetober 16W.

gez.: Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent.
von Alierswald. von der Heydt. Simons, von Schleinitz.

von Patow. von B cthmann -Hollw c g.
Graf von Schwerin, von Roon.
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